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19. Wahlperiode

Gesetzentwurf

der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur zielgenauen Starkung von Familien
und ihren Kindern durch die Neugestaltung des Kinderzuschlags
und die Verbesserung der Leistungen fur Bildung und Teilhabe

(Starke-Familien-Gesetz — StaFamG)

A. Problem und Ziel

Starke Familien tragen maRgeblich zum Zusammenhalt unserer Gesellschaft bei.
Familien und gerade auch die Kinder entsprechend ihrer konkreten Lebenssitua-
tion zu stérken und verl&sslich zu unterstiitzen, ist ein wichtiges Ziel der Bundes-
regierung. Der Kinderzuschlag sorgt dafiir, dass Eltern, die ihren Bedarf durch
eigenes Einkommen selbst decken kénnen, nicht nur wegen des Bedarfs ihrer Kin-
der auf Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB 1) angewie-
sen sind. In seiner jetzigen Ausgestaltung greift der Kinderzuschlag jedoch nur
unzureichend. Zum einen bewirkt zusétzliches Einkommen in vielen Féllen, dass
der Kinderzuschlag schlagartig entfallt und die Familien im Ergebnis ein deutlich
geringeres Haushaltsnettoeinkommen zur Verfiigung haben. Zum anderen steigt
in dem Einkommensbereich des Kinderzuschlags, insbesondere wenn zudem
auch Wohngeld bezogen wird, trotz zusatzlichem Einkommen das Haushaltsnet-
toeinkommen kaum, gar nicht oder es sinkt sogar, weil das zusétzliche Einkom-
men sowohl beim Kinderzuschlag als auch beim Wohngeld leistungsmindernd
bertcksichtigt wird. Ziel der Neugestaltung des Kinderzuschlags ist es daher, Fa-
milien und ihre Kinder auch aus der verdeckten Armut besser zu erreichen und
der besonderen Lebenssituation von Familien mit kleinen Einkommen, gerade
auch der von Alleinerziehenden, Rechnung zu tragen. Zusétzliches Einkommen
soll sich auszahlen oder jedenfalls nicht mehr nachteilig auswirken. Der Kinder-
zuschlag soll nicht mehr schlagartig wegfallen, wenn bestimmte Einkommens-
grenzen Uberschritten werden. Mehr Familien sollen die Chance erhalten, durch
eigenes Erwerbseinkommen unabhéngig von den Leistungen der Grundsicherung
fur Arbeitsuchende zu werden.

Kinder sollen auferdem mdglichst unabhéngig von den finanziellen Mitteln des
Elternhauses faire Chancen auf gesellschaftliche Teilhabe erhalten und ihre Fa-
higkeiten entwickeln kénnen. Hierzu gehort auch, das spezifische soziokulturelle
Existenzminimum von Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen durch
Bildungs- und Teilhabeleistungen zu sichern. Dieses sogenannte Bildungspaket
wird durch das vorliegende Gesetz deutlich verbessert. Der Betrag fiir die Aus-
stattung mit persénlichem Schulbedarf ist seit seiner Einfiihrung nicht erhéht wor-
den. Zur Erhaltung der Kaufkraft sowie zur Beibehaltung seiner Funktion wird
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dieser Geldbetrag erhoht. Auch die Abschaffung der Eigenanteile bei der Finan-
zierung des gemeinschaftlichen Mittagessens in Schule, Kita und Kindertages-
pflege sowie bei der Schilerbeférderung erweitert den Leistungsumfang. Zudem
fuhrt diese MaRRnahme zu einer deutlichen Vereinfachung der Umsetzung bei Tra-
gern, Leistungsberechtigten und Leistungsanbietern. Entsprechendes gilt flr die
Klarstellung, dass Lernférderung nicht von einer Versetzungsgefahrdung abhén-

gig ist.

B. L6sung

Die Neugestaltung des Kinderzuschlags flihrt dazu, dass Familien mit besonde-
rem Unterstutzungsbedarf zielgenauer erreicht werden und sich zusétzliches Ein-
kommen, inshesondere Einkommen aufgrund zusétzlicher Erwerbstatigkeit,
durchgehend lohnt beziehungsweise nicht zu einer Verringerung des verfligbaren
Haushaltsnettoeinkommens fiihrt. Dartiber hinaus sollen die Beantragung und der
Vollzug des Kinderzuschlags grundlegend vereinfacht werden, so dass Familien
die Leistung leichter erhalten kénnen und somit mehr Kinder vor Armutsrisiken
geschitzt sind. Der Kinderzuschlag wird in zwei Stufen zum 1. Juli 2019 und zum
1. Januar 2020 neugestaltet. Dabei sind die folgenden sechs Malinahmen vorge-
sehen:

1. Der Kinderzuschlag soll so erhoht werden, dass er zusammen mit dem Kin-
dergeld den durchschnittlichen Bedarf eines Kindes in Hohe des steuerfrei
zu stellenden sachlichen Existenzminimums mit Ausnahme des Betrages fiir
Bildung und Teilhabe deckt. Die Bildungs- und Teilhabeleistungen werden
den Kindern gesondert gewéhrt.

2. Kindeseinkommen soll den Kinderzuschlag nur noch zu 45 Prozent, statt wie
bisher zu 100 Prozent, mindern, soweit dadurch nicht mehr als 100 Euro vom
Kindeseinkommen unberucksichtigt bleiben. Dartiber hinaus gehendes Kin-
deseinkommen wird wie bisher zu 100 Prozent angerechnet.

3. Die Inanspruchnahme des Kinderzuschlags wird durch einen einheitlichen
Bewilligungszeitraum von sechs Monaten und durch feste Bemessungszeit-
rdume wesentlich vereinfacht.

4. Die Abbruchkante, an der der Kinderzuschlag bislang schlagartig entféllt,
wird abgeschafft. Dazu werden die oberen Einkommensgrenzen aufgehoben.

5. Zusatzliches Einkommen der Eltern soll den Gesamtkinderzuschlag nur noch
zu 45 Prozent, statt wie bisher zu 50 Prozent, mindern.

6. Familien sollen auch dann den Kinderzuschlag erhalten kénnen, wenn sie
bisher kein Arbeitslosengeld Il beziehen und ihnen mit ihrem Erwerbsein-
kommen, dem Kinderzuschlag und gegebenenfalls dem Wohngeld hdchs-
tens 100 Euro fehlen, um Hilfebeddrftigkeit nach dem SGB 11 zu vermeiden.
Dieser erweiterte Zugang zum Kinderzuschlag fiir Familien, die in verdeck-
ter Armut leben, soll zundchst auf drei Jahre befristet werden.

Die ersten drei MaRnahmen treten am 1. Juli 2019 in Kraft, die weiteren drei Maf3-
nahmen am 1. Januar 2020.

Im Bereich der Leistungen fiir Bildung und Teilhabe sind folgende Mal3nahmen
vorgesehen:

1. Erhdhung des Betrages flr die Ausstattung mit persénlichem Schulbedarf,

2.  Wegfall der Eigenanteile bei gemeinschaftlicher Mittagsverpflegung und
Schiilerbeférderung,
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3. Regelung zur Unabhangigkeit des Anspruches auf Lernférderung von einer
Versetzungsgeféhrdung,

4. Verwaltungsvereinfachung durch Wegfall gesonderter Antrdge fir Schul-
ausfliige, Schilerbeférderung, gemeinschaftliche Mittagsverpflegung und
Teilhabeleistungen; zudem wird grundsatzlich auch die Erbringung der Leis-
tungen fiir Bildung und Teilhabe durch Geldleistungen erméglicht und

5. Einfihrung der Mdglichkeit fir Schulen, die Leistungen fur Schulausfliige
fiir leistungsberechtigte Kinder gesammelt mit einem zustandigen Trager ab-
zurechnen.

Diese MalRnahmen treten am 1. August 2019 in Kraft.

Mit der Neugestaltung des Kinderzuschlags und der Leistungen des Bildungs- und
Teilhabepakets werden Familien und insbesondere die Kinder zielgenau gestérkt.

C. Alternativen
Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Kosten fiir den Ausbau des Kinderzuschlags

. . Kosten fiir den Ausbau des Kinderzu-

Gebiets-kor-
erschaft schlags .
P netto in Millionen Euro

2019 2020 2021
Bund 80,5 4815 4745
Lander 5 7,5 7,5
Kommunen -12,5 -25 -20
gesamt 73 464 462

Fir die in den Jahren 2020 und 2021 jeweils etwa 328 000 Kinder, die durch die
Bildungs- und Teilhabeleistungen zusétzlich erreicht werden, also nicht schon zu-
vor Uber die Grundsicherung fiir Arbeitsuchende oder tiber Wohngeld einen An-
spruch auf Bildungs- und Teilhabeleistungen hatten, ergeben sich zusétzliche
Ausgaben flir die kommunalen Tréager von rund 70 Millionen Euro pro Jahr. Diese
Mehrausgaben werden in gleicher Hohe vom Bund im darauffolgenden Jahr im
Rahmen der Bundesbeteiligung an den Leistungen fiir Unterkunft und Heizung
des SGB Il zur Entlastung der Kommunen getragen. Die Mehrausgaben in den
Jahren 2019 bis 2021 verteilen sich wie folgt auf die Haushalte der Gebietskor-
perschaften.

Mehrausgaben durch die Einbezie-
Gebiets- hung von 328 000 Kindern in die
korperschaft | Leistungen flr Bildung und Teilhabe
in Millionen Euro

2019 2020 2021

Bund 0 0 70,0
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Lénder 0 0 0
Kommunen 0 70,0 0
gesamt 0 70,0 70,0

Die auf den Bund entfallenden Mehrausgaben im Bereich des Wohngeldes sollen
im Einzelplan 06 innerhalb der geltenden Haushalts- und Finanzplanansatze aus-
geglichen werden.

Kosten fiir die Verbesserungen der Leistungen fir Bildung und Teilhabe

Die Verbesserungen der Leistungen flr Bildung und Teilhabe fiihren im Jahr 2019
zu Mehrausgaben fir die Leistungstrager in H6he von insgesamt rund 100 Milli-
onen Euro; ab dem Jahr 2020 ist insgesamt mit Mehrausgaben in H6he von rund
220 Millionen Euro pro Jahr zu rechnen.

Fur die rund 2,5 Millionen dem Grunde nach Leistungsberechtigten im SGB I
ergeben sich Mehrausgaben in Hohe von 150 Millionen Euro pro Jahr ab 2020.
Fir die schatzungsweise rund 940 000 Kinder, fiir die der nach Artikel 2 verbes-
serte Kinderzuschlag oder Wohngeld bezogen wird, ergeben sich ab dem Jahr
2020 Mehrausgaben von rund 60 Millionen Euro jahrlich.

Die durch den Ausbau der Leistungen fur Bildung und Teilhabe entstehenden
Mehrausgaben im Bereich des SGB Il, des Bundeskindergeldgesetzes (BKGG)
sowie des Zwolften Buches Sozialgesetzbuch (SGB XII) und des Asylbewerber-
leistungsgesetzes (AsylbLG) sind der nachstehenden Tabelle zu entnehmen.

Mehrausgaben durch den Ausbau der
Leistungen fur Bildung und Teilhabe in
Regelungsbereich Millionen Euro
2019 ab 2020

SGB Il 75,0 150,0

SGB XIlI 0,8 1,7
BKGG 20,0 60,0
AsylbLG 4,8 8,9
insgesamt 100,6 220,6

Die Mehrausgaben in den Jahren 2019 bis 2021 verteilen sich wie folgt auf die
Haushalte der Gebietskorperschaften. Mehrausgaben der Kommunen, die im Rah-
men des SGB Il und des BKGG anfallen, werden dabei in gleicher H6he vom
Bund jeweils im Folgejahr im Rahmen seiner Beteiligung an den Leistungen fir
Unterkunft und Heizung getragen.

Gebiets-Kor- Mehrausgaben durch den Ausbau der

Leistungen fur Bildung und Teilhabe in
perschaft -

Millionen Euro

2019 2020 2021

Bund 0 95,0 210,0
Lander 0 0 0
Kommunen 100,6 125,6 10,6
gesamt 100,6 220,6 220,6
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Weitere Mehrausgaben fir den Bundeshaushalt kénnen durch die Klarstellung bei
der Lernférderung entstehen.

Zusétzlich entstehen dem Bund durch den Wegfall des Eigenanteils beim Mittag-
essen in Werkstétten flir behinderte Menschen (§ 42b SGB XI11) Mehrausgaben,
die - fortgeschrieben auf das Jahr des Inkrafttretens im Jahr 2020 - 35 Millionen
Euro j&hrlich betragen.

Der finanzielle Mehrbedarf soll grundsétzlich im jeweiligen Einzelplan ausgegli-
chen werden.

E. Erfullungsaufwand

E.1 Erfullungsaufwand fir Burgerinnen und Birger

Der Gesetzentwurf filhrt zu einer Verdnderung des Erfullungsaufwandes fir die
Birgerinnen und Biirger. Fur den Kinderzuschlag ist ein zusétzlicher Erfullungs-
aufwand von rund 450 000 Stunden jahrlich anzunehmen. Dieser ergibt sich aus
einer Reduzierung des Erfiillungsaufwandes fiir die aktuellen Bezieherinnen und
Bezieher des Kinderzuschlags und einem geschétzten Mehraufwand fiir die ab
dem Jahr 2020 zusétzlich erreichten Familien.

Die Verbesserungen beim Bildungspaket fiihren zu keinem zusétzlichen Erfil-
lungsaufwand bei den Birgerinnen und Birgern. Der Verzicht auf die Anrech-
nung von Eigenanteilen beim gemeinschaftlichen Mittagessen in Schule, Kita und
Kindertagespflege und der Wegfall der gesonderten Antragstellung bei einzelnen
Leistungen fur Bildung und Teilhabe mindert den Erfiillungsaufwand der Birge-
rinnen und Biirger um geschatzt 443 000 Stunden jéhrlich.

E.2 Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

Der Verzicht auf die Anrechnung von Eigenanteilen beim gemeinschaftlichen
Mittagessen in Schule, Kita und Kindertagespflege mindert den Erflllungsauf-
wand der Wirtschaft um 9,1 Millionen Euro jéhrlich, Die Zulassung der Erbrin-
gung der Leistungen des Bildungs- und Teilhabepakets durch Geldleistungen
fuhrt gegeniiber den bisherigen Erbringungswegen zu einer Minderung des Erful-
lungsaufwandes um rund 5,8 Millionen Euro jahrlich. Dabei handelt es sich aus-
schlieBlich um Birokratiekosten.

Der Gesetzentwurf fiihrt im Ubrigen zu keiner wesentlichen Veranderung des Er-
fullungsaufwandes fir die Wirtschaft.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Die Neugestaltung des Kinderzuschlags flihrt einerseits zu einem verringerten Er-
fiullungsaufwand und andererseits zu einem Mehraufwand fiir die Verwaltung, so
dass ein zusatzlicher Erfillungsaufwand im Kinderzuschlag in Héhe von 172,5
Millionen Euro durch eine Reduzierung der Fallpauschale, steigender Kinderzah-
len, einmaliger Umstellungsaufwand und Digitalisierungskosten entsteht.

Zugleich werden Verwaltungskosten fiir den Vollzug des SGB 1 eingespart, da
Familien mit rund 40 000 Kindern nunmehr Kinderzuschlag statt Leistungen nach
dem SGB Il beziehen. Dieser Verminderung steht teilweise ein héherer Bera-
tungsaufwand gegenuber.
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Die Verbesserung des Bildungspakets fiihren zu einer Minderung des Erfullungs-
aufwands der Verwaltung in Héhe von 13,65 Millionen Euro.

Im Ubrigen ist ein eventuell entstehender Mehrbedarf des Bundes an Sach- und
Personalmitteln finanziell und stellenmaRig im jeweiligen Einzelplan innerhalb
der geltenden Haushalts- und Finanzplanansdtze auszugleichen.

F. Weitere Kosten

Der Wirtschaft, einschlieRlich mittelstandischer Unternehmen, entstehen keine
direkten sonstigen Kosten.

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Ver-
braucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.



BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND Berlin, 1. Februar 2019 }
DIE BUNDESKANZLERIN

An den

Prasidenten des

Deutschen Bundestages
Herrn Dr. Wolfgang Schéauble
Platz der Republik 1

11011 Berlin

Sehr geehrter Herr Prasident,

hiermit Ubersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes zur zielgenauen Starkung von Familien
und ihren Kindern durch die Neugestaltung des Kinderzuschlags
und die Verbesserung der Leistungen fir Bildung und Teilhabe
(Starke-Familien-Gesetz — StaFamG)

mit Begriindung und Vorblatt (Anlage 1).

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizu-
fuhren.

Federfiihrend ist das Bundesministerium fur Familie, Senioren, Frauen und
Jugend und das Bundesministerium flr Arbeit und Soziales.

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemalR § 6 Absatz 1
NKRG ist als Anlage 2 beigeflgt.

Der Gesetzentwurf ist dem Bundesrat am 10. Januar 2019 als besonders
eilbedurftig zugeleitet worden.

Die Stellungnahme des Bundesrates zu dem Gesetzentwurf sowie die Auf-
fassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates wer-
den unverziglich nachgereicht.

Mit freundlichen GrilRen

Dr. Angela Merkel
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Anlage 1

Entwurf eines Gesetzes zur zielgenauen Starkung von Familien
und ihren Kindern durch die Neugestaltung des Kinderzuschlags
und die Verbesserung der Leistungen fur Bildung und Teilhabe

(Starke-Familien-Gesetz — StaFamG)

vom ...

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Anderung des Bundeskindergeldgesetzes

Das Bundeskindergeldgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Januar 2009 (BGBI. | S. 142,
3177), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 29. November 20187 (BGBI. 1.S. 2210) geéndert worden ist,
wird wie folgt gedndert:

1. §5 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

.»(2) Das Kindergeld wird riickwirkend nur fur die letzten sechs Monate vor Beginn des Monats gezahlt,
in dem der Antrag auf Kindergeld eingegangen ist.*

b) Folgender Absatz 3 wird angefligt:

.»(3) Der Kinderzuschlag wird nicht fiir Zeiten vor der Antragstellung gewéhrt. Er wird in den Fallen
des § 6a Absatz 1 Nummer 4 Satz 3 erst ab dem Monat, der auf den Monat der Antragstellung folgt,
gewdhrt, wenn Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch fiir den Monat, in dem der Antrag
auf Kinderzuschlag gestellt worden ist, bereits erbracht worden sind. § 28 des Zehnten Buches Sozial-
gesetzbuch gilt mit der Maf3gabe, dass der Antrag unverziiglich nach Ablauf des Monats, in dem die
Ablehnung oder Erstattung der anderen Leistungen bindend geworden ist, nachzuholen ist.*

2. 8§86 Absatz 3 wird aufgehoben.
3. §6a wird wie folgt gefasst:

,»8 6a
Kinderzuschlag

(1) Personen erhalten fir in ihrem Haushalt lebende unverheiratete oder nicht verpartnerte Kinder, die
noch nicht das 25. Lebensjahr vollendet haben, einen Kinderzuschlag, wenn

1. sie fir diese Kinder nach diesem Gesetz oder nach dem X. Abschnitt des Einkommensteuergesetzes
Anspruch auf Kindergeld oder Anspruch auf andere Leistungen im Sinne von § 4 haben,

2. sie mit Ausnahme des Wohngeldes, des Kindergeldes und des Kinderzuschlags tiber Einkommen im
Sinne des § 11 Absatz 1 Satz 1 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch in Héhe von mindestens 900 Euro
oder, wenn sie alleinerziehend sind, in Hohe von mindestens 600 Euro verfiigen, wobei Betrége nach §
11b des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch nicht abzusetzen sind,
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3. sie mit Ausnahme des Wohngeldes Uber Einkommen oder Vermégen im Sinne der 88 11 bis 12 des
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch verfiigen, das héchstens dem nach Absatz 5 Satz 1 fur sie mal3ge-
benden Betrag zuzuglich dem Gesamtkinderzuschlag nach Absatz 4 entspricht, und

4. durch den Kinderzuschlag Hilfebedrftigkeit nach § 9 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch vermieden
wird. Bei der Priifung, ob Hilfebedirftigkeit vermieden wird, bleiben die Bedarfe nach § 28 des Zweiten
Buches Sozialgesetzbuch auller Betracht. Das Gleiche gilt fir Mehrbedarfe nach den 88§ 21 und 23
Nummer 2 bis 4 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch, wenn kein Mitglied der Bedarfsgemeinschaft
Leistungen nach dem Zweiten oder Zwolften Buch Sozialgesetzbuch beantragt hat oder erhalt oder alle
Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft fuir den Zeitraum, fur den Kinderzuschlag beantragt wird, auf die
Inanspruchnahme von Leistungen nach dem Zweiten oder Zwolften Buch Sozialgesetzbuch verzichten.
In diesem Fall ist § 46 Absatz 2 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch nicht anzuwenden. Der Verzicht
kann auch gegenlber der Familienkasse erklart werden; diese unterrichtet den fir den Wohnort des
Berechtigten zustandigen Trager der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende iber den Verzicht.

(2) Der monatliche Hochstbetrag des Kinderzuschlags deckt zusammen mit dem fiir ein erstes Kind
nach 8 66 Einkommensteuergesetz zu zahlenden Kindergeld ein Zwolftel des steuerfrei zu stellenden sach-
lichen Existenzminimums eines Kindes fur das jeweilige Kalenderjahr mit Ausnahme des Anteils fur Bil-
dung und Teilhabe. Steht dieses Existenzminimum eines Kindes zu Beginn eines Jahres nicht fest, ist inso-
weit der fUr das Jahr geltende Betrag fiir den Mindestunterhalt eines Kindes in der zweiten Altersstufe nach
der Mindestunterhaltsverordnung mafgeblich. Als Hichstbetrag des Kinderzuschlags in dem jeweiligen Ka-
lenderjahr gilt der Betrag, der sich zu Beginn des Jahres nach den Sétzen 1 und 2 ergibt, mindestens jedoch
ein Betrag in Hohe des Vorjahres.

(3) Ausgehend vom Hdochsthbetrag mindert sich der jeweilige Kinderzuschlag, wenn das Kind nach
den 88 11 bis 12 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch zu beriicksichtigendes Einkommen oder Vermégen
hat. Bei der Bericksichtigung des Einkommens bleiben das Wohngeld, das Kindergeld und der Kinderzu-
schlag auler Betracht. Der Kinderzuschlag wird um 45 Prozent des zu berticksichtigenden Einkommens des
Kindes monatlich gemindert, soweit dadurch nicht mehr als 100 Euro monatlich vom Kindeseinkommen
unberiicksichtigt bleiben. Ein Anspruch auf Zahlung des Kinderzuschlags fur ein Kind besteht nicht fur Zeit-
rdume, in denen zumutbare Anstrengungen unterlassen werden, Anspriiche auf Einkommen des Kindes gel-
tend zu machen. Bei der Beriicksichtigung des Vermdgens des Kindes ist der Grundfreibetrag nach § 12
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1a des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch abzusetzen. Ist das zu beriicksichtigende
Vermogen héher als der nach den Sétzen 1 bis 5 verbleibende monatliche Anspruch auf Kinderzuschlag, so
dass es den Kinderzuschlag fur den ersten Monat des Bewilligungszeitraumes vollstandig mindert, entfallt
der Anspruch auf Kinderzuschlag. Ist das zu beriicksichtigende Vermdgen niedriger als der monatliche An-
spruch auf Kinderzuschlag, ist der Kinderzuschlag im ersten Monat des Bewilligungszeitraumes um einen
Betrag in Hohe des zu beriicksichtigenden Vermégens zu mindern und ab dem folgenden Monat Kinderzu-
schlag ohne Minderung wegen des Vermdgens zu zahlen.

(4) Die Summe der einzelnen Kinderzuschlége nach den Absatzen 2 und 3 bildet den Gesamtkinder-
zuschlag.

(5) Der Gesamtkinderzuschlag wird in voller Hohe gewahrt, wenn das nach den 88 11 bis 12 des
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch mit Ausnahme des Wohngeldes und des Kinderzuschlags zu berticksich-
tigende Einkommen oder Vermdgen der Eltern einen Betrag in Hohe der bei der Berechnung des Arbeitslo-
sengeldes Il oder des Sozialgeldes zu berlicksichtigenden Bedarfe der Eltern (Gesamtbedarf der Eltern) nicht
Ubersteigt. Als Einkommen oder Vermégen der Eltern gilt dabei dasjenige der Mitglieder der Bedarfsge-
meinschaft mit Ausnahme des Einkommens oder Vermdgens der in dem Haushalt lebenden Kinder. Zur
Feststellung des Gesamtbedarfs der Eltern sind die Bedarfe fiir Unterkunft und Heizung in dem Verhaltnis
aufzuteilen, das sich aus den im 12. Bericht der Bundesregierung uiber die Hohe des Existenzminimums von
Erwachsenen und Kindern festgestellten entsprechenden Bedarfen flir Alleinstehende, Ehepaare, Lebens-
partnerschaften und Kinder ergibt. Bei der Beriicksichtigung des mafgeblichen Vermégens gilt Absatz 3
Satz 6 und 7 entsprechend.

(6) Der Gesamtkinderzuschlag wird stufenweise gemindert, wenn das zu berlicksichtigende Einkom-
men oder Vermdgen der Eltern deren Gesamtbedarf tUbersteigt. Wenn das zu berlicksichtigende Einkommen
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der Eltern nicht nur aus Erwerbseinkiinften besteht, ist davon auszugehen, dass die Uberschreitung des Ge-
samtbedarfs der Eltern durch die Erwerbseinkiinfte verursacht wird, wenn nicht die Summe der anderen
Einkommensteile oder des Vermdégens flr sich genommen diesen malgebenden Betrag libersteigt. Der Ge-
samtkinderzuschlag wird um 50 Prozent des Betrages, um den die monatlichen Erwerbseinkinfte den maR-
gebenden Betrag Uibersteigen, monatlich gemindert. Anderes Einkommen oder Vermdgen der Eltern mindern
den Gesamtkinderzuschlag in voller Hohe.

(7) Uber den Gesamtkinderzuschlag ist jeweils fiir sechs Monate zu entscheiden (Bewilligungszeit-
raum). Der Bewilligungszeitraum beginnt mit dem Monat, in dem der Antrag gestellt wird, jedoch friihestens
nach Ende eines laufenden Bewilligungszeitraums. Anderungen in den tatséchlichen oder rechtlichen Ver-
héltnissen wéhrend des laufenden Bewilligungszeitraums sind abweichend von § 48 des Zehnten Buches
Sozialgesetzbuch nicht zu beriicksichtigen, es sei denn, die Zusammensetzung der Bedarfsgemeinschaft oder
der Hochstbetrag des Kinderzuschlags andert sich. Wird ein neuer Antrag gestellt, unverziglich nachdem
der Verwaltungsakt nach § 48 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch wegen einer Anderung der Bedarfsge-
meinschaft aufgehoben worden ist, so beginnt ein neuer Bewilligungszeitraum unmittelbar nach dem Monat,
in dem sich die Bedarfsgemeinschaft geandert hat.

(8) Fir die Ermittlung des monatlich zu berticksichtigenden Einkommens ist der Durchschnitt des
Einkommens aus den sechs Monaten vor Beginn des Bewilligungszeitraums malgeblich. Bei Personen, die
den selbst genutzten Wohnraum mieten, sind als monatliche Bedarfe fiir Unterkunft und Heizung die laufen-
den Bedarfe fiir den ersten Monat des Bewilligungszeitraums zugrunde zu legen. Bei Personen, die an dem
selbst genutzten Wohnraum Eigentum haben, sind als monatliche Bedarfe fur Unterkunft und Heizung die
Bedarfe aus den durchschnittlichen Monatswerten des Kalenderjahres vor Beginn des Bewilligungszeit-
raums zugrunde zu legen. Liegen die entsprechenden Monatswerte fiir den Wohnraum nicht vor, soll abwei-
chend von Satz 3 ein Durchschnitt aus den letzten vorliegenden Monatswerten fuir den Wohnraum zugrunde
gelegt werden, nicht jedoch aus mehr als zwéIf Monatswerten. Im Ubrigen sind die tatsachlichen und recht-
lichen Verhaltnisse zu Beginn des Bewilligungszeitraums mafRgeblich.”

4. §6b Absatz 2 wird wie folgt geéndert:

a) In Satz 3 werden die Worter ,,und den Leistungsberechtigten nicht zugemutet werden kann, die Auf-
wendungen aus eigenen Mitteln zu bestreiten® gestrichen.

b) Die Satze 4 und 5 werden aufgehoben.
5. 8§11 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 5 wird aufgehoben und der bisherige Absatz 6 wird Absatz 5.
b) Folgender Absatz wird angefligt:
.»(6) Entsprechend anwendbar sind die VVorschriften des Dritten Buches Sozialgesetzbuch tber
1. die Aufhebung von Verwaltungsakten (§ 330 Absatz 2, 3 Satz 1) sowie

2. die vorlaufige Zahlungseinstellung nach 8 331 mit der MaRgabe, dass die Familienkasse auch zur
teilweisen Zahlungseinstellung berechtigt ist, wenn sie von Tatsachen Kenntnis erhélt, die zu ei-
nem geringeren Leistungsanspruch fihren.*

6. 8§19 wird folgender Absatz angefugt:

»(3) Wird Kinderzuschlag vor dem 1. Juli 2019 bewilligt, finden die Regelungen des Bundeskindergeld-
gesetzes in der bis zum 30. Juni 2019 geltenden Fassung weiter Anwendung, mit Ausnahme der Regelung
zum monatlichen Héchstbetrag des Kinderzuschlags nach § 20 Absatz 2.

7. 820 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

.»(2) Abweichend von § 6a Absatz 2 betragt fir die Zeit vom 1. Juli 2019 bis zum 31. Dezember
2020 der monatliche Héchstbetrag des Kinderzuschlags fir jedes zu beriicksichtigende Kind 185 Euro.*

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
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,»(3) Wird einer Person erstmals Kinderzuschlag fur einen nach dem 30. Juni 2019 beginnenden
Bewilligungszeitraum bewilligt und wird ihr der Verwaltungsakt erst nach Ablauf des ersten Monats
des Bewilligungszeitraums bekanntgegeben, endet dieser Bewilligungszeitraum abweichend von § 6a
Absatz 7 Satz 1 am Ende des flinften Monats nach dem Monat der Bekanntgabe des Verwaltungsaktes.*

¢) In Absatz 5 werden die Satze 1 bis 4 gestrichen.
d) Absétze 7 und 8 werden aufgehoben.
In 8 22 wird die Angabe ,,31. Dezember 2006 durch die Angabe ,,31. Juli 2022* ersetzt.

Artikel 2
Weitere Anderung des Bundeskindergeldgesetzes

Das Bundeskindergeldgesetz, das zuletzt durch Artikel 1 dieses Gesetzes gedndert worden ist, wird wie folgt

geéndert:

1.

8 5 Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gedndert:
Die Angabe ,,Nummer 4“ wird durch die Angabe ,,Nummer 3“ ersetzt.
8 6a wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) In Nummer 2 wird das Komma am Ende durch das Wort ,,und* ersetzt.
bb) Die Nummer 3 wird gestrichen.
cc) Die bisherige Nummer 4 wird die neue Nummer 3 und wird wie folgt gefasst:

,»3. bei Bezug des Kinderzuschlags keine Hilfebedurftigkeit nach § 9 des Zweiten Buches Sozial-
gesetzbuch besteht, wobei die Bedarfe nach § 28 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch au-
Rer Betracht bleiben.«

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefugt:
,»(1a) Ein Anspruch auf Kinderzuschlag besteht abweichend von Absatz 1 Nummer 3, wenn

1. bei Bezug von Kinderzuschlag Hilfebedirftigkeit besteht, der Bedarfsgemeinschaft zur Vermei-
dung von Hilfebediirftigkeit aber mit ihrem Einkommen, dem Kinderzuschlag und dem Wohngeld
hodchstens 100 Euro fehlen,

2. sich bei der Ermittlung des Einkommens der Eltern nach 8 11b Absatz 2 und 3 des Zweiten Buches
Sozialgesetzbuch wegen Einkommen aus Erwerbstétigkeit Absetzbetrége in Héhe von mindestens
100 Euro ergeben und

3. kein Mitglied der Bedarfsgemeinschaft Leistungen nach dem Zweiten oder nach dem Zwdlften
Buch Sozialgesetzbuch erhalt oder beantragt hat.”

¢) In Absatz 6 Satz 3 werden die Worter ,,um 50 Prozent” durch die Worter ,,um 45 Prozent* ersetzt.
In 8 19 Absatz 3 wird die Angabe ,,Absatz 2* durch die Angabe ,,Absatz 3" ersetzt.

§ 20 wird wie folgt geéndert:

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Die Regelung der erweiterten Zugangsmdglichkeit nach § 6a Absatz 1 Nummer 3 Satz 3 ist bis
zum 31. Dezember 2022 anzuwenden.*

b) Die bisherigen Absétze 2 bis 6 werden die Absatze 3 bis 7.
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5.

In § 22 werden nach dem Wort ,,(Kinderzuschlag)* die Worter ,,und insbesondere (ber die Auswirkungen
der erweiterten Zugangsmaoglichkeit zum Kinderzuschlag nach 8§ 6a Absatz 1 Nummer 3 Satz 3 eingeflgt.

Artikel 3
Anderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch

Das Zweite Buch Sozialgesetzbuch — Grundsicherung fir Arbeitsuchende — in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 13. Mai 2011 (BGBI | S. 850, 2094), das zuletzt durch Artikel 20 des Gesetzes vom 17. Juli 2017
(BGBI. I S. 2541) ge&ndert worden ist, wird wie folgt ge&ndert:

1.

In § 21 Absatz 4 Satz 1 werden die Worter ,,8 49 Absatz 3 Nummer 2 und 4“ durch die Worter ,,§ 49 Absatz
3 Nummer 2 und 5 ersetzt.

§ 28 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

,»(3) Fir die Ausstattung von Schilerinnen und Schillern mit persénlichem Schulbedarf ist § 34 Absatz 3 und
3a des Zwolften Buches Sozialgesetzbuch mit der Maligabe entsprechend anzuwenden, dass der nach § 34
Absatz 3 Satz 1 und Absatz 3a des Zwolften Buches Sozialgesetzbuch anzuerkennende Bedarf flir das erste
Schulhalbjahr zum 1. August und fir das zweite Schulhalbjahr zum 1. Februar zu beriicksichtigen ist.”

b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

,»(4) Bei Schilerinnen und Schiilern, die fir den Besuch der n&chstgelegenen Schule des gewahlten
Bildungsgangs auf Schiilerbeférderung angewiesen sind, werden die dafiir erforderlichen tatséchlichen
Aufwendungen berlcksichtigt, soweit sie nicht von Dritten bernommen werden.*

¢) Dem Absatz 5 wird folgender Satz angeftigt:
,»Auf eine bestehende Versetzungsgefahrdung kommt es dabei nicht an.*
d) In Absatz 6 Satz 1 wird das Wort ,,Mehraufwendungen* durch das Wort ,,Aufwendungen* ersetzt.
§ 29 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
(1) Leistungen zur Deckung der Bedarfe nach § 28 Absatz 2 und 5 bis 7 werden erbracht durch
1. Sach- und Dienstleistungen, insbesondere in Form von personalisierten Gutscheinen,
2. Direktzahlungen an Anbieter von Leistungen zur Deckung dieser Bedarfe (Anbieter) oder
3. Geldleistungen.

Die kommunalen Trager bestimmen, in welcher Form sie die Leistungen erbringen. Die Leistungen zur
Deckung der Bedarfe nach § 28 Absatz 3 und 4 werden jeweils durch Geldleistungen erbracht. Die
kommunalen Trager kdnnen mit Anbietern pauschal abrechnen.”

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefiigt:

»(4) Werden die Leistungen fiir Bedarfe nach § 28 Absatz 2 und 5 bis 7 durch Geldleistungen er-
bracht, erfolgt dies

1. monatlich in Héhe der im Bewilligungszeitraum bestehenden Bedarfe oder
2. nachtraglich durch Erstattung verauslagter Betrage.”

¢) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.

d) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 eingefigt:
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4.

5.

,»(6) Abweichend von den Absatzen 1 bis 4 kénnen Leistungen nach § 28 Absatz 2 Satz 1 Nummer
1 gesammelt fur Schiilerinnen und Schiiler an eine Schule ausgezahlt werden, wenn die Schule

1. dies bei dem ortlich zustdndigen kommunalen Tréager (8§ 36 Absatz 3) beantragt,
2. die Leistungen fur die leistungsberechtigten Schilerinnen und Schiller verauslagt und
3. sich die Leistungsberechtigung von den Leistungsberechtigten nachweisen lasst.

Der kommunale Trager kann mit der Schule vereinbaren, dass monatliche oder schulhalbjéhrliche Ab-
schlagszahlungen geleistet werden.*

In § 30 Satz 1 Nummer 1 werden die Worter ,,8 28 Absatz 2 und 5 bis 7* durch die Worter ,,§ 28 Absatz 2
Satz 1 Nummer 2 und Absatz 5“ ersetzt.

Dem § 36 wird folgender Absatz 3 angefligt:

»(3) Abweichend von den Absétzen 1 und 2 ist im Fall der Auszahlung der Leistungen nach § 28 Absatz 2 Satz 1
Nummer 1 nach 8 29 Absatz 6 der kommunale Tréger zustindig, in dessen Gebiet die Schule liegt. Die Zustan-
digkeit nach Satz 1 umfasst auch Leistungen an Schiilerinnen und Schiiler, fir die im Ubrigen ein anderer kom-
munaler Trager nach Absatz 1 oder 2 zustandig ist oder ware."

6.

1.
2.

§ 37 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

In Absatz 1 Satz 2 werden die Worter ,,§ 28 Absatz 2, Absatz 4 bis 7* durch die Worter ,,§ 28 Absatz 2
Satz 1 Nummer 2 und Absatz 5 ersetzt.

Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

»Der Antrag auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts einschlieBlich der Leistungen flr
die Bedarfe nach § 28 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 sowie Absatz 4, 6 und 7 wirkt auf den Ersten
des Monats zuriick.“

bb) Satz 3 wird aufgehoben.

Dem § 41 Absatz 3 wird folgender Satz angefligt:

,Wird mit dem Bescheid iber Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nicht auch (iber die Leistungen
zur Deckung der Bedarfe nach § 28 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 sowie Absatz 4, 6 und 7 entschieden, ist die
oder der Leistungsberechtigte in dem Bescheid Uber Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts darauf
hinzuweisen, dass die Entscheidung Uber Leistungen zur Deckung der Bedarfe nach § 28 Absatz 2 Satz 1
Nummer 1 sowie Absatz 4, 6 und 7 gesondert erfolgt. .“

Artikel 4

Anderung des Zwoélften Buches Sozialgesetzbuch

Das Zwolfte Buch Sozialgesetzbuch - Sozialhilfe — (Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Dezember 2003, BGBI.
I S. 3022, 3023), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. Juli 2018 (BGBI. | S. 1117) geandert worden
ist, wird wie folgt geéndert:

Im Inhaltsverzeichnis wird nach der Angabe ,,Anlage zu § 28" die Angabe ,,Anlage zu § 34“ eingefiigt.

8 34 wird wie folgt geandert:

a)

Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

.»(3) Bedarfe fir die Ausstattung mit personlichem Schulbedarf werden bei Schilerinnen und Schi-
lern fir den Monat, in dem der erste Schultag eines Schuljahres liegt, in Héhe von 100 Euro und fir
den Monat, in dem das zweite Schulhalbjahr eines Schuljahres beginnt, in Héhe von 50 Euro anerkannt.
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b)

c)

d)

e)

Abweichend von Satz 1 ist Schillerinnen und Schulern fur die Ausstattung mit personlichem Schulbe-
darf ein Bedarf anzuerkennen

1. in Hohe von 100 Euro fur das erste Schulhalbjahr, wenn die erstmalige Aufnahme innerhalb des
Schuljahres nach dem Monat erfolgt, in dem das erste Schulhalbjahr beginnt, aber vor Beginn des
Monats, in dem das zweite Schulhalbjahr beginnt,

2. in Hohe des Betrags fiir das erste und das zweite Schulhalbjahr, wenn die erstmalige Aufnahme
innerhalb des Schuljahres nach dem Monat erfolgt, in dem das zweite Schulhalbjahr beginnt,

3. in Hohe von 50 Euro, wenn der Schulbesuch nach dem Monat, in dem das Schuljahr begonnen
hat, unterbrochen wird und die Wiederaufnahme nach dem Monat erfolgt, in dem das zweite Schul-
halbjahr beginnt.”

Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingefugt:

,»(3a) Der nach Absatz 3 anzuerkennende Teilbetrag fur ein erstes Schulhalbjahr eines Schuljahres
wird kalenderjéhrlich mit dem in der maRgeblichen Regelbedarfsstufen-Fortschreibungsverordnung
nach den § 28a und 8§ 40 Nummer 1 bestimmten Prozentsatz fortgeschrieben; der fortgeschriebene Wert
ist bis unter 0,50 Euro auf den néchsten vollen Euro abzurunden und ab 0,50 Euro auf den néchsten
vollen Euro aufzurunden (Anlage). Der Teilbetrag fiir das zweite Schulhalbjahr eines Schuljahres nach
Absatz 3 betragt 50 Prozent des sich nach Satz 1 fur das jeweilige Kalenderjahr ergebenden Teilbetrages
(Anlage). Liegen die Ergebnisse einer bundesweiten neuen Einkommens- und Verbrauchsstichprobe
vor, ist der Teilbetrag nach Satz 1 durch Bundesgesetz um den Betrag zu erhéhen, der sich aus der
prozentualen Erhdhung der Regelbedarfsstufe 1 nach § 28 fiir das jeweilige Kalenderjahr durch Bun-
desgesetz ergibt, das Ergebnis ist entsprechend Satz 1 zweiter Teilsatz zu runden und die Anlage zu
erganzen. Aus dem sich nach Satz 3 ergebenden Teilbetrag fiir das erste Schulhalbjahr ist der Teilbetrag
fiir das zweite Schulhalbjahr des jeweiligen Kalenderjahres entsprechend Satz 2 durch Bundesgesetz zu
bestimmen und die Anlage um den sich ergebenden Betrag zu erganzen.”

Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

,»(4) Bei Schillerinnen und Schiilern, die fir den Besuch der néchstgelegenen Schule des gewahlten
Bildungsgangs auf Schiilerbeférderung angewiesen sind, werden die dafiir erforderlichen tatséchlichen
Aufwendungen berlcksichtigt, soweit sie nicht von Dritten Gbernommen werden.*

Dem Absatz 5 wird folgender Satz angefugt:
,»yAuf eine bestehende Versetzungsgefahrdung kommt es dabei nicht an.”

In Absatz 6 Satz 1 wird das Wort ,,Mehraufwendungen" durch das Wort ,,Aufwendungen" ersetzt.

3. 8§ 34a wird wie folgt geandert:

a)

b)

Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
»(2) Leistungen zur Deckung der Bedarfe nach 8 34 Absatz 2 und 5 bis 7 werden erbracht durch
1. Sach- und Dienstleistungen, insbesondere in Form von personalisierten Gutscheinen,
2. Direktzahlungen an Anbieter von Leistungen zur Deckung dieser Bedarfe (Anbieter) oder
3. Geldleistungen.

Die zustandigen Tréager der Sozialhilfe bestimmen, in welcher Form sie die Leistungen erbringen. Die
Leistungen zur Deckung der Bedarfe nach § 34 Absatz 3 und 4 werden jeweils durch Geldleistungen
erbracht. Die zustandigen Tréager der Sozialhilfe kénnen mit Anbietern pauschal abrechnen.*

Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 angefugt:

»(5) Werden die Leistungen fiir Bedarfe nach § 34 Absatz 2 und 5 bis 7 durch Geldleistungen er-
bracht, erfolgt dies

1. monatlich in Héhe der im Bewilligungszeitraum bestehenden Bedarfe oder
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2. nachtraglich durch Erstattung verauslagter Betrage.“
¢) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6.
d) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 eingefligt:

.»(7) Abweichend von den Abséatzen 2 bis 5 kénnen Leistungen nach § 34 Absatz 2 Satz 1 Nummer
1 gesammelt fur Schiilerinnen und Schiiler an eine Schule ausgezahlt werden, wenn die Schule

1. dies bei dem zustandigen Tréager der Sozialhilfe beantragt,
2. die Leistungen fur die leistungsberechtigten Schilerinnen und Schiler verauslagt und
3. sich die Leistungsberechtigung von den Leistungsberechtigten nachweisen lasst.

Der zustandige Trager der Sozialhilfe kann mit der Schule vereinbaren, dass monatliche oder schul-
halbjahrliche Abschlagszahlungen geleistet werden.*

4. §40 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,,Das Bundesministerium fur Arbeit und Soziales hat im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der
Finanzen durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates

1. 1. den fur die Fortschreibung der Regelbedarfsstufen nach § 28a und fiir die Fortschreibung des Teil-
betrags nach § 34 Absatz 3a Satz 1 maRgeblichen Prozentsatz zu bestimmen und

2. 2.die Anlagen zu § 28 und § 34 um die sich durch die Fortschreibung nach Nummer 1 zum 1. Januar
eines Jahres ergebenden Regelbedarfsstufen sowie um die sich aus der Fortschreibung nach § 34 Absatz
3a Satz 1 und 2 ergebenden Teilbetrdge zu erganzen.”

5. Nach § 42a wird folgender § 42b eingefiigt:

,»842b
Mehrbedarfe

(1) Fir Bedarfe, die nicht durch den Regelsatz abgedeckt sind, werden erganzend zu den Mehrbedar-
fen nach 8 30 die Mehrbedarfe nach den Absétzen 2 bis 4 anerkannt.

(2) Fir die Mehraufwendungen bei gemeinschaftlicher Mittagsverpflegung wird ein Mehrbedarf an-
erkannt

1. ineiner Werkstatt fir behinderte Menschen nach § 56 des Neunten Buches,
2. bei einem anderen Leistungsanbieter nach § 60 des Neunten Buches oder
3. im Rahmen vergleichbarer anderer tagesstrukturierender Angebote.

Die Mehraufwendungen je Arbeitstag sind ein Dreiligstel des Betrags, der sich nach § 2 Absatz 1 Satz 2 der
Sozialversicherungsentgeltverordnung in der jeweiligen Fassung ergibt. Fur die Ermittlung des monatlichen
Bedarfs sind funf Arbeitstage je Woche und 220 Arbeitstage je Kalenderjahr zugrunde zu legen.

(3) Fur Leistungsberechtigte mit Behinderungen, denen Hilfen zur Schulbildung oder Hilfen zur schu-
lischen oder hochschulischen Ausbildung nach § 112 Absatz 1 Nummer 1 und 2 des Neunten Buches geleis-
tet werden, wird ein Mehrbedarf von 35 Prozent der mafigebenden Regelbedarfsstufe anerkannt. In beson-
deren Einzelféllen ist der Mehrbedarf nach Satz 1 tiber die Beendigung der dort genannten Leistungen hinaus
wahrend einer angemessenen Einarbeitungszeit von bis zu drei Monaten anzuerkennen. In den Féllen des
Satzes 1 oder des Satzes 2 ist § 30 Absatz 1 Nummer 2 nicht anzuwenden.

(4) Die Summe des nach Absatz 3 und § 30 Absatz 1 bis 5 insgesamt anzuerkennenden Mehrbedarfs
darf die Hohe der malRgebenden Regelbedarfsstufe nicht Ubersteigen.

6. §46b Absatz 3 wird wie folgt gedndert:
a) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefugt:
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,Im Fall der Auszahlung der Leistungen nach § 34 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 nach § 34a Absatz 7 ist § 98
Absatz 1a entsprechend anzuwenden.*

b) Die bisherigen Satze 2 und 3 werden Satze 3 und 4.
7. In 8§98 wird nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefiigt:

,»(1a) Abweichend von Absatz 1 ist im Fall der Auszahlung der Leistungen nach 8§ 34 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 1 nach 8 34a Absatz 7 der Trager der Sozialhilfe zusténdig, in dessen Ortlichem Zustandigkeitsbereich
die Schule liegt. Die Zustandigkeit nach Satz 1 umfasst auch Leistungen nach Schilerinnen und Schuler, fiir
die im Ubrigen ein anderer Trager der Sozialhilfe nach Absatz 1 6rtlich zusténdig ist oder wére.*

8. Folgende Anlage wird angeftigt:
»Anlage zu § 34
Ausstattung mit personlichem Schulbedarf in Euro

gultig im Kalenderjahr

Teilbetrag fiir das im jeweiligen
Kalenderjahr beginnende erste
Schulhalbjahr

Teilbetrag flr das im jeweiligen
Kalenderjahr beginnende zweite
Schulhalbjahr

2019 100 Euro [entfallt aufgrund des Inkrafttre-
tens zum 1. August 2019]
2020 100 Euro 50 Euro

Artikel 5

Anderung des Gesetzes zur Ermittlung der Regelbedarfe nach § 28 des Zwolften Buches Sozialge-
setzbuch

Das Regelbedarfs-Ermittlungsgesetz vom 22. Dezember 2016 (BGBI. | S. 3159), das durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 22. Dezember 2016 (BGBI. 1 S. 3159) gedndert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Inder Inhaltstbersicht wird die Angabe zu § 9 wie folgt gefasst:
,»8 9 (weggefallen).”
2. 89 wird aufgehoben.

Artikel 6

Anderung des Gesetzes zur Ermittlung von Regelbedarfen sowie zur Anderung des Zweiten und
Zwolften Buches Sozialgesetzbuch

In Artikel 2 des Gesetzes zur Ermittlung von Regelbedarfen und zur Anderung des Zweiten und des Zwolften
Buches Sozialgesetzbuch vom 22. Dezember 2016 (BGBI. | S. 3159) wird die Nummer 2 gestrichen.
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Artikel 7

Anderung des Gesetzes zur Starkung der Teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen mit Behin-
derungen

Artikel 13 Nummer 16 des Bundesteilhabegesetzes vom 23. Dezember 2016 (BGBI. | S. 3234), das durch
Artikel 27 Nummer 2 und 3 und Artikel 31 Absatz 6 des Gesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBI. I S. 2541) gedndert
worden ist, wird aufgehoben.

Artikel 8
Anderung der Arbeitslosengeld 11/Sozialgeld-Verordnung

8 5a der Arbeitslosengeld 11/Sozialgeld-Verordnung vom 17. Dezember 2007 (BGBI. | S. 2942), die zuletzt
durch Artikel 1 der Verordnung vom 26. Juli 2016 (BGBI. | S. 1858) geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. In Nummer 2 wird das Komma hinter dem Wort ,,ergibt” durch einen Punkt ersetzt.

2. Nummer 3 wird aufgehoben.

Artikel 9
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Regelungen in den Absétzen 2 bis 5 am 1. Juli 2019 in Kraft.
(2) Artikel 2 tritt am 1. Januar 2020 in Kraft.

(3) Artikel 3 Nummer 1 tritt am Tag nach der Verkiindung in Kraft.

(4) Artikel 3 Nummer 2 bis 6 sowie Artikel 4 bis 8 treten am 1. August 2019 in Kraft.

(5) Abweichend von Absatz 4 treten Artikel 4 Nummer 2 Buchstabe b und Nummer 4 am 1. Juli 2020 in
Kraft.
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Begrindung

A. Allgemeiner Teil

I Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Mit der Neugestaltung des Kinderzuschlags und der Leistungen des Bildungs- und Teilhabepakets werden Fami-
lien und gerade auch die Kinder zielgenau gestérkt und so die Chancen der Kinder verbessert.

Neugestaltung des Kinderzuschlags

Der im Bundeskindergeldgesetz (BKGG) geregelte Kinderzuschlag soll in zwei Stufen zum 1. Juli 2019 und zum
1. Januar 2020 neu gestaltet werden, um Familien mit kleinen Einkommen wirksam und zielgenau zu untersttitzen.

Damit alle Kinder gute Bedingungen zum Aufwachsen haben, missen Familien mit kleinen Einkommen starker
als bisher unterstiitzt werden. Diese Familien brauchen mehr materielle Ressourcen und ihre Kinder einen besse-
ren Zugang zu Bildungs- und Teilhabeangeboten.

Bei Familien in der Grundsicherung wird das Existenzminimum des Kindes durch die Grundsicherungsleistungen
gewahrleistet. Fir Familien mit steuerpflichtigen Einkommen gewéhrleistet der steuerliche Familienleistungsaus-
gleich aus Kindergeld und Freibetragen fur Kinder die Steuerfreistellung des Kinderexistenzminimums. Erwerbs-
einkommen bleibt somit in Hohe des notwendigen Sachbedarfs, also des séchlichen Existenzminimums, ihrer
Kinder von der Einkommensteuer verschont. Im Laufe des Jahres erhalten sie daflir vorab das Kindergeld als
Steuervergiitung. Sofern dieses fur die Steuerfreistellung nicht erforderlich ist, dient das Kindergeld bei mittleren
und Kleineren Einkommen zunehmend der Familienférderung. Zwar erhalten auch Familien mit kleinen Einkom-
men die familienpolitische Leistung Kindergeld. Sie sollen jedoch aufRerhalb der Grundsicherungsleistungen mit
dem Kinderzuschlag eine erganzende Unterstlitzung erhalten, damit sie den Bedarf ihrer Kinder insgesamt decken
koénnen.

Des Weiteren sollen mit der Neugestaltung des Kinderzuschlags Familien in verdeckter Armut besser erreicht
und der besonderen Lebenssituation von Familien mit kleinen Einkommen, gerade auch der von Alleinerziehen-
den, Rechnung getragen werden. Der Kinderzuschlag soll nicht mehr schlagartig entfallen, wenn bestimmte Ein-
kommensgrenzen Uberschritten werden. Zusétzliches Einkommen soll sich zukinftig auch fur diese Gruppe
durchgehend lohnen oder jedenfalls nicht mehr nachteilig auswirken kénnen.

Ausgangspunkt filir die Hohe der Leistung ist das steuerfrei zu stellende sachliche Existenzminimum eines Kindes.
Dieses wird im 12. Existenzminimumbericht der Bundesregierung auf 408 Euro monatlich fiir das Jahr 2019 be-
ziffert. Der Kinderzuschlag soll so ausgestaltet werden, dass er dauerhaft zusammen mit dem Kindergeld den
durchschnittlichen Bedarf eines Kindes in Hohe des steuerfrei zu stellenden séchlichen Existenzminimums mit
Ausnahme des Betrages fur Bildung und Teilhabe deckt. Die Bildungs- und Teilhabeleistungen werden den Kin-
dern gesondert gewahrt.

Alleinerziehende und Mehrkindfamilien haben von allen Familien die héchsten Armutsrisiken. Hier reicht das
Einkommen der Eltern fur sich genommen am haufigsten nicht aus, um den Bedarf der ganzen Familie zu decken.
Sie haben einen besonderen Unterstiitzungsbedarf. Derzeit wird Kindeseinkommen auf den Kinderzuschlag zu
100 Prozent angerechnet. Dies fiihrt bei Kindern von Alleinerziehenden in der Regel, gerade nach dem Ausbau
des Unterhaltsvorschussgesetzes, zur Ablehnung des Kinderzuschlags und damit vielfach auch zum Wegfall der
Bildungs- und Teilhabeleistungen. Die derzeitige volle Anrechnung des Kindeseinkommens beim Kinderzuschlag
kann bisher zu finanziellen EinbuBen flihren, wenn gleichzeitig das Wohngeld wegen des gestiegenen Kindesein-
kommens vermindert wird. Kinftig soll Kindeseinkommen den Kinderzuschlag daher nur noch zu 45 Prozent
mindern, jedenfalls soweit dadurch nicht mehr als 100 Euro vom Kindeseinkommen unberticksichtigt bleiben.
Damit werden Schlechterstellungen durch zusatzliches Kindeseinkommen vielfach vermieden.
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Nach derzeitigem Recht mindert zusatzliches zu beriicksichtigendes Einkommen der Eltern den Gesamtkinderzu-
schlag zu 50 Prozent, sobald die Eltern ihren eigenen Bedarf selbst decken kdnnen. Insbesondere durch die paral-
lele Berlcksichtigung des Einkommens beim Wohngeld verbleibt den Familien so kaum etwas von zusatzlichem
Einkommen.

Aulerdem muss nach derzeitigem Recht die Familie gerade durch den Bezug von Kinderzuschlag die Hilfebe-
durftigkeit im Sinne der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende iberwinden. Wer Einkommen oberhalb der Hilfebe-
durftigkeitsgrenze erzielt, kann daher den Kinderzuschlag bislang nicht beziehungsweise nicht weiter beziehen.
Zudem darf das Einkommen der Eltern zusammen mit dem Kinderzuschlag nicht oberhalb der individuellen
Hdochsteinkommensgrenze liegen. Bei Uberschreiten einer der beiden oberen Einkommensgrenzen entfallt der
Kinderzuschlag fiir die Familien vielfach Uberraschend und schlagartig um Betrdge von 85 Euro und mehr pro
Kind, auch wenn die Einkommensverhaltnisse der Familie noch immer prekér sind. An dieser sogenannten Ab-
bruchkante kommt es bei steigendem Bruttoeinkommen zu deutlichen Einkommensminderungen.

Generell gilt der Befund, dass der Kinderzuschlag gegenwaértig kontinuierliche Einkommensverlaufe, bei denen
mit steigendem Bruttoeinkommen auch das der Familie zur Verfligung stehende Einkommen fortlaufend steigt,
nicht durchgehend gewahrleistet. Bisher lohnt sich gerade fur Familien im unteren Einkommensbereich zuséatzli-
ches Erwerbseinkommen also nicht immer. Ursache ist vor allem der schlagartige Wegfall des Kinderzuschlags
bei Uberschreiten der oberen Einkommensgrenze. Zudem bediirfen die Regelungen in dem Bereich, in dem der
Kinderzuschlag wirkt, der besseren Abstimmung. Die Einkommensberiicksichtigung beim Kinderzuschlag nach
dem BKGG und beim Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz (WoGG), ergénzt durch Steuer- und Sozialabgaben,
fiihren bisher dazu, dass Uber weite Einkommensbereiche das verfiigbare Nettoeinkommen fiir die betroffenen
Familien trotz zusétzlichen Bruttoeinkommens kaum steigt oder sogar — zum Teil deutlich — sinkt (vergleiche
etwa ZEW, ifo Institut, Universitat zu Kéln 2017: Grenzbelastungen im Steuer-, Abgaben- und Transfersystem -
Fehlanreize, Reformoptionen und ihre Wirkungen auf inklusives Wachstum). Mit der Reform des Kinderzu-
schlags wird durch den Verzicht auf die bisherigen oberen Einkommensgrenzen ein wesentlicher Systemfehler
behoben und insgesamt werden die Sozialleistungssysteme besser aufeinander abgestimmt. Die Regelungen zum
Kinderzuschlag mussen anschlussféhig sein an das ibrige Steuer- und Transfersystem. Es bedarf fir Familien mit
kleinen Einkommen einer besseren Abstimmung im Steuer- und vor allem im Transfersystem. Ebenso wie im
Steuerrecht bedarf es bei den Sozialleistungen, namentlich beim Kinderzuschlag, leistungsgerechter Regelungen.
Anstrengungen und konkret zusatzliches selbst erwirtschaftetes Einkommen missen sich auszahlen. Die finanzi-
ellen Regelungen sind zudem mit den Bildungs- und Teilhabeleistungen fiir die zusatzlich erreichten Kinder zu
flankieren, damit alle Kinder faire Chancen auf ein gutes Aufwachsen haben.

Das Gesetz zielt darauf ab, dass sich ebenso wie bei Familien mit hohen oder mittleren Einkommen bei allen
Familien mit kleinen Einkommen zusatzliches Einkommen nach Steuern, Sozialabgaben und der Minderung von
Transferleistungen dazu fiihrt, dass sich ihr Haushaltsnettoeinkommen erhéht oder zumindest nicht sinkt.

Ein auskdmmliches Einkommen starkt Familien und starke Familien verbessern die Chancen der Kinder. Der
Ausbau des Kinderzuschlags soll eine verléssliche Unterstiitzung bieten und so flr stabile wirtschaftliche Ver-
héltnisse der Familien sorgen.

Verbesserungen der Bildungs- und Teilhabeleistungen (sogenanntes Bildungspaket)

Das sogenannte Bildungspaket soll inhaltlich und insbesondere im Hinblick auf eine erleichterte Inanspruch-
nahme weiterentwickelt werden. Dabei werden Empfehlungen aus der vom BMAS veranlassten Evaluation ein-
bezogen.

Inhaltlich geht es in erster Linie darum, aktuelle Entwicklungen, wie z.B. die fortschreitende Digitalisierung im
schulischen Bereich, aufzugreifen und durch eine Erhéhung des Schulbedarfspakets Schiilerinnen und Schiler,
die Leistungen der Grundsicherung beziehen, wirtschaftlich zu starken. Ziel muss es sein, dass auch diese Kinder
und Jugendlichen den durch die Digitalisierung gednderten Anforderungen (z.B. bei neuen Lernmitteln) gentigen
konnen. Ein generelles Anliegen ist zudem, beim Schulbedarfspaket Kaufkraftverluste zu vermeiden. Deshalb
wird es kiinftig in die Fortschreibung einbezogen.

Bei der Lernforderung hat sich gezeigt, dass das Instrument bei der Anwendung teilweise sehr restriktiv gehand-
habt worden ist. Es ist deshalb erforderlich, durch Klarstellungen auf eine sachgerechte und auskémmliche Zu-
messung der Lernforderung hinzuwirken.
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Die Evaluation des Bildungspakets hat gezeigt, dass die Inanspruchnahme der Leistungen durch eine Anpassung
der Leistungsvoraussetzungen erleichtert werden kann. Dabei liegt der Fokus auf einzelnen Aspekten wie der
bisherigen Erhebung von Eigenanteilen sowie der Ausgestaltung der Beantragung. In diesen Bereichen sollen
Vereinfachungspotenziale gehoben werden, um den bei der Umsetzung entstehenden Aufwand zu mindern und
damit die Akzeptanz der Leistungen des Bildungspakets weiter anzuheben.

1. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Neugestaltung des Kinderzuschlags

Der Kinderzuschlag wird in zwei Stufen zum 1. Juli 2019 und zum 1. Januar 2020 neugestaltet. Es sind insbeson-
dere folgende sechs Malinahmen vorgesehen:

1. Der Kinderzuschlag soll so ausgestaltet werden, dass er dauerhaft zusammen mit dem Kindergeld den durch-
schnittlichen Bedarf eines Kindes in Hohe des steuerfrei zu stellenden sachlichen Existenzminimums mit
Ausnahme des Betrages fiir Bildung und Teilhabe deckt. Die Bildungs- und Teilhabeleistungen werden den
Kindern gesondert gewahrt. Der monatliche Hochstbetrag des Kinderzuschlags betrédgt vom 1. Juli 2019 bis
zum 31. Dezember 2020 einheitlich 185 Euro.

2. Kindeseinkommen soll den Kinderzuschlag nur noch zu 45 Prozent, statt wie bisher zu 100 Prozent, mindern,
soweit dadurch nicht mehr als 100 Euro vom Kindeseinkommen unberiicksichtigt bleiben. Dartiber hinaus
gehendes Kindeseinkommen wird wie bisher zu 100 Prozent angerechnet.

3. Die Inanspruchnahme von Kinderzuschlag wird durch einen einheitlichen Bewilligungszeitraum von sechs
Monaten und konkrete Bemessungszeitraume wesentlich vereinfacht.

4. Die Abbruchkante, an der der Kinderzuschlag schlagartig entféllt, soll abgeschafft werden. Dazu werden die
oberen Einkommensgrenzen aufgehoben.

5.  Zusatzliches Einkommen der Eltern soll den Gesamtkinderzuschlag nur noch zu 45 Prozent, statt wie bisher
zu 50 Prozent, mindern.

6. Das bisher bestehende Wahlrecht fiir Personen mit bestimmten Mehrbedarfen wird durch einen erweiterten
Zugang zum Kinderzuschlag fir Familien aus der verdeckten Armut ersetzt. Berechtigte sollen auch dann
den Kinderzuschlag erhalten kénnen, wenn sie bisher kein Arbeitslosengeld 1l beziehen oder beantragt haben
und ihnen mit ihrem Erwerbseinkommen, dem Kinderzuschlag und gegebenenfalls dem Wohngeld hdchs-
tens 100 Euro fehlen, um Hilfebedurftigkeit nach dem SGB 1l zu vermeiden. Dieser erweiterte Zugang zum
Kinderzuschlag fiir Familien aus der verdeckten Armut soll zundchst auf drei Jahre befristet werden.

Die ersten drei MaRnahmen treten am 1. Juli 2019 und die weiteren drei MaRnahmen treten am 1. Januar 2020 in
Kraft.

Mit diesem gestuften Inkrafttreten wird einerseits der Verwaltung die Umsetzung erleichtert, indem erst die Ver-
einfachungen eingefihrt werden, um dann die ab 2020 deutlich erhéhte Zahl der Kinder zu erreichen, und ande-
rerseits wird neben der ersten Anhebung des Kinderzuschlags die prioritare Regelung, zur Anrechnung des Kin-
deseinkommens unverzuglich getroffen.

Durch die Ankniipfung an das steuerfrei zu stellende séchliche Existenzminimum, das die Bundesregierung im
jeweiligen Existenzminimumbericht ausweist, und — falls entsprechende aktuelle Berichtsergebnisse nicht vorlie-
gen — hilfsweise an die Mindestunterhaltsverordnung wird sodann fiir die Zeit ab 1. Januar 2021 gewadhrleistet,
dass das Existenzminimum fir Kinder aus Familien mit kleinen Einkommen (iber den Kinderzuschlag zusammen
mit dem Kindergeld zur Verflgung steht, soweit die Voraussetzungen nach § 6a BKGG erflllt sind. Die Bildungs-
und Teilhabeleistungen werden den Kindern gesondert gewahrt.

Die Evaluierungen der ehe- und familienbezogenen Leistungen haben ergeben, dass die Familien im Bezug des
Kinderzuschlags besonders erwerbsorientiert sind und der Kinderzuschlag die wirksamste und effizienteste Leis-
tung fr Familien mit kleinen Einkommen ist. Sie haben aber auch Schwachstellen der Leistung und widersprtich-
liche Wirkungen aufgezeigt: So flihrt die derzeitige Ausgestaltung des Kinderzuschlags auch zu starken negativen
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Erwerbsanreizen, die vor allem Mutter betreffen. Alleinerziehende werden durch den Kinderzuschlag verhéltnis-
maRig wenig erreicht, nach dem Ausbau des Unterhaltsvorschusses, der auf den Kinderzuschlag als Kindesein-
kommen angerechnet wird, kaum noch. Denn das Zusammenwirken von Steuer- und Sozialabgaben sowie den
unterschiedlichen Transferleistungen fiihrt dazu, dass ein hoheres Erwerbseinkommen der Familie nicht immer
zu einem hoheren verfligharen Haushaltsnettoeinkommen fiihrt. Diese Erkenntnisse werden nun genutzt, um
Schwachstellen zu beseitigen oder abzumildern. Gerade Familien mit kleinen Einkommen benétigen eine beson-
dere Unterstiitzung durch den Kinderzuschlag, weil es insbesondere mit steigender Kinderzahl immer schwieriger
wird, von den Leistungen der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende unabhéngig zu werden.

Mit der Neugestaltung des Kinderzuschlags kénnen mehr Familien mit kleinen Einkommen erreicht und gestérkt
werden. Die Eltern erfahren tiber den gesamten Einkommenshbereich einen kontinuierlichen Anstieg beziehungs-
weise kein Absinken ihres verfugbaren Einkommens und werden dadurch leichter unabh&ngig von Leistungen
der Grundsicherung fir Arbeitsuchende. Kinderarmutsrisiken werden vermindert, gerade in Familien mit allein-
erziehenden Mittern beziehungsweise Vatern oder mit vielen und jungen Kindern.

Negative Erwerbsanreize, die dadurch entstehen, dass bisher bei Anstieg des eigenen Erwerbseinkommens durch
Uberschreiten der oberen Einkommensgrenzen der Kinderzuschlag in Héhe von 85 Euro und mehr pro Kind
wegfallt, werden vermieden; fir beide Eltern wird die Erwerbstétigkeit beziehungsweise deren Ausweitung at-
traktiver.

Kindeseinkommen soll in Zukunft den Kinderzuschlag nur noch zu 45 Prozent mindern, um gerade auch zu ver-
hindern, dass Alleinerziehende und ihre Kinder durch die volle Anrechnung des Kindeseinkommens beim Kin-
derzuschlag und die gleichzeitige Verminderung des Wohngeldes weniger Geld zur Verfligung haben. Jedoch
sollen in der Summe nicht mehr als 100 Euro vom Kindeseinkommen unberiicksichtigt bleiben.

AuRerdem wird eine erweiterte Zugangsmaglichkeit zum Kinderzuschlag fur Personen mit Erwerbseinkommen
eingeflhrt. Berechtigte sollen auch dann Kinderzuschlag erhalten kénnen, wenn sie bisher kein Arbeitslosen-
geld Il beziehen oder beantragt haben und ihnen mit ihrem Einkommen, dem Kinderzuschlag und gegebenenfalls
dem Wohngeld héchstens 100 Euro fehlen, um Hilfebediirftigkeit nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch
(SGB 1) vermeiden zu kénnen. Wird Kinderzuschlag beantragt und bei der Priifung, ob Hilfebedirftigkeit be-
steht, fehlt es nur an bis zu 100 Euro, die nur aufgrund der Erwerbstétigenfreibetrdge nach dem SGB Il nicht
berlicksichtigt werden, um Hilfebedurftigkeit vermeiden zu kénnen, kann Kinderzuschlag bewilligt werden. So
wird der Zugang zum Kinderzuschlag erleichtert und es werden mehr Familien im Niedrigeinkommensbereich,
und zwar insbesondere Familien, die in verdeckter Armut leben, von staatlichen Unterstiitzungsleistungen er-
reicht. Dariiber hinaus werden durch die Regelung zusétzliche Erwerbsanreize gesetzt.

Die Regelung soll zunachst auf drei Jahre befristet eingefiihrt werden, um zu prifen, ob die damit erhoffte Wir-
kung — Familien und besonders Kinder, die in verdeckter Armut leben, durch staatliche Unterstutzungsleistungen
zu erreichen — erzielt werden kann. Die Inanspruchnahme soll beobachtet und Erfahrungen bei der Anwendung
der Regelung gesammelt werden. Falls die beabsichtigten Auswirkungen nicht eintreten, entfallt die Méglichkeit
der erweiterten Zugangsmoglichkeit kraft Gesetzes; anderenfalls ist die Befristung gesetzlich aufzuheben.

Um negative Erwerbsanreize zu verhindern, soll auBerdem, sobald die Eltern ihren eigenen Bedarf selbst decken
kénnen, der Kinderzuschlag langsamer abgeschmolzen werden und tber die bisherige Abbruchkante hinaus kon-
tinuierlich auslaufen. Zusatzliches zu berlcksichtigendes Einkommen der Eltern soll kiinftig den Gesamtkinder-
zuschlag nur noch zu 45 Prozent, statt wie bisher zu 50 Prozent, mindern.

Im SGB Il entstehen Erwerbsanreize Uber die Erwerbstétigenfreibetrdage, die bei einem bestimmten Bruttoein-
kommen enden. Diese werden fir Familien durch den neu gestalteten Kinderzuschlag sachgerecht ergénzt, damit
sich trotz ihres hoheren Bedarfs zusatzliche Erwerbstatigkeit durchgehend auszahlt beziehungsweise nicht dazu
fiihrt, dass sich das verfuigbare Einkommen verringert. Denn gerade bei gréReren Familien wirken die Freibetrage
nicht ausreichend, sondern enden haufig lange bevor der Bedarf der Familie durch eigenes Einkommen gedeckt
ist. Der Kinderzuschlag soll hier zielgenau die Familien mit kleinen Einkommen unterstiitzen. Er soll bei kleine-
rem Familieneinkommen das Existenzminimum der Kinder im Zusammenwirken mit Kindergeld und Bildungs-
und Teilhableistungen voll abdecken und sich bei steigendem Einkommen maRvoll verringern. So kann gewéahr-
leistet werden, dass mehr Erwerbstétigkeit bei beiden Eltern auch zu mehr verfligbarem Einkommen fir die Fa-
milie flhrt. Denn Erwerbstatigkeit von Muttern und Vétern ist der beste und nachhaltigste Schutz vor Familien-
beziehungsweise Kinderarmut.
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Der Zweite Gleichstellungsbericht der Bundesregierung weist darauf hin, dass 94 Prozent der auf Grundsiche-
rungsleistungen angewiesenen Alleinerziehenden Frauen sind. Die Auswirkungen des komplexen Zusammen-
spiels von Sozialleistungen im unteren Einkommensbereich seien damit ungleich auf die Geschlechter verteilt.
Vor allem die Einkommenssituation und die Arbeitsaufnahme von Frauen wirden nachteilig beeinflusst. Die Re-
gelungen dieses Gesetzes, die auf verbesserte Erwerbsanreize abzielen, sind damit auch ein Beitrag zur geschlech-
tergerechten Starkung von Verwirklichungschancen und entsprechen einer Empfehlung des Zweiten Gleichstel-
lungsberichtes der Bundesregierung.

Familien mit mehreren Kindern werden auch bei Bezug von Kinderzuschlag weiterhin durch die Staffelung des
Kindergeldes nach der Kinderzahl besonders unterstiitzt. Denn bei der Bemessung des Kinderzuschlags wird das
Kindergeld nur in Hohe des Erstkindergeldes beriicksichtigt, so dass den Familien die zusatzliche Kindergeldhdhe
fur dritte und weitere Kinder verbleibt. Dies stltzt die wirtschaftliche Stabilitat der Familien.

Der Ausbau des Kinderzuschlags vereinfacht durch den Verzicht auf die oberen Einkommensgrenzen und um-
fangreiche Verfahrensregelungen das Recht wesentlich und erleichtert den Vollzug grundlegend. Die Leistung
wird durch kontinuierliche Einkommensverldufe berechenbarer und verl&sslicher. Insbesondere durch die An-
knipfung an Einkommen und Kosten der Unterkunft, die zum Zeitpunkt der Entscheidung bereits endgtiltig fest-
stehen, kann auf vorldufige Entscheidungen und eine Vielzahl riickwirkender Priifungen verzichtet werden. Riick-
forderungen entfallen weitgehend.

Durch die Anderungen werden mit dem Kinderzuschlag zusatzlich geschatzt 473 000 Kinder erreicht. Rund
40 000 dieser Kinder und ihre Familien werden kinftig anders als bisher ohne Leistungen nach dem SGB Il aus-
kommen konnen. lhr Bedarf wird weiterhin gedeckt sein. Heute werden vom Kinderzuschlag nur rund 250 000
Kinder erreicht.

Es ist wichtig, dass sich mehr Erwerbstatigkeit auch fur Familien mit kleinen Einkommen lohnt. Denn die besten
Chancen auf Vermeidung eines Armutsrisikos bestehen durch Aufnahme und Ausweitung der Erwerbstétigkeit,
insbesondere wenn beide Elternteile mehr als geringfligig erwerbstétig sind. Kinder- und Familienarmut kann
dauerhaft nur durch das Zusammenspiel von wirksamen Familienleistungen und Erwerbstatigkeit der Eltern ver-
mieden werden. Familien, die trotz eigener Anstrengung nicht genug Einkommen erwirtschaften, werden durch
den neugestalteten Kinderzuschlag passgenau unterstiitzt. Es ist zudem ein Schritt zu mehr sozialer Gerechtigkeit,
wenn sich fir alle Familien mit kleinen Einkommen die Aufnahme oder Ausweitung einer Erwerbstatigkeit aus-
zahlt.

Verbesserungen der Bildungs- und Teilhabeleistungen (sogenanntes Bildungspaket)

Beim sogenannten Bildungspaket werden die Leistungen fur den persdnlichen Schulbedarf, das gemeinschaftliche
Mittagessen in Schule, Kita und Kindertagespflege sowie die Schulerbeférderung verbessert. Der Geldbetrag fir
den personlichen Schulbedarf wird um 50 Prozent auf nunmehr 150 Euro erhéht. Dies erfolgt angelehnt an die
Entwicklung der Regelbedarfe seit deren Systemumstellung in den Jahren 2010/2011 und berticksichtigt zudem
neue oder gednderte schulische Rahmenbedingungen wie die digitale Bildungsoffensive.

Durch die Streichung der Eigenanteile beim gemeinschaftlichen Mittagessen und der Schiilerbeférderung steht
den davon bislang betroffenen Kindern ein dementsprechend héherer Geldbetrag pro Monat zur Verfligung. Die
Streichung bedeutet gerade fiir Familien mit mehreren Kindern eine deutliche Erleichterung, erfolgt aber auch aus
praktischen Erwégungen. Insbesondere beim gemeinschaftlichen Mittagessen hatten bisher die leistungsberech-
tigten Kinder beziehungsweise deren Eltern einerseits sowie die Caterer andererseits die Zahlung dieses Betrags
abzuwickeln. Dies stellte oftmals einen grofRen Aufwand dar. Neben diesen praktischen Erwagungen soll die
Streichung der Eigenanteile aber auch bewirken, dass kein Kind allein wegen dieser Eigenbelastung von der In-
anspruchnahme der Leistungen Abstand nimmt.

Damit wird die Mittagsverpflegung in Kita und Schule fiir etwa ein Finftel aller Kinder kostenfrei gestellt. Dies
dirfte einen positiven Einfluss auf den Erndhrungsstatus der Kinder und Jugendlichen in Deutschland haben.
Diese Malinahme entspricht den Zielen des Nationalen Aktionsplans IN FORM -Deutschlands Initiative fiir ge-
sunde Erndhrung und mehr Bewegung-, der laut Koalitionsvertrag insbesondere mit dem Schwerpunkt Kinder
und Jugendliche weiter entwickelt werden soll. Mit dem im Koalitionsvertrag ebenfalls vereinbarten Rechtsan-
spruch auf Ganztagsbetreuung im Grundschulalter wird die herausragende Bedeutung einer gesundheitsforderli-
chen Schulverpflegung zusatzlich untermauert. Grundlage fur die Sicherstellung einer qualitativ hochwertigen,
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gesunden und ausgewogenen Erndhrung stellen dabei die DGE-Qualitatsstandards fur die Schul- und die Kitaver-
pflegung (Deutsche Gesellschaft fiir Erndhrung, 5. Auflage 2015, Bonn) dar. In Erfullung des Koalitionsvertrages
sind deshalb diese Qualitatsstandards mdglichst flachendeckend als Mindeststandard einzufiihren.

Durch die Streichung des gesonderten Antrages fur die Klassenausfliige, die Schilerbeférderung, das gemeinsame
Mittagessen und die Leistungen fiir soziale Teilhabe wird eine wesentliche Vereinfachung bei der Umsetzung des
Bildungspakets erreicht. Sie wird durch zusatzliche Mdglichkeit, z.B. die finanzielle Férderung von Klassenaus-
fligen durch die Schulen koordinieren zu lassen, d.h. Abrechnungen zu bindeln, sinnvoll ergénzt. Damit wird
zugleich Sorge dafiir getragen, dass eine Diskriminierung von Kindern im Leistungsbezug unterbleibt.

SchlieRlich soll die klarstellende Regelung zur Lernférderung dazu beitragen, Rechtsbehelfsverfahren um den
richtigen Zeitpunkt der Anspruchsentstehung zu vermeiden. Lernforderung kommt unabhéngig von einer Verset-
zungsgefahrdung bereits im ersten Schulhalbjahr sowie in Schulen ohne Versetzungsentscheidung in Betracht.

1. Alternativen

Keine.

V. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungszustandigkeit des Bundes fiir das BKGG folgt aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 7 GG (6ffent-
liche Fursorge). Die Berechtigung des Bundes zur Inanspruchnahme der Gesetzgebungskompetenz ergibt sich aus
Artikel 72 Absatz 2 GG. Die Regelungen in Artikel 1 und 2 dienen sowohl der Herstellung gleichwertiger Le-
bensverhdltnisse im Bundesgebiet als auch der Wahrung der Rechtseinheit. Sie sind fir die Herstellung gleich-
wertiger Lebensverhéltnisse von besonderer Bedeutung, da der Kinderzuschlag zusammen mit dem Kindergeld
und den Leistungen fir Bildung und Teilhabe insbesondere der Deckung des durchschnittlichen séchlichen Exis-
tenzminimums von Kindern dient. Bundeseinheitliche Regelungen sind in diesem Bereich unverzichtbar, damit
sich die Lebensverhdltnisse von Kindern und ihren Familien in den Landern nicht in erheblicher Weise auseinan-
der entwickeln. Auf Grund der Vielzahl der Beriihrungspunkte mit dem bundeseinheitlichen SGB Il und dem
Zusammenspiel mit dem bundeseinheitlichen WoGG ist die Rechtseinheit betroffen. Wiirde die Regelung des
Kinderzuschlags fur Familien mit kleinen Einkommen, die nicht auf Leistungen nach dem SGB Il angewiesen
sind, den Landern Uberlassen, wiirde dies zu einer der Rechtssicherheit abtréglichen Rechtszersplitterung fiihren.
Die Gesetzgebungskompetenz fiir die Anderungen im SGB 11 und SGB XII sowie die Folgeanderungen hat der
Bund aus den gleichen Grinden. In der Bundesrepublik Deutschland bestehen hinsichtlich des Beschaftigungs-
standes und Einkommensniveaus erhebliche regionale Unterschiede. Durch eine einheitliche Bundesgesetzge-
bung im Bereich der ¢ffentlichen Flrsorge wird verhindert, dass sich innerhalb der Bundesrepublik Deutschland
das Sozialgefiige in erheblicher Weise auseinanderentwickelt.

V. Gesetzesfolgen

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Durch die Neugestaltung des Kinderzuschlags ergeben sich grundlegende Rechts- und VVerwaltungsvereinfachun-
gen. Anders als bisher ist der Kinderzuschlag nicht mehr durch zwei obere Einkommensgrenzen begrenzt. Zu-
gleich wird der Verwaltungsvollzug deutlich vereinfacht. Es wird ein einheitlicher Bewilligungszeitraum von
sechs Monaten eingefiihrt. Zudem liegen der Entscheidung feste Bezugsgréfien zu Grunde und es sind keine Prog-
noseentscheidungen mehr notwendig. Eine rickwirkende Priifung, ob die Prognose korrekt war, wie sie nach
aktueller Rechtslage erforderlich ist, entfallt. Dies wird ermdglicht, indem durch feste Bemessungszeitraume bei-
spielsweise fiur das Einkommen die sechs Monate vor dem Bewilligungszeitraum malgeblich sind. Bei den Be-
darfen flr Unterkunft und Heizung kommt es bei Mieterinnen und Mietern auf den ersten Monat des Bewilli-
gungszeitraums an und bei selbst genutztem Wohneigentum ist grundsatzlich der Durchschnittsbetrag der anfal-
lenden Wohnkosten im Vorjahr entscheidend. Anderungen in den tatsachlichen und rechtlichen Verhaltnissen im
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Bewilligungszeitraum werden insoweit grundsétzlich nicht mehr berticksichtigt. SchlieBlich werden Riickforde-
rungen durch die Moglichkeit vorlaufiger Zahlungseinstellungen vermindert. Sofern die Familie im Bewilligungs-
zeitraum unter dem SGB 11-Bedarf liegt, kann sie ergédnzend SGB II-Leistungen beantragen.

Durch die Einfiihrung der Mdglichkeit des erweiterten Zugangs zum Kinderzuschlag entsteht ein begrenzter zu-
sétzlicher Aufwand.

Die Abschaffung der Eigenanteile beim gemeinschaftlichen Mittagessen und der Schulerbeférderung sowie die
klarstellende Regelung zur Lernférderung fuihren zu einer Rechts- und Verwaltungsvereinfachung beim soge-
nannten Bildungspaket.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Das Gesetz steht im Einklang mit dem Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhaltigen Entwicklung im Sinne
der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie (Neuauflage 2016).

Durch die Neugestaltung des Kinderzuschlags werden Familien mit kleinen Einkommen unterstiitzt. Durch die
Abschaffung der oberen Einkommensgrenzen sowie die geringere Anrechnung von Einkommen, sowohl beim
Einkommen der Eltern als auch bei dem der Kinder, wird vermieden, dass bei einer geringen Ausweitung der
Erwerbstatigkeit der Kinderzuschlag schlagartig entfallt und bisweilen ein geringeres Haushaltsnettoeinkommen
zur Verfiigung steht. Damit wird die wirtschaftliche Leistungsfahigkeit der Familien stabilisiert und geférdert
(Sustainable Developement Goals — SDG 8.4). Zusétzliches Einkommen, insbesondere zusétzliches Einkommen
aus Erwerbstétigkeit, soll sich lohnen und darf nicht zu einer Verringerung des verfiigbaren Einkommens fiihren.

Die Dynamisierung des Hochstbetrages soll sicherstellen, dass der Kinderzuschlag das steuerfrei zu stellende
séchliche Existenzminimum eines Kindes zusammen mit dem Kindergeld deckt. Durch den erweiterten Zugang
zu der Leistung, sollen zudem explizit Familien in verdeckter Armut erreicht werden (Schliisselindikator SDG
1.a). Diese Familien kdnnen bislang keinen Kinderzuschlag erhalten, da durch den Kinderzuschlag Hilfebedurf-
tigkeit auch zusammen mit dem Wohngeld nicht vermieden werden kann, nehmen aber keine Leistungen nach
dem SGBII in Anspruch.

Die im Bereich des Bildungs- und Teilhabepakets vorgesehenen Anderungen entsprechen der Nachhaltigkeits-
strategie der Bundesregierung, indem die Rahmenbedingungen fir die Teilhabe von Schilerinnen und Schillern
verbessert werden. Insbesondere bedient der Gesetzentwurf das Themenfeld der Starkung des sozialen Zusam-
menhalts. Der Wegfall von Eigenbeteiligungen bei Schulerbeférderung und insbesondere bei gemeinschaftlicher
Mittagsverpflegung fiihrt zu einer unbelasteten Inanspruchnahme und damit auch zu einer verbesserten Erndhrung
der leistungsberechtigten Schilerinnen und Schiiler (Schlusselindikator SDG 3.1.e). Damit stehen hilfebedurftige
Schilerinnen und Schiiler gegentiber nicht hilfebedirftigen Mitschilern und Mitschiilerinnen hinsichtlich der
Teilhabe an diesen Angeboten nicht mehr zurtick. Eine Klarstellung im Bereich der Lernforderung stellt sicher,
dass diese Leistung nachhaltig erbracht wird. Die Erh6hung der Leistung fir den personlichen Schulbedarf fihrt
ebenfalls zu mehr Nachhaltigkeit, in dem die Rahmenbedingungen flr die Teilnahme am Unterricht verbessert
werden. Leistung und individuelle Fahigkeiten werden an einem entscheidenden Punkt gestérkt (Schlisselindika-
tor SDG 4.1.a).

Neben den materiellen Verbesserungen zielen die Regelungen in diesem Gesetz darauf ab, den Verwaltungsauf-
wand in der Familienkasse und in den Jobcentern zu reduzieren und das Verwaltungsverfahren im Kinderzuschlag
nach dem BKGG und in der Grundsicherung fur Arbeitsuchende nach dem SGB 1l zu vereinfachen.

Die Regelungen haben keine negativen Auswirkungen auf kiinftige Generationen.
Demografische Auswirkungen

Die Neugestaltung des Kinderzuschlags starkt die wirtschaftliche Stabilitat von Familien mit kleinen Einkommen.
Durch die reduzierte Anrechnung von Einkommen und die Abschaffung der bisherigen Abbruchkante lohnt sich
eine Ausweitung der Erwerbstatigkeit mehr fir die Familie. Dies wirkt sich insbesondere auf die Erwerbsbeteili-
gung von Mittern mit betreuungspflichtigen Kindern sowie gegebenenfalls die damit verbundenen Rentenanspri-
che aus. Im Ergebnis verbessert sich damit die Bedingung fiir die Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Uberdies
verbessern die Regelungen zu den Leistungen fir Bildung und Teilhabe von Kindern und Jugendlichen deren
Chancen bei der Qualifizierung und Weiterbildung und wirken so tber den Leistungsbezug hinaus im gesamten
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Lebensverlauf. Das Vertrauen von Familien in Teilhabechancen und ein gutes Aufwachsen der Kinder wird ins-
gesamt gestarkt.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Neugestaltung des Kinderzuschlags

Die Neugestaltung des Kinderzuschlags gemal Artikel 1 und 2 fuhrt gegenuiber der geltenden Rechtslage unter
Zugrundelegung der Anhebung des Kindergeldes um 10 Euro zum 1. Juli 2019 und der geplanten Anhebung um
weitere 15 Euro zum 1. Januar 2021 zu folgenden Mehr- und Minderausgaben:

Finanzielle Auswirkungen durch die Neugestaltung des Kinderzuschlags im BKGG, im WoGG und im SGB Il in
Millionen Euro pro Jahr verteilt auf Bund, Lander und Kommunen (Minus = Einsparung)

Fir das Jahr 2019

. SGB Il-Leistun- Koste_n fir den Ausbau
Kinderzuschlag Wohngeld gen Kinderzuschlag
Netto
Bund 88 5 -12,5 80,5
Lander 5 5
Kommunen -12,5 -12,5
gesamt 88 10 -25 73
Fur das Jahr 2020
Kinderzuschlag Wohngeld SGB Ig—;_neistun— }gsjt&?nfgérgﬁzcﬁ;z
Netto
Bund 499 7,5 -25 481,5
Lander 7.5 7.5
Kommunen -25 -25
gesamt 499 15 -50 464
Fir das Jahr 2021
) Kosten flr den Aus-
Kinderzuschlag Wohngeld SGB Ig—;_nelstun- bau Kinderzuschlag
Netto
Bund 487 7,5 -20 474,5
Lander 7.5 7.5
Kommunen -20 -20
gesamt 487 15 -40 462

Far den Bund entstehen durch die Neugestaltung des Kinderzuschlags im Ergebnis Mehrausgaben in Hohe von
insgesamt 1 036,5 Millionen Euro, fiir die L&nder in Hohe von 20 Millionen Euro und fir die Kommunen ergeben
sich Einsparungen in Héhe von insgesamt 57,5 Millionen Euro. Insgesamt betragen die Kosten in der Zeit vom
1. Juli 2019 bis Ende 2021 etwa 999 Millionen Euro netto fiir Bund, Lander und Kommunen.

Die auf den Bund entfallenden Mehrausgaben im Bereich des Wohngeldes sollen im Einzelplan 06 innerhalb der
geltenden Haushalts- und Finanzplanansétze ausgeglichen werden.
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Bei den Schatzungen wird davon ausgegangen, dass etwa 35 Prozent der Berechtigten den Kinderzuschlag tat-
séchlich in Anspruch nehmen werden.

Durch die Neugestaltung des Kinderzuschlags wechseln Familien mit ihren Kindern, die bislang Leistungen nach
dem SGB Il bezogen haben, zu den vorrangigen Leistungen Kinderzuschlag und Wohngeld. Demzufolge entste-
hen Minderausgaben im Bereich der Leistungen nach dem SGB 11 und Mehrausgaben beim Kinderzuschlag und
beim Wohngeld.

Ausgehend von der geschatzten Zahl der durch die Kinderzuschlagsreform erreichten Kinder und unter Beriick-
sichtigung des Teils der Kinder mit vorherigem Anspruch auf Leistungen nach dem SGB Il oder mit vorherigem
Wohngeldanspruch werden in den Jahren 2020 und 2021 uber § 6b BKGG jeweils etwa 328 000 Kinder durch
die Bildungs- und Teilhabeleistungen zusétzlich erreicht, so dass sich bei durchschnittlichen Kosten von 211 Euro
pro Fall und Jahr zusatzliche Mehrausgaben von rund 70 Millionen Euro pro Jahr ergeben.

Die Auswirkungen der Mehrausgaben in den Jahren 2019 bis 2021 verteilen sich wie folgt auf die Haushalte der
Gebietskorperschaften. Mehrausgaben der Kommunen fir Leistungsberechtigte nach dem SGB Il sowie des
BKGG werden vom Bund jeweils im Folgejahr im Rahmen seiner Beteiligung an den Leistungen fiir Unterkunft
getragen:

Gebiets-kérner- Mehrausgaben durch die Einbeziehung von 328 000
schaft P Kindern in die Leistungen fiir Bildung und Teilhabe in
Millionen Euro

2019 2020 2021
Bund 0 0 70,0
Lénder 0 0 0
Kommunen 0 70,0 0
gesamt 0 70,0 70,0

Verbesserungen der Bildungs- und Teilhabeleistungen (sogenanntes Bildungspaket)

Die durch den Ausbau der Leistungen fir Bildung und Teilhabe entstehenden Mehrausgaben im Bereich des
SGB Il, des Zwolften Buches Sozialgesetzbuch (SGB XII) sowie des BKGG und des Asylbewerberleistungsge-
setz (AsylbLG) sind der nachstehenden Tabelle zu entnehmen:

Mehrausgaben durch den Ausbau der Leistun-
Regelungsbereich gen fir Bildung und Teilhabe in Millionen
Euro
2019 ab 2020
SGB Il 75,0 150,0
SGB XIlI 0,8 1,7
BKGG 20,0 60,0
AsylbLG 4,8 8,9
insgesamt 100,6 220,6

Die Auswirkungen der Mehrausgaben in den Jahren 2019 bis 2021 verteilen sich wie folgt auf die Haushalte der
Gebietskorperschaften. Mehrausgaben der Kommunen fir Leistungsberechtigte nach dem SGB Il sowie des
BKGG werden vom Bund jeweils im Folgejahr im Rahmen seiner Beteiligung an den Leistungen fiir Unterkunft
getragen

Gebietskorperschaft

Mehrausgaben durch den Ausbau der Leistungen fir
Bildung und Teilhabe in Millionen Euro
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2019 2020 2021
Bund 0 95,0 210,0
Lé&nder 0 0 0
Kommunen 100,6 125,6 10,6
gesamt 100,6 220,6 220,6

Weitere Mehrausgaben fur den Bundeshaushalt kénnen durch die Klarstellung bei der Lernférderung entstehen.

Zusétzlich entstehen dem Bund durch den Wegfall des Eigenanteils beim Mittagessen in Werkstétten fiir behin-
derte Menschen (8§ 42b SGB XII) Mehrausgaben, die - fortgeschrieben auf das Jahr des Inkrafttretens im Jahr
2020 - 35 Millionen Euro jéhrlich betragen.

Der finanzielle Mehrbedarf soll grundsatzlich im jeweiligen Einzelplan ausgeglichen werden.

4. Erfullungsaufwand

4.1. Erfullungsaufwand fir Burgerinnen und Birger

Der Gesetzentwurf flihrt zu einer deutlichen Verminderung des Erfillungsaufwandes fiir die Birgerinnen und
Biirger, die Kinderzuschlag beantragen. Durch die Anderungen beim Kinderzuschlag werden die Antragstellung
vereinfacht, die Leistungsbewilligung und -ablehnung und gegebenenfalls erforderliche Rickforderungen nach-
vollziehbarer und Uberpriifungen deutlich seltener. Fiir die aktuellen rund 90 000 Bezieherinnen und Bezieher
des Kinderzuschlags bedeutet dies eine Reduzierung des Erfullungsaufwandes von rund 120 000 Stunden jahrlich.

Fur die ab dem Jahr 2020 zusétzlich erreichten geschatzten 473 000 Kinder und ihre rund 190 000 Familien ist
ein Erfullungsaufwand von rund 570 000 Stunden jahrlich anzunehmen.

Die Verbesserungen beim Bildungspaket fiihren zu keinem zusétzlichen Erfillungsaufwand bei den Blrgerinnen
und Birgern. Das erhthte Schulbedarfspaket sowie der Verzicht auf einen Eigenanteil bei der Schiilerbeférderung
erfordern keine veranderte Antragstellung oder Abwicklung der Leistungserbringung. Der Verzicht auf die An-
rechnung von Eigenanteilen beim gemeinschaftlichen Mittagessen in Schule, Kita und Kindertagespflege mindert
den Erfullungsaufwand der Birgerinnen und Biirger, da insoweit die Abrechnungs- und Zahlungsverpflichtungen
im Verhaltnis zum Caterer entfallen, um geschétzt 113 000 Stunden jahrlich. Die Klarstellung bei der Lernforde-
rung flhrt moglicherweise zu einer vermehrten Antragstellung. Der Wegfall der gesonderten Antragstellung bei
einzelnen Leistungen fiir Bildung und Teilhabe mindert den Erfullungsaufwand um geschatzt 330 000 Stunden
jahrlich.

4.2. Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

Der Verzicht auf die Anrechnung von Eigenanteilen beim gemeinschaftlichen Mittagessen in Schule, Kita und
Kindertagespflege mindert den Erfillungsaufwand der Wirtschaft um 9,1 Millionen Euro jéhrlich, da insoweit der
Abrechnungs- und Erhebungsaufwand im Verhaltnis zum leistungsberechtigten Kind beziehungsweise dessen
Eltern entfallt. Die Zulassung der Erbringung der Leistungen des Bildungs- und Teilhabepakets durch Geldleis-
tungen fuhrt gegendiber den bisherigen Erbringungswegen zu einer Minderung des Erfullungsaufwandes um rund
5,8 Millionen Euro jahrlich. Dabei handelt es sich ausschlieBlich um Birokratiekosten.

Der Gesetzentwurf fiihrt im Ubrigen zu keiner Veranderung des Erfiillungsaufwandes fir die Wirtschaft.

4.3. Erfullungsaufwand der Verwaltung

Die Neugestaltung des Kinderzuschlags fiihrt einerseits durch die grundlegende Verwaltungsvereinfachungen zu
einem verringerten Erflillungsaufwand und andererseits durch steigende Fallzahlen, ein verbessertes Angebot zur
Kundenansprache (Videoberatung) sowie eine verbesserte Zusammenarbeit an den Schnittstellen von Kinderzu-
schlag, Wohngeld und Leistungen nach dem SGB 1l durch den Einsatz von Netzwerkmanagern zu einem Mehr-
aufwand fiir die Verwaltung. Der Erflillungsaufwand entsteht bei der Familienkasse der Bundesagentur fuir Arbeit
(BA). Die entstehenden Verwaltungskosten fiir den Kinderzuschlag werden vom Bund getragen. Ausgangspunkt
fiir die Berechnung des Erfullungsaufwandes ist eine angenommene notwendige Fallpauschale in Hohe von
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225,56 Euro pro Kind und Jahr (Wert fir 2016). Wegen jahrlich steigender Personal- und Sachkosten ergibt sich
ein jahrlicher Steigerungswert in Hohe von 2,5 Prozent. Danach errechnet sich fiir 2019 eine Fallpauschale in
Hohe von 242,90 Euro pro Kind und Jahr. Durch die Verwaltungsvereinfachungen ergibt sich ein verringerter
Erfullungsaufwand betrdgt rund 26 Prozent des aktuellen Bearbeitungsaufwandes, so dass sich eine Fallpauschale
von rund 180 Euro errechnet. Durch die Digitalisierung des Kinderzuschlags ergibt sich eine weitere Verringerung
des Erfullungsaufwandes. Der Aufwand reduziert sich dadurch etwa um einen Betrag von 20 Euro pro Fall, sodass
die Fallpauschale auf rund 160 Euro pro Kind und Jahr sinken kann. Zu beachten ist, dass diese Einsparungen im
Verwaltungsvollzug nur realisiert werden kdnnen, wenn die Digitalisierung des Kinderzuschlags in den Jahren
2020 und 2021 umgesetzt wird. Die Familienkasse soll nach der Reform nur noch eine reduzierte Pauschale fiir
den Aufwand in Hohe von 160 Euro pro Kind und Jahr erstattet bekommen. Diese Fallpauschale von 160 Euro
kann jedoch erst ab 2020 gelten, da sich die Einsparungen aus den Verwaltungsvereinfachungen und der Digita-
lisierung erst ab 2020 auswirken. Insbesondere ist davon auszugehen, dass Bestandsfalle nach alter Rechtslage
noch tber den 1. Juli 2019 hinaus bearbeitet werden missen. In 2019 gilt daher noch die bisherige Fallpauschale
in Hohe von rund 185 Euro pro Kind und Jahr.

Durch die Einfiihrung der Mdglichkeit des erweiterten Zugangs zum Kinderzuschlag entsteht ein begrenzter zu-
sétzlicher Aufwand.

Die nachfolgenden Annahmen zu den Verwaltungskosten basieren zudem auf den Zahlen der schatzungsweise
durch die Reform des Kinderzuschlags zusétzlich erreichten Kinder:

Zusatz}l(ui:: dirrrelchte Zusétzliche Verwaltungskosten

6,4 Millionen Euro

2019 69000 (bei Fallpauschale 185 Euro pro Kind/2. Halbjahr)
75,7 Millionen Euro

2020 473000 (bei Fallpauschale 160 Euro pro Kind/Jahr)
72,5 Millionen Euro

2021 453 000 (bei Fallpauschale 160 Euro pro Kind/Jahr)

gesamt 154,6 Millionen Euro

Zugleich vermindern sich die Verwaltungskosten fiir den Vollzug des SGB 11, da Familien mit rund 40.000 Kin-
dern nunmehr Kinderzuschlag statt Leistungen nach dem SGB |1 beziehen. Dieser Verminderung steht teilweise
ein hoéherer Beratungsaufwand gegentiber.

Neben den Verwaltungskosten entsteht im Jahr 2019 ein einmaliger Umstellungsaufwand in Héhe von rund 2,9
Millionen Euro bei der BA. Durch die umfangreichen Verwaltungsvereinfachungen ergibt sich ein einmaliger
Aufwand fur die IT-Weiterentwicklung sowie die Anpassung der VVordrucke und Merkblatter, die Anpassung der
Statistik und des Berichtswesens. Der grolte Anteil der Mehrkosten in Hohe von rund 2,7 Millionen Euro wird
fur die administrative und operative Umsetzung der Rechtsanderungen und fir die Qualifizierung des Personals
benotigt.

Zusétzlich zur Verwaltungsvereinfachung soll der Kinderzuschlag digitalisiert werden. Durch das Onlinezugangs-
gesetz (OZG) hat die Bundesregierung den Auftrag, alle Verwaltungsleistungen auch digital anzubieten. Hierfur
fallen voraussichtlich einmalige Digitalisierungskosten in Hohe von bis zu 15 Millionen Euro bei der BA an.
Diese sind auf drei Jahre aufzuteilen, so dass in den Jahren 2019 bis 2021 zusatzliche Digitalisierungskosten von
jahrlich bis zu rund 5 Millionen Euro entstehen. Die konkret anfallenden Digitalisierungskosten sind tber das
Digitalisierungsprogramm das Bundesministerium des Inneren zu finanzieren. Diese Digitalisierungskosten wur-
den bisher im Rahmen des OZG noch nicht quantifiziert, so dass dies aufgrund der erheblichen Auswirkungen
auf die Fallpauschale im Kinderzuschlag im hiesigen Leistungsgesetz darzustellen ist.

Die Verbesserung des Bildungspakets wirkt sich auf den Erfulllungsaufwand der Verwaltung unterschiedlich aus.
Das erhohte Schulbedarfspaket erfordert keine neue oder gednderte Art der Festsetzung und Erbringung und somit
keinen veranderten Erflllungsaufwand. Der Verzicht auf die Anrechnung von Eigenanteilen beim gemeinschaft-
lichen Mittagessen in Schule, Kita und Kindertagespflege flhrt zu keiner Veranderung des Erfiillungsaufwandes.
Der Wegfall der Eigenbeteiligung bei der Schiilerbeférderung mindert den Erfillungsaufwand der Verwaltung
auf Grund des Entfalls der Priifung der Zahlung der Eigenbeteiligung um etwa 750 000 Euro. Die Klarstellung
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bei der Lernférderung konnte zu einer vermehrten Antragstellung und damit insoweit zu einem erhohten Erfil-
lungsaufwand bei der Verwaltung fiihren. Dieser wird jedoch dadurch kompensiert, dass Rechtsstreitigkeiten tber
Umfang und Grenzen der Lernfoérderung im Zusammenhang mit einer VVersetzungsgefahrdung entfallen. Die Zu-
lassung der Erbringung der Leistungen des Bildungs- und Teilhabepakets durch Geldleistungen fiihrt gegeniiber
den bisherigen Erbringungswegen zu einer Minderung des Erfiillungsaufwandes um rund 12,9 Millionen Euro
jahrlich.

Im Ubrigen ist ein eventuell entstehender Mehrbedarf des Bundes an Sach- und Personalmitteln finanziell und
stellenmélig im jeweiligen Einzelplan innerhalb der geltenden Haushalts- und Finanzplanansétze auszugleichen.

5.  Weitere Kosten

Der Wirtschaft, einschlieBlich mittelstandischer Unternehmen, entstehen keine direkten sonstigen Kosten.

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu
erwarten.

6. Weitere Gesetzesfolgen

Unter Beriicksichtigung der unterschiedlichen Lebenssituation von Frauen und Mannern sind keine Auswirkun-
gen erkennbar, die gleichstellungspolitischen Zielen geméaR § 2 der Gemeinsamen Geschéftsordnung der Bundes-
ministerien zuwiderlaufen.

Das Bundesministerium flr Familien, Senioren, Frauen und Jugend hat den Jugend-Check durchgefuhrt.

VI. Befristung; Evaluierung

Die neu eingefiihrte erweiterte Zugangsmaglichkeit zum Kinderzuschlag wird befristet fiir drei Jahre eingefihrt.
Die Ubrigen Regelungen sollen dauerhaft wirken, so dass eine Befristung nicht in Betracht kommt.

Eine Evaluierung der Regelungen, insbesondere auch der neu eingefiihrten erweiterten Zugangsmoglichkeit, wird
erfolgen. Die Ergebnisse sollen zum 31. Juli 2022 vorliegen.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Bundeskindergeldgesetzes)
Zu Nummer 1 (§ 5)

Zu Buchstabe a

Der neue Absatz 2 entspricht dem bisherigen § 6 Absatz 3.
Zu Buchstabe b

Der neue Satz 1 des Absatzes 3 entspricht bis auf eine redaktionelle Anderung dem bisherigen § 6a Absatz 2 Satz
4,

Der neue Satz 2 entspricht bis auf eine redaktionelle Anderung dem bisherigen Satz 1 des alten Absatzes 2
Der neue Satz 3 entspricht dem bisherigen § 6a Absatz 2 Satz 5.
Zu Nummer 2 (§ 6)

Absatz 3 wird gestrichen. Die Regelung zur Zahlung des Kindergeldes erfolgt aus systematischen Griinden nun-
mehr in § 5 Absatz 2.

Zu Nummer 3 (8§ 6a)
§ 6a wird aufgrund der Vielzahl der Anderungen und der geanderten Struktur neu gefasst.
Zu Absatz 1 (Berechtigte)
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Zu Nummer 1
Die Regelung wurde nicht geéndert.
Zu Nummer 2

Es handelt sich um eine erforderliche Folgednderung aufgrund der in Absatz 8 Satz 1 vorgesehenen Regelung,
dass fir die Ermittlung des Einkommens die sechs Monate vor dem neu vorgesehenen einheitlichen Bewilligungs-
zeitraum maRgeblich sind. Ein gegebenenfalls in diesen sechs Monaten vor dem Bewilligungszeitraum bezogener
Kinderzuschlag oder Leistungen nach dem SGB Il sind wie Kindergeld und Wohngeld bei der Ermittlung des
Einkommens der Eltern nach 8 11 SGB Il fur die Mindesteinkommensgrenze nicht zu bertcksichtigen. Fir die
Leistungen nach SGB I ergibt sich aus § 11a SGB Il dass die Leistungen kein Einkommen sind. Da der Kinder-
zuschlag nach § 11 Absatz 1 Satz 4 SGB Il als Einkommen dem Kind zuzurechnen ist, hat diese Regelung inso-
weit — wie auch die Regelung zum Kindergeld — nur klarstellenden Charakter.

Auch Bildungs- und Teilhabeleistungen nach § 6b sind gemaR § 6b Absatz 2 Satz 6 nicht als Einkommen zu
berlicksichtigen.

Zu Nummer 3

Die Regelung wurde nur redaktionell gedndert, indem die Verweise der neuen Struktur des § 6a angepasst wurden.
Die individuelle Hochsteinkommensgrenze bleibt noch unveréndert bestehen. GeméaR Artikel 2 Nummer 2 wird
sie ab dem 1. Januar 2020 gestrichen.

Zu Nummer 4
Die Regelung wurde nicht geéndert.

Die obere Einkommensgrenze Vermeidung der Hilfebediirftigkeit bleibt noch unveréndert bestehen. Gemal Ar-
tikel 2 Nummer 2 wird sie ab dem 1. Januar 2020 gestrichen.

Zu Absatz 2 (Hochstbetrag des Kinderzuschlags)
Die Neufassung des Absatzes ersetzt den bisherigen Absatz 2 Satz 1 zur H6he der Leistung.

Der Kinderzuschlag wird entsprechend der Entwicklung des Existenzminimums und unter Beriicksichtigung des
jeweiligen (Erst-)Kindergeldes dynamisiert. Der Kinderzuschlag kann auch in Zukunft als pauschalierende Leis-
tung nicht den individuellen Bedarf eines Kindes decken, sondern er sichert zusammen mit dem Kindergeld einen
typisierten einheitlichen durchschnittlichen Bedarf. Dagegen werden die Leistungen fur Bildung und Teilhabe
nach 8 6b wie bisher gesondert — entsprechend der individuellen Situation — gewéhrt. Es soll weiterhin gewéhr-
leistet werden, dass Eltern nicht nur wegen ihrer Kinder auf Leistungen der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende
nach dem SGB Il angewiesen sind. Fiir einen Ubergangszeitraum vom 1. Juli 2019 bis zum 31. Dezember 2020
ist die Anwendungsvorschrift in § 20 Absatz 2 zu beachten, wonach der monatliche Hochstbetrag des Kinderzu-
schlags in dieser Zeit einheitlich 185 Euro betréagt.

Zu Satz 1

Der Hochstbetrag des Kinderzuschlags leitet sich nach dem neuen Satz 1 aus dem steuerfrei zu stellenden séchli-
chen Existenzminimum eines Kindes im jeweiligen Kalenderjahr ab. Dieses wird regelmé&Rig alle zwei Jahre in
einem Bericht der Bundesregierung tber die Hohe des von der Einkommensteuer freizustellenden Existenzmini-
mums von Erwachsenen und Kindern (Existenzminimumbericht) ausgewiesen (zuletzt 12. Existenzminimumbe-
richt, Bundestagsdrucksache 19/5400 vom 9. November 2018). Mal3geblich fur den Hochstbetrag des Kinderzu-
schlags ist ein Zwolftel des fur das Jahr maRgeblichen Betrages.

Da sich Kinderzuschlag und Kindergeld erganzen, bedarf es nach Sinn und Zweck keiner Zahlung des Kinderzu-
schlags, soweit das Existenzminimum eines Kindes bereits durch Kindergeld gedeckt ist. Daher ist von dem
Zwolftel des sich fiir das jeweilige Kalenderjahr ergebenden Betrages das fiir ein erstes Kind nach § 66 des Ein-
kommensteuergesetzes zu zahlende Kindergeld abzuziehen.

Ein Betrag fur Bildung und Teilhabeleistungen ist nicht zu berticksichtigen, weil die entsprechenden Leistungen
den Kindern nach § 6b gesondert gewéahrt werden.

Satz 2
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Steht das steuerfrei zu stellende Existenzminimum fiir ein Kalenderjahr zu Beginn des Jahres nicht fest, gelten
mit der Anknipfung an die Mindestunterhaltsverordnung Sonderregelungen.

Auch der Mindestunterhalt, der das sachliche Existenzminimum sichern soll, orientiert sich am steuerfrei zu stel-
lenden Existenzminimum. Aus unterhaltsrechtlichen Griinden kann jedoch die Festlegung der Unterhaltshéhe
nicht riickwirkend erfolgen. Daher erl&sst das Bundesministerium der Justiz und fir Verbraucherschutz die Min-
destunterhaltsverordnung, die fur alle Jahre rechtzeitig einen Wert fiir das Existenzminimum beziehungsweise
genauer fir den unterhaltsrechtlichen Mindestbedarf eines Kindes ausweist. Ist fur ein Kalenderjahr noch kein
séchliches Existenzminimum festgelegt und liegt zum Zeitpunkt des Erlasses der Mindestunterhaltsverordnung
auch noch kein Existenzminimumbericht vor, der das sachliche Existenzminimum fiir genau dieses Kalenderjahr
ermittelt, wird der Mindestunterhalt grundsatzlich auf Basis des noch aktuellen Existenzminimumberichts mit
gesonderten Annahmen fortgeschrieben. Eine Anpassung des Mindestunterhalts etwa an das in einem spéteren
Existenzminimumbericht ausgewiesene sachliche Existenzminimum erfolgt erst fur das darauffolgende Jahr im
Rahmen der nachsten Mindestunterhaltsverordnung.

Im Wege einer Sonderregelung kann daher auch fur den Hochstbetrag des Kinderzuschlags hilfsweise an den in
der Mindestunterhaltsverordnung fir das jeweilige Kalenderjahr fur den Mindestunterhalt eines Kindes in der
zweiten Altersstufe ausgewiesenen Betrag als Wert fiir das Existenzminimum angeknupft werden.

Ein anteiliger Betrag fur Bildung und Teilhabe ist abzuziehen.

Diese Regelung ermdglicht, spatestens zu Beginn jeden Jahres den Hochstbetrag fir den Kinderzuschlag mog-
lichst passgenau zur Entwicklung des Existenzminimums und damit auch hinreichend passgenau zum SGB Il
festzustellen.

Satz 3

Der Hochstbetrag des Kinderzuschlags soll — mit dem Ziel einer kontinuierlichen Gewahrung der Leistung und
zur Vermeidung eines erheblichen Verwaltungsaufwandes — keinen Schwankungen unterliegen.

Die Vorschrift gewahrleistet zum einen, dass der Kinderzuschlag jedes Kalenderjahr durchgehend in einer Hohe
gezahlt wird, so dass etwa im Falle einer unterjahrigen Erhéhung des Kindergeldes keine Folgeanpassungen samt
Anderungsbescheiden und Riickforderung von Teilbetragen zu bewerkstelligen sind. Zugleich wird durch die
Feststellung des Hochstbetrages nur zu Beginn des Jahres vermieden, dass der Kinderzuschlag gegebenenfalls
rickwirkend steigen wirde, wenn erst im Laufe des betreffenden Kalenderjahres das steuerfrei zu stellende Exis-
tenzminimum vorgelegt wirde. Zum anderen soll der Kinderzuschlag gegeniuiber dem Vorjahr nicht sinken. Ein
Jo-Jo-Effekt wird dauerhaft vermieden. Wirde der Kinderzuschlag im Laufe eines Bewilligungszeitraums sinken,
sei es wihrend des laufenden Kalenderjahres oder auch zu Beginn, waren Folgeanpassungen samt Anderungsbe-
scheiden und womdglich sogar Rickforderungen von Teilbetrdgen zu bewerkstelligen, die der Neukonzeption
des Kinderzuschlags, nach der dieser fur sechs Monate verlésslich bewilligt werden soll, zuwiderliefen.

Steigt der Hochstbetrag des Kinderzuschlags zu Beginn des Kalenderjahres dagegen an, ist durch die Verwaltung
nur der Betrag, um den der Hochstbetrag angehoben worden ist, fir den restlichen Bewilligungsabschnitt zusatz-
lich auszuzahlen. Eine Neuberechnung im Einzelfall ist nicht notwendig. Ein schriftlicher Bescheid ist nicht er-
forderlich, weil die zusatzliche Auszahlung ausschlieBlich begiinstigenden Charakter hat.

Zu Absatz 3 (Minderung des Kinderzuschlags wegen Einkommens oder Vermdégens des Kindes)
Die Neufassung des Absatzes 3 enthalt Anderungen zum bisherigen Absatz 3.

Ausgehend vom Hochstbetrag mindert sich der jeweilige Kinderzuschlag, wenn das Kind nach den 8§ 11 bis 12
SGB Il zu bericksichtigendes Einkommen oder Vermdégen hat. Das Einkommen des Kindes ist anhand des in
Absatz 8 Satz 1 vorgesehenen Bemessungszeitraums zu ermitteln. Laufende oder einmalige Einnahmen nach §
11 Absatz 2 und 3 SGB Il sind somit nur dann zu bericksichtigen, wenn sie im jeweils maRgeblichen Bemes-
sungszeitraum zuflieBen. Eine volle Anrechnung von Kindeseinkommen soll im Einkommensbereich des Kinder-
zuschlags nicht mehr erfolgen, um in den Fallen, in denen neben dem Kinderzuschlag auch Wohngeld bezogen
wird, die teilweise eintretenden Verringerungen des Haushaltsnettoeinkommens etwa wegen steigenden Unter-
halts oder einer hoheren Ausbildungsvergiitung zumindest weitgehend zu vermeiden.

Zu Satz 1
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Es handelt sich um redaktionelle Anderungen.
Zu Satz 2

Neben Wohngeld und Kindergeld soll auch der Kinderzuschlag bei der Ermittlung des zu berlcksichtigenden
Kindeseinkommens aufRer Betracht bleiben. Es handelt sich um eine erforderliche Folgednderung aufgrund der in
Absatz 8 Satz 1 vorgesehenen Regelung, dass fur die Ermittlung des Einkommens nach § 11 SGB Il die sechs
Monate vor dem Bewilligungszeitraum mafRgeblich sind. Ein in dieser Zeit gegebenenfalls bezogener Kinderzu-
schlag ist genauso wenig wie Kindergeld und Wohngeld bei der Minderung des Kinderzuschlags aufgrund von
Kindeseinkommen zu beriicksichtigen. Auch die Leistungen nach dem SGB II, die aufgrund einer Unterdeckung
im maigeblichen Bewilligungszeitraum bezogen werden kénnen, werden nicht bei der Minderung des Kinderzu-
schlags als Einkommen beriicksichtigt. Dies ergibt sich bereits aus § 11a SGB II.

Auch Bildungs- und Teilhabeleistungen nach § 6b sind gemaR § 6b Absatz 2 Satz 6 nicht als Einkommen zu
bertcksichtigen.

Zu Satz 3

Kindeseinkommen soll den Kinderzuschlag nur noch zu 45 Prozent, statt bisher zu 100 Prozent, mindern, soweit
dadurch nicht mehr als 100 Euro vom Kindeseinkommen unbertcksichtigt bleiben. Das zu bericksichtigende
Einkommen des Kindes mindert den Kinderzuschlag daher (nur) um 45 Prozent monatlich. Damit soll gewéhr-
leistet werden, dass sich zusatzliches Einkommen des Kindes im Ergebnis nicht mehr nachteilig auswirkt, unab-
hé&ngig davon, ob es sich etwa um Erwerbseinkommen, Unterhalt oder Unterhaltsvorschuss handelt.

Denn derzeit kdnnen Unterhalt, Unterhaltsvorschuss und anderes Kindeseinkommen im Ergebnis dazu fuhren,
dass Alleinerziehende und ihre Kinder weniger Geld zur Verfigung haben. Wohngeld und Kinderzuschlag wer-
den in der Summe hdufig starker reduziert, als Kindeseinkommen zusétzlich vorhanden ist. Die Transferentzugs-
raten flir Familien beim Wohngeld betragen 25 bis 55 Prozent bezogen auf das wohngeldrechtliche Gesamtein-
kommen. Mit der vorgesehenen Minderung des Kinderzuschlags nur noch um 45 Prozent des Kindeseinkommens
werden diese Nachteile daher — jedenfalls bei Einkommen des Kindes von bis zu 180 Euro — vermieden. Durch
diese bessere Abstimmung des Kinderzuschlags mit Wohngeld, Kindesunterhalt und Unterhaltsvorschuss werden
insbesondere auch Kinder von Alleinerziehenden (wieder) starker erreicht.

Es sollen jedoch hdchstens 100 Euro des Kindeseinkommens unberiicksichtigt bleiben. Soweit das Einkommen
des Kindes den Betrag von 180 Euro Ubersteigt, kommt es weiterhin zur vollen Anrechnung. Insgesamt kann auch
bei gleichzeitiger Anrechnung des Einkommens im Wohngeld eine Reduzierung des Haushaltsnettoeinkommens
infolge des hoheren Kindeseinkommens weitgehend vermieden werden.

Zu Satz 4
Satz 4 entspricht dem bisherigen Satz 3.
Zu Satz 5

Satz 5 gewdbhrleistet, dass bei der Bertlicksichtigung des Vermdgens des Kindes der Grundfreibetrag nach § 12
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1a des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch Anwendung findet.

Zu Satz 6

Ist das zu beriicksichtigende Vermdgen betragsmaRig hoher als der nach den Satzen 1 bis 5, das heif3t nach der
Berlicksichtigung etwaigen Einkommens, verbleibende monatliche Anspruch auf Kinderzuschlag, so dass es den
Kinderzuschlag zumindest flr den ersten Monat des Bewilligungszeitraumes vollstandig mindert, entfallt der An-
spruch auf Kinderzuschlag damit. Der Antrag ist mit dem Hinweis abzulehnen, dass jederzeit ein neuer Antrag
gestellt werden kann, sobald das Vermdgen verbraucht wurde.

Zu Satz 7

Ist das zu beriicksichtigende Vermdgen betragsméalig niedriger als der monatliche Anspruch auf Kinderzuschlag,
ist der Kinderzuschlag im ersten Monat des Bewilligungszeitraumes um das entsprechende Vermégen zu mindern
und ab dem folgenden Monat Kinderzuschlag in voller Héhe zu zahlen. Dem liegt die typisierende Annahme zu
Grunde, dass das den Freibetrag (ibersteigende Vermdgen im ersten Monat verbraucht wird. Eine Minderung des
Kinderzuschlags um das entsprechende Vermdgen in jedem Monat des Bewilligungszeitraums — wie im SGB 11
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— kommt nicht in Betracht, da Anderungen in den tatsachlichen Verhaltnissen, die wihrend des Bewilligungszeit-
raums eintreten, nach Absatz 7 Satz 3 unberiicksichtigt bleiben. Dadurch wire keine Anderung in der Héhe des
Kinderzuschlags moglich, wenn wahrend des Bewilligungszeitraums mitgeteilt wird, dass das Vermdégen nun-
mehr verbraucht ist. Sofern im Anschluss an den Bewilligungszeitraum wieder ein Antrag auf Kinderzuschlag
gestellt wird, ist erneut zu prifen, ob Vermdégen (noch) vorliegt, das tUber den Freibetrag hinausgeht.

Zu Absatz 4 (Gesamtkinderzuschlag)

Die Neufassung des Absatzes 4 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen Absatz 2 Satz 2. Der Gesamtkinder-
zuschlag ergibt sich aus der Summe aller — gegebenenfalls wegen Kindeseinkommens oder -vermdgens gemin-
derter — fiir die einzelnen Kinder ermittelten Kinderzuschlége. Bei Berechtigten mit einem Kind entspricht der
Gesamt-kinderzuschlag dem einen Kinderzuschlag.

Zu Absatz 5 (Grenze, bis zu der der Hochstbetrag des Kinderzuschlags gewahrt wird; Feststellung des
Einkommens oder Vermdgens und des Gesamtbedarfs der Eltern)

Die Neufassung des Absatzes 5 entspricht im Wesentlichen einem Teil des bisherigen Absatzes 4. Er fasst die
Regelungen zum Gesamtbedarf der Eltern, bis zu dem der Gesamtkinderzuschlag in voller Hohe gezahlt wird,
zusammen. Das Einkommen der Eltern ist anhand des in Absatz 8 Satz 1 vorgesehenen Bemessungszeitraums zu
ermitteln. Laufende oder einmalige Einnahmen nach § 11 Absatz 2 und 3 SGB 11 sind somit nur dann zu beriick-
sichtigen, wenn sie im jeweils maRgeblichen Bemessungszeitraum zufliel3en.

Zu Satz 1
Satz 1 enthalt nunmehr neben redaktionellen Anderungen eine Legaldefinition fiir den Gesamtbedarf der Eltern.

Es wird klargestellt, dass neben dem Wohngeld auch der Kinderzuschlag nicht als Einkommen anzurechnen ist.
Zudem sind auch die Leistungen nach dem SGB Il aufgrund von § 11a SGB Il sowie die Bildungs- und Teilha-
beleistungen nach § 6b aufgrund von § 6b Absatz 2 Satz 6 nicht als Einkommen zu ber{icksichtigen.

Zu Satz 2
Satz 2 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen Absatz 4 Satz 4.
Zu Satz 3

Satz 3 knupft fur die Verteilung der Wohnkosten an den 12. Existenzminimumbericht an. Die Verteilung der
Wohnkosten bedarf in der Rechtsanwendung nicht der regelméRigen Anpassung. Die damit verbundene Anderung
gegeniber der bisherigen Rechtslage dient der Rechtsklarheit.

Zu Satz 4

Satz 4 enthélt die gleichen Regelungen zur Bericksichtigung des Vermdgens bei der Ermittlung des zu bertick-
sichtigenden Elterneinkommens wie beim Kindeseinkommen im Absatz 3 Satz 6 und 7. Damit soll sichergestellt
werden, dass die Beriicksichtigung des Vermdgens die gleichen Auswirkungen hat.

Zu Absatz 6 (Minderung des Gesamtkinderzuschlags wegen Einkommens oder Vermdgens der Eltern)

Die Neufassung des Absatzes 6 entspricht im Wesentlichen einem Teil des bisherigen Absatzes 4. Er fasst die
Regelungen zur Minderung des Gesamtkinderzuschlags wegen des Einkommens der Eltern zusammen.

Zu Satz 1

Satz 1 entspricht dem bisherigen Absatz 4 Satz 3 und wird knapp gefasst. Die Einzelheiten der Berechnung, ob
das Einkommen den Bedarf Ubersteigt, finden sich bereits im neu gefassten Absatz 5.

Zu Satz 2

Satz 2 entspricht dem bisherigen Absatz 4 Satz 5 und enthalt nur redaktionelle Anderungen.
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Zu Satz 3
Satz 3 entspricht dem bisherigen Absatz 4 Satz 6 und enthalt redaktionelle Anderungen.

Zu berticksichtigendes Einkommen der Eltern mindert den Gesamtkinderzuschlag bis zum 31. Dezember 2019
weiterhin bis zu 50 Prozent. Gemé&R Artikel 2 Nummer 2 wird das Einkommen der Eltern ab dem 1. Januar 2020
den Gesamtkinderzuschlag nur noch zu 45 Prozent, statt wie bisher zu 50 Prozent, mindern.

Zu Satz 4

Satz 4 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen Absatz 4 Satz 7. Es sind nur redaktionelle Anderungen vorge-
nommen worden.

Zu Absatz 7 (Bewilligungszeitraum) und Absatz 8 (Bemessungszeitraume)

Die Regelungen dienen der grundlegenden Vereinfachung des Verwaltungsvollzugs. Es wird ein einheitlicher
Bewilligungszeitraum von sechs Monaten eingefilhrt. Auf riickwirkende Prifungen wird zukdinftig in aller Regel
verzichtet. Dies wird ermdglicht, indem kinftig fiir alle fiir die Ermittlung des Kinderzuschlags zugrunde zu le-
genden Voraussetzungen, etwa fiir das Einkommen und die Kosten der Unterkunft, Bemessungszeitraume fest-
gelegt werden. Fir das Einkommen sind beispielsweise die sechs Monate vor dem Bewilligungszeitraum mal3-
geblich. Zudem werden, soweit es dennoch zur Aufhebung einer Bewilligung kommt, Riickforderungen durch die
Maoglichkeit vorlaufiger Zahlungseinstellungen vermindert.

Insbesondere durch die Anknlipfung an Einkommen und Bedarfe fiir Unterkunft und Heizung, die zum Zeitpunkt
der Entscheidung bereits endgiiltig feststehen, kann auf vorlaufige Entscheidungen und eine Vielzahl riickwirken-
der Prifungen verzichtet werden. Riickforderungen entfallen weitgehend. Der Verwaltungsaufwand reduziert sich
grundlegend.

Die Leistung wird fiir die Burgerinnen und Birger, aber auch fir die Verwaltung, berechenbarer und verlasslicher.

Die Festlegung von konkreten Zeitraumen fiir die Ermittlung der dem Kinderzuschlag zugrunde zu legenden Vo-
raussetzungen bedeutet einen echten Systemwechsel. Die Hohe des Kinderzuschlags wird kiinftig nicht mehr fiir
jeden Anspruchsmonat nach den in diesem Monat bestehenden rechtlichen und tatsachlichen Verhéltnissen be-
stimmt. Stattdessen wird der Kinderzuschlag flr den gesamten Bewilligungszeitraum nach den Verhaltnissen in
dem jeweils festgelegten Zeitraum vor oder zu Beginn des Bewilligungszeitraums ermittelt. Die Bestimmung der
Hohe der Leistung nach den Verhdltnissen in einem Bemessungszeitraum ist im Sozialrecht beispielsweise beim
Arbeitslosengeld, Elterngeld, Krankengeld und Mutterschaftsgeld gebrauchlich, weil sie es ermdglicht, tber die
Leistungshohe bei Leistungsbeginn endgultig zu entscheiden. Sie hat den Nachteil, dass die Leistung im An-
spruchsmonat héher oder geringer ausfallen kann, als bei Berlicksichtigung der tatsédchlichen Verhaltnisse im
Anspruchsmonat. So kann eine Leistung gezahlt werden, die nach den Verhaltnissen im Anspruchsmonat nicht
zustiinde, oder eine Leistung nicht erbracht werden, obwohl sie nach den Verhéltnissen im Anspruchsmonat zu-
stlinde. Diese Abweichungen treten auch dann ein, wenn die Veranderungen beispielsweise des Einkommens, des
Vermdgens oder der Kosten der Unterkunft bei der Bewilligung bereits absehbar sind.

Die gemessen an den Verhéltnissen im Anspruchsmonat tiberhéhten oder im Ausnahmefall gar nicht zustehenden
Kinderzuschlagszahlungen fiir einen begrenzten Bewilligungszeitraum von sechs Monaten sind im Hinblick auf
das Anliegen einer grundlegenden Verwaltungsvereinfachung sachgerecht.

Bei gemessen an den Verhéltnissen zu niedrigen oder gar nicht zustehenden Leistungen werden moégliche nach-
teilige Folgen fir die Betroffenen abgemildert. Auf Antrag kénnen die Betroffenen erganzend zum Kinderzu-
schlag Leistungen nach dem SGB Il in Anspruch nehmen. Eine vollstandige Ablehnung gilt nur flir den ersten
Monat. Danach kann die Leistung erneut beantragt werden und es gelten dann die Verhaltnisse vor oder im Monat
der erneuten Antragstellung. Angesichts dieser Abmilderungen sind die gegebenenfalls nur fir einzelne von
hdchstens sechs Monaten eintretenden Nachteile fiir die Betroffenen im Hinblick auf das Anliegen einer grund-
legendenden Verwaltungsvereinfachung hinnehmbar.
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Im Einzelnen:
Zu Absatz 7 (Bewilligungszeitraum)
Zu Satz 1

Die Regelung legt fest, dass immer ein Bewilligungszeitraum von sechs Monaten zu bilden ist, und enthalt damit
zugleich eine Legaldefinition. Die Bewilligung des Kinderzuschlags erfolgt somit grundsatzlich endgultig far
sechs Monate.

Auch nach dem bisher geltenden Absatz 2 Satz 3 soll Kinderzuschlag in der Regel fiir einen Bewilligungszeitraum
von sechs Monaten bewilligt werden. H&ufig wird derzeit jedoch davon abgewichen und es erfolgen oft monatli-
che Bewilligungen.

Im Hinblick auf die finanziellen Auswirkungen der Entscheidung, welcher Bewilligungszeitraum im Einzelfall
gelten soll (vergleiche dazu Absatz 8 Satz 1 und Absatz 7 Satz 3, die regeln, dass beispielsweise das Voreinkom-
men vor dem Bewilligungszeitraum malgeblich ist, und nicht die sich gegebenenfalls noch &ndernden Verhalt-
nisse nach Beginn des Bewilligungszeitraums), kann die Dauer des Bewilligungszeitraums nicht mehr von einer
Ermessensentscheidung der Verwaltung abhangen, sondern wird nun einheitlich geregelt.

Erfolgt eine Ablehnung des Antrags, fiihrt das nicht zu einem Ausschluss der Leistung fiir sechs Monate, da eine
Ablehnung kein Verwaltungsakt mit Dauerwirkung nach 8 48 dem Zehnten Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) ist.
Es kann bereits im ndchsten Monat ein neuer Antrag gestellt werden, flir dessen Bearbeitung dann die Verhaltnisse
vor oder im Monat der erneuten Antragstellung mai3geblich sind.

Zu Satz 2

Satz 2 legt fest, dass der Bewilligungszeitraum mit dem Monat der Antragstellung beginnt, jedoch friihestens nach
Ende eines laufenden Bewilligungszeitraums.

Mit der Regelung wird sichergestellt, dass ab dem Monat der Antragstellung Kinderzuschlag zu bewilligen ist.
Wird rechtzeitig ein Folgeantrag gestellt, kommt es — bei Vorliegen der Anspruchsvoraussetzungen — grundsétz-
lich zu Bewilligungszeitradumen, die unmittelbar aneinander anschlieRen.

Wird ein moglicher Folgeantrag vor Ablauf des Bewilligungszeitraums gestellt, ist er so auszulegen und zu be-
handeln, als wére er rechtzeitig im ersten Monat nach Ablauf des vorherigen Bewilligungszeitraums gestellt. Wird
der Antrag im ersten Monat nach einem Bewilligungszeitraum gestellt, kann ohnehin eine unmittelbar anschlie-
RBende Bewilligung erfolgen. Wird ein weiterer Antrag allerdings spéter als im ersten Monat nach Ablauf des
bisherigen Bewilligungszeitraums gestellt, beispielsweise drei Monate danach, hat dies zur Folge, dass keine an
den vorhergehenden Bewilligungszeitraum anschlieRende Bewilligung, sondern eine erneute Bewilligung erst ab
dem Monat der weiteren Antragstellung moglich ist.

Zu Satz 3
Zu Halbsatz 1

Die Regelung stellt klar, dass Anderungen in den tatsichlichen oder rechtlichen Verhaltnissen wihrend des lau-
fenden sechsmonatigen Bewilligungszeitraumes grundsatzlich nicht mehr beruicksichtigt werden. Dies ergibt sich
aus der Festlegung von Zeitraumen fir die Ermittlung der dem Kinderzuschlag zugrunde zu legenden Vorausset-
zungen nach Absatz 8, anhand derer alle zur Berechnung des Kinderzuschlags erforderlichen Voraussetzungen
ermittelt werden.

Dadurch soll zum einen erreicht werden, dass die Berechtigten eine berechenbare und verlassliche Zahlung erhal-
ten. Zum anderen wird die Verwaltung entlastet, da die Prifungen von Anderungen im laufenden Bewilligungs-
zeitraum und nach dem laufenden Bewilligungszeitraum entfallen.

Die Festlegung von konkreten Zeitrdumen in Absatz 8, beispielsweise fir die Ermittlung von Einkommen und
Wohnbedarfen in der Zeit vor dem Bewilligungszeitraum beziehungsweise zu dessen Beginn, bedeutet einen
grundlegenden Systemwechsel. Die tatséchlichen und rechtlichen Verhéltnisse im Bewilligungszeitraum sind so-
mit in diesen Punkten nicht maBgeblich und § 48 SGB X deshalb nicht einschlégig.
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Derzeit werden viele Kinderzuschlagsfalle deutlich haufiger als zweimal jahrlich durch die Familienkasse geprift.
Die haufigsten Anderungen in den Verhaltnissen, die die Anpassung von getroffenen Entscheidungen erforderlich
machen, sind Anderungen beim Einkommen und bei den Kosten fir Unterkunft und Heizung. Diese Uberpriifun-
gen und Neuberechnungen des Kinderzuschlags sind fur Birgerinnen und Blrger sowie die Verwaltung sehr
aufwandig. Teilweise reichen Berechtigte monatlich Unterlagen zu Anderungen beim Einkommen oder bei den
Wohnkosten ein. Die Verwaltung muss den jeweiligen Anspruch haufig neu berechnen und erlésst pro Fall gege-
benenfalls eine Vielzahl von Bescheiden.

Nicht zuletzt im Hinblick auf den grundlegenden Ausbau des Kinderzuschlags mit einem deutlich groieren Be-
rechtigtenkreis erscheint die vorgesehene Regelung ein notwendiger Schritt, um Familien den Zugang zu der
Leistung grundlegend zu erleichtern und einen verlésslicheren Bezug zu erméglichen sowie die Verwaltung we-
sentlich zu entlasten.

Durch die Festlegung, dass eine Bewilligung grundsatzlich nur fir sechs Monate erfolgt und damit bei kontinu-
ierlichem Bezug auch alle sechs Monate neu zu bewilligen ist, wird geanderten Umsténden regelméRig Rechnung
getragen. Vor dem Hintergrund des Ziels der Entburokratisierung erscheint es daher vertretbar und sachgerecht,
dass abweichend von § 48 SGB X Verénderungen im Einkommen und bei den Wohnkosten im zeitlich {ber-
schaubaren laufenden Bewilligungszeitraum beim Kinderzuschlag nicht berlicksichtigt werden.

Treten bei dem Berechtigten wahrend des laufenden Bewilligungszeitraums beispielsweise Anderungen beim
Einkommen oder den Bedarfen fiir Unterkunft und Heizung ein, die dazu fuhren, dass der Kinderzuschlag tat-
séchlich nicht mehr ausreicht, um den Bedarf der gesamten Familie im Sinne des SGB Il zu decken, so dass ein
(hoherer) Anspruch auf Leistungen nach dem SGB Il besteht, bleibt es dem Berechtigten nach den vorgesehenen
Rechtséanderungen unbenommen, einen ergdnzenden Antrag auf Leistungen nach dem SGB 1l zu stellen. In die-
sem Rahmen werden auch eventuelle Mehrbedarfe geprift. Der Kinderzuschlag ist in einem solchen Fall bei der
Berechnung von Leistungen nach dem SGB Il als Einkommen zu berticksichtigen. So ist sichergestellt, dass der
Berechtigte im Bedarfsfall immer die ihm zustehende existenzsichernde Leistung erhalten kann. Dies entspricht
inhaltlich im Wesentlichen der geltenden Rechtslage. Bereits nach derzeitiger Rechtslage kann der Berechtigte
neben dem Kinderzuschlag einmalig anfallenden Kosten fur Unterkunft und Heizung, zum Beispiel fiir Brenn-
stoffe, ergdnzend nach den Regelungen des SGB Il erhalten.

Generell gilt nach der Neuregelung: Treten beim Berechtigten im laufenden Bewilligungszeitraum Anderungen
in den tatsachlichen oder rechtlichen Verhaltnissen ein, die zu einem héheren oder auch niedrigeren Anspruch auf
Kinderzuschlag fiihren wiirden, bleiben diese grundsatzlich unberiicksichtigt. Die Regelungen in Absatz 8 in Ver-
bindung mit Absatz 7 Satz 3 Halbsatz 1 gehen den Regelungen nach § 48 SGB X vor. Abweichend von der
bisherigen Verwaltungspraxis soll auch dem Berechtigten kein Antragsrecht auf Uberpriifung der Kinderzu-
schlagsbewilligung wegen gednderten Einkommens oder geénderter Wohnkosten mehr zugestanden werden. Dies
dient der Entbirokratisierung und Vereinfachung des Kinderzuschlags. Bei Bedarf kénnen gegebenenfalls Leis-
tungen nach dem SGB 11 beantragt werden. Im Ubrigen erscheinen Unter- beziehungsweise Uberdeckungen durch
die zeitlich Gberschaubaren Bewilligungszeitrdume vertretbar.

Eine Rucknahme nach 8 45 SGB X, beispielsweise aufgrund von vorsatzlich oder grob fahrlassig gemachten
unrichtigen oder unvollstdndigen Angaben zum Einkommen, ist dagegen weiterhin jederzeit moglich. Auch die
Maglichkeit der Riicknahme nach 8 44 SGB X wird nicht eingeschrankt.

Im Ergebnis erfolgt beim Einkommen durch die Anspruchspriifung aufgrund eines festen Bemessungszeitraums
von sechs Monaten und eines gleichzeitigen Bewilligungszeitraums von immer sechs Monaten zeitlich versetzt
eine vollstandige Berticksichtigung von Einkommen. Die Familien erhalten bei fortlaufendem Bezug von Kinder-
zuschlag — zeitlich versetzt — im Bewilligungszeitraum immer den Kinderzuschlag, der sich fiir sie auf der Grund-
lage des Einkommens fiir den jeweiligen Bemessungszeitraum tatséchlich ergibt. Durch die wiederholte Bewilli-
gung von Kinderzuschlag auf Basis des tatséchlichen Einkommens in einem bereits abgelaufenen Zeitraum wer-
den sich die Uber- und Unterdeckungen im Zeitablauf in der Regel wieder ausgleichen.

Insgesamt erscheint es daher sachgerecht, dass die fortwahrende Uberpriifung der getroffenen Bewilligungsent-
scheidungen mit dem Ziel, dem Einzelfall genau gerecht zu werden, hinter dem Ziel, den Kinderzuschlag zu
vereinfachen und planbarer zu machen, zurtickstehen soll.

Zu Halbsatz 2
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Satz 3 Halbsatz 2 regelt Ausnahmen von der Grundregel in Halbsatz 1, dass Anderungen in den tatsachlichen oder
rechtlichen Verhéltnissen nach Beginn des laufenden Bewilligungszeitraums nicht berlicksichtigt werden.

Setzt sich die Bedarfsgemeinschaft neu zusammen, beispielsweise wenn ein Kind geboren wird, ein neuer Partner
oder eine neue Partnerin zu der Familie zieht oder ein Kind auszieht, fiihrt diese Anderung dazu, dass der Ver-
waltungsakt mit Ablauf des Monats, in dem sich die Zusammensetzung der Bedarfsgemeinschaft gedndert hat,
nach § 48 SGB X aufzuheben ist.

Kommen neue Mitglieder zur Bedarfsgemeinschaft hinzu oder scheiden Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft aus,
hat das weitreichende Auswirkungen auf die Bedarfsgemeinschaft. Verlasst beispielsweise das Kind, fiir welches
Kinderzuschlag bezogen wird, die Bedarfsgemeinschaft, so kann fir dieses Kind in dieser Bedarfsgemeinschaft
nicht weiterhin Kinderzuschlag gewéahrt werden. Auch kann beispielsweise demjenigen, der zwar den Kinderzu-
schlag beantragt hat, aber danach die Bedarfsgemeinschaft allein verlasst, fiir dieses Kind nicht mehr Kinderzu-
schlag gewdhrt werden. AuRerdem ist in den Fallen der Anderung der Bedarfsgemeinschaft mit erheblichen An-
derungen beispielsweise des Einkommens beziehungsweise der Kosten der Unterkunft zu rechnen. Auf eine Neu-
bescheidung und eine neue Ermittlung des Kinderzuschlags fur einen neuen Bewilligungszeitraum kann somit
nicht verzichtet werden.

Firr die erneute Bewilligung von Kinderzuschlag ist nach der Anderung der Bedarfsgemeinschaft ein neuer Antrag
erforderlich. Dieser kann auch konkludent gestellt werden, beispielsweise durch die Anzeige der Anderung der
Bedarfsgemeinschaft oder durch die Einreichung von Unterlagen.

Auch die Erhohung des Hochstbetrages des Kinderzuschlags stellt eine Anderung dar, die nach § 48 SGB X zu
berlicksichtigen ist. Wird der Kinderzuschlag zum Beispiel iber den 1. Juli 2019 hinaus bewilligt, so ist die Er-
héhung des Hochstbetrags des Kinderzuschlags nach § 19 Absatz 3 Halbsatz 2 wéahrend des laufenden Bewilli-
gungszeitraumes zu berticksichtigen und gemé&R 8§ 6a Absatz 3 Halbsatz 2 ist 8 48 SGB X anzuwenden.

Halbsatz 2 ist jedoch nicht anzuwenden, wenn der Bedarf sich bei unveranderter Zusammensetzung der Bedarfs-
gemeinschaft andert, beispielsweise bei einem Mehrbedarf aufgrund einer Schwangerschaft. In diesen Féllen ist
Halbsatz 1 einschlagig mit der Folge, dass der Bescheid nicht aufgehoben wird und im laufenden Bewilligungs-
zeitraum keine Anpassung erfolgt. Wenn aufgrund des Anspruchs auf Mehrbedarf ausnahmsweise Hilfebedurf-
tigkeit entsteht, kann der oder die Berechtigte jederzeit einen Antrag auf (ergdnzende) Leistungen nach dem
SGB Il stellen.

Zu Satz 4

Die Regelung in Satz 4 sieht vor, dass der neue Bewilligungszeitraum passgenau in dem Monat nach Anderung
der Bedarfsgemeinschaft beginnt, sofern der neue Antrag unverziglich nach Ablauf des Monats gestellt wird, in
dem der Verwaltungsakt aufgehoben worden ist. Wird der Antrag bereits vor diesem Monat, jedoch erst nach dem
Monat nach Anderung der Bedarfsgemeinschaft gestellt, ist ebenfalls Satz 4 anzuwenden. Unverziiglich bedeutet
gemaR § 121 Biirgerliches Gesetzbuch (BGB) ohne schuldhaftes Zdgern.

Zu Absatz 8 (Bemessungszeitraume)
Zu Satz 1

Der neue Satz 1 legt fest, dass bei der Entscheidung Uber den Anspruch auf Kinderzuschlag fur die Ermittlung
des zu beriicksichtigenden Einkommens aus nichtselbststdndiger und selbststandiger Erwerbstatigkeit oder sons-
tigen Einkommens (zum Beispiel Arbeitslosengeld) ein Zeitraum von sechs Monaten vor dem Beginn des Bewil-
ligungszeitraums maf3geblich ist. Fir diesen Zeitraum wird das durchschnittliche Einkommen zugrunde gelegt.
Derzeit wird beim Kinderzuschlag im Rahmen der Anspruchspriifung fir Einkommen aus nichtselbststandiger
Erwerbstatigkeit in der Regel eine Prognose aus den Einkommensnachweisen der letzten drei Monate vor Antrag-
stellung erstellt. Fir Einkommen aus selbststandiger Erwerbstétigkeit wird fiir die Prognose das Durchschnitts-
einkommen aus den Einnahmen der letzten zwolf Monate vor Antragstellung gebildet.

Da die Entscheidung uber die Bewilligung des Kinderzuschlags nunmehr in allen Féallen endgiiltig fur sechs Mo-
nate zu treffen ist und Einkommensanderungen nicht beriicksichtigt werden sollen, soll als Entscheidungsgrund-
lage keine Prognose der Einkommensverhaltnisse mehr erfolgen, sondern ein nachweisbares Einkommen vor dem
Bewilligungszeitraum mal3geblich sein.
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Dadurch, dass beim Einkommen ein Bemessungszeitraum von sechs Monaten einer sechsmonatigen Bewilligung
zugrunde gelegt wird, erfolgt bei fortlaufendem Bezug von Kinderzuschlag eine Priifung des Einkommens des
gesamten Jahres. Hierdurch kénnen im Zeitverlauf auch (saisonale) Einkommensschwankungen berlcksichtigt
und eine Manipulierbarkeit in der Antragstellung verhindert werden.

Die Regelung vereinfacht die Antragstellung fiir Biirgerinnen und Biirger sowie den VVerwaltungsvollzug wesent-
lich, da bereits bei Einreichen der Antragsunterlagen klar definiert ist, fir welche Monate das Einkommen nach-
zuweisen ist. Haufiges Nachfordern von Einkommensunterlagen zu weiteren Monaten wird erheblich reduziert.

Die Zugrundelegung des Voreinkommens der letzten sechs Monate und eine entsprechende endgultige Entschei-
dung erscheinen aufgrund des verhaltnismaRig kurzen Bewilligungszeitraums vertretbar und vor dem Hintergrund
der notwendigen Entbirokratisierung des Kinderzuschlags sachgerecht und angemessen.

Wegen héufig schwankender Einkommen auch im Rahmen bestehender Arbeitsverhéltnisse oder im Rahmen ei-
ner kontinuierlichen selbststdndigen Téatigkeit erscheint es dagegen nicht sachgerecht, wenn aus Vereinfachungs-
griinden noch weitergehend zum Beispiel nur ein Monat, sei es der erste Monat im Bewilligungszeitraum oder
der letzte Monat vor dem Bewilligungszeitraum, zugrunde gelegt wird.

Einmalige Zahlungen im Bemessungszeitraum sind als Einkommen nach § 11 SGB Il zu berticksichtigen. § 11
Absatz 3 Satz 4 SGB Il hat kiinftig beim Kinderzuschlag keinen Anwendungsbereich mehr. In der Regelung ist
die Aufteilung einer einmaligen Einnahme auf sechs Monate vorgesehen, wenn der Leistungsanspruch ansonsten
entfiele. Die durch die Norm bezweckte Aufteilung der einmaligen Zahlung auf sechs Monate wird kiinftig durch
die spezielle Regelung in Absatz 8 Satz 1 erreicht. Danach ist die einmalige Zahlung stets auf die sechs Monate
vor dem Bewilligungszeitraum aufzuteilen. Bei einem Folgeantrag ist diese einmalige Zahlung gegebenenfalls als
Vermdgen zu beriicksichtigen.

Zu Satz 2

Nach Satz 2 sind fir die Ermittlung der Bedarfe fiir Unterkunft und Heizung bei Personen, die den selbst genutzten
Wohnraum mieten, die laufenden Bedarfe fiir den ersten Monat des Bewilligungszeitraums maRgeblich.

Far den hdufigen Fall der Wohnungsmiete wird somit auf die Ermittlung der Kosten der Unterkunft und Heizung
fir jeden einzelnen Monat im Bewilligungszeitraum ebenso wie auf die Ermittlung einer durchschnittlichen
Miete, etwa im Kalenderjahr vor der Antragstellung, verzichtet. Dies trégt zu einem einfachen Verwaltungsvoll-
zug bei und erscheint im Hinblick auf die in der Regel verhéltnisméalig gleichmalig monatlich anfallenden Wohn-
bedarfe von Mieterinnen und Mietern sachgerecht und angemessen.

Nicht monatlich regelméaRig wiederkehrende Bedarfe, etwa einmalige Kosten oder Einnahmen nach einer Neben-
kostenabrechnung, sind aus Vereinfachungsgriinden nicht zu beriicksichtigen, zumal es sich bei ihnen nicht um
Forderungen oder Erstattungen fir den einen Monat handelt, sondern regelmaRig fur einen langeren Zeitraum.

Entgegen des Urteils des Bundessozialgerichts vom 29.11.2012 (Aktenzeichen: B 14 AS 36/12 R), wonach bei
bisheriger Rechtslage eine monatsweise Berechnung der Bedarfe fiir Unterkunft und Heizung, entsprechend der
jeweiligen Falligkeit, durchzufiihren ist, soll aufgrund der nunmehr vorgesehenen Regelung kiinftig bei Mieterin-
nen und Mietern eine monatsgenaue Berlcksichtigung nicht mehr erforderlich sein.

Zu Satz 3

Nach Satz 3 sind fir Wohneigentimer die monatlichen Bedarfe fiir Unterkunft und Heizung kinftig aus den
durchschnittlichen Monatswerten des letzten Kalenderjahres vor dem Bewilligungszeitraum, entsprechend der
jeweiligen Falligkeit, maRgeblich.

Aufgrund des Urteils des Bundessozialgerichts vom 29.11.2012 (Aktenzeichen: B 14 AS 36/12 R) muss derzeit
eine monatsweise Berechnung der Kosten der Unterkunft und Heizung, entsprechend der jeweiligen Félligkeit,
durchgefiihrt werden. Dies hat zur Folge, dass insbesondere bei Eigenheimbesitzern durch regelméagig jéhrlich
anfallende Kosten, wie zum Beispiel die Gebuhren flr Schornsteinfeger und StraBenreinigung, sich die Bedarfe
der Unterkunft stdndig &ndern, so dass der Anspruch auf Kinderzuschlag derzeit jeden Monat gesondert geprift
werden muss. Dadurch kann die Héhe des zu gewdhrenden Kinderzuschlags Monat fiir Monat unterschiedlich
ausfallen oder die Leistung in einzelnen Monaten ganz entfallen.
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Die Regelung, kiinftig von dem Durchschnitt der Kosten im Kalenderjahr vor der Bewilligung auszugehen, ist —
aus Typisierungsgriinden — fur alle Wohneigentiimer unabhéngig davon anzuwenden, wie die Bedarfe im konkre-
ten Fall anfallen, also auch dann, wenn etwa im Falle einer Wohneigentumsgemeinschaft die Kosten im Wesent-
lichen monatlich regelméRig anfallen.

Durch die Neuregelung wird eine erhebliche Verfahrensvereinfachung sowohl fur Bilrgerinnen und Biirger als
auch fiir die Verwaltung erreicht. Die einheitliche Zugrundelegung der Werte aus dem Kalenderjahr vor Antrag-
stellung erleichtert es, die notwendigen Nachweise zu erbringen. Insbesondere bei zeitlich aneinander anschlie-
RBenden Bewilligungen in einem Kalenderjahr kann der Nachweis der Kosten aus dem Vorjahr unveréndert fur
zwei Bewilligungen genutzt werden, wodurch eine weitere Erleichterung gegeben ist.

Zu Satz 4

Nach Satz 4 sollen fur die Wohnbedarfe bei Eigentiimerinnen und Eigentiimern abweichend von Satz 3 die letzten
vorliegenden Monatswerte, nicht jedoch mehr als zwolf, zugrunde gelegt werden, wenn fur den Wohnraum die
entsprechenden Monatswerte im Kalenderjahr vorher nicht vorliegen. Damit wird sichergestellt, dass auch bei
Eigentum grundsétzlich nur die Wohnkosten flr den konkret bewohnten Wohnraum anzusetzen sind. Nach einem
Wechsel kann so nach Ablauf von wenigen Monaten aufgrund konkreter Wohnbedarfe entschieden werden, ohne
dass Wohnkosten ermittelt werden missten, die — aufgrund eines oder mehrerer Umziige — keinen Bezug zur
derzeitigen Wohnsituation haben, und ohne von der Grundregel abzuweichen, dass von der Verwaltung keine
Prognosen zu treffen sind.

Zu Satz 5

Fir die Ermittlung der Ubrigen fiir die Bewilligung des Kinderzuschlags erforderlichen Angaben ist der Beginn
des Bewilligungszeitraums mafRgeblich. Darunter fallt beispielsweise die Prifung, ob mit Kinderzuschlag Hilfe-
bedirftigkeit vermieden wird oder die erweiterte Zugangsmoglichkeit greift, die Zusammensetzung der Bedarfs-
gemeinschaft und gegebenenfalls das Bestehen von Mehrbedarfen.

Fir das Vermdgen ist nach Satz 5 ebenfalls der Beginn des Bewilligungszeitraums mafigeblich.

Auch bei Antragstellung im Laufe eines Monats ist jeweils der Beginn des Monats, mit dem der Bewilligungs-
zeitraum beginnt, maRgeblich.

Zu Nummer 4 (8§ 6b)

Es handelt sich um eine Folgeanderung zur Anderung des § 28 Absatz 4 und 5 SGB |1 betreffend die Streichung
des Eigenanteils flir die Aufwendungen zur Schiilerbeférderung und fiir das gemeinschaftliche Mittagessen.

Zu Nummer 5 (8 11)
Zu Buchstabe a

Der bisherige Absatz 5 und die Regelungen zu vorldufigen Entscheidungen entfallen. Alle Entscheidungen tiber
den Anspruch auf Kinderzuschlag sind endgiiltig fuir sechs Monate zu treffen. Dies dient der Entbiirokratisierung
und der Verwaltungsvereinfachung. Der bisherige Absatz 6 wird zum Absatz 5.

Zu Buchstabe b

Die Regelung im neuen Absatz 6 erklart wesentliche Sonderregelungen des Dritten Buches Sozialgesetzbuch
(SGB I11) zum Verfahren fir entsprechend anwendbar. Damit werden fir das Kindergeld und den Kinderzuschlag
weitere Vereinfachungen im Verwaltungsvollzug geschaffen. Sie ist der entsprechenden Verweisungsvorschrift
in § 40 Absatz 2 Nummer 3 und 4 SGB |l nachgebildet.

Absatz 6 Nummer 1 andert die Regelungen zur Aufhebung von Verwaltungsakten beim Kinderzuschlag. § 330
SGB Ill, der fiir entsprechend anwendbar erklart wird, regelt Besonderheiten fir die Aufhebung von Verwal-
tungsakten nach den 88 44, 45 und 48 SGB X und modifiziert hierbei diese Vorschriften, ohne sie jedoch abzu-
I16sen. Durch den damit einhergehenden Verzicht auf eine Ermessensausiibung wird der Verwaltungsvollzug tber
die Neuregelungen in § 6a Absatz 7 und Absatz 8 hinaus vereinfacht.
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Absatz 6 Nummer 2 erweitert die Mdglichkeit einer vorlaufigen Zahlungseinstellung bei Kindergeld und Kinder-
zuschlag. Die vorlaufige Zahlungseinstellung nach § 331 SGB Il1 soll die Ruckforderungsverfahren bei den Fa-
milienkassen uber die Neuregelungen in § 6a Absatz 7 und 8 hinaus reduzieren. Treten Anderungen ein, die auch
unter Berticksichtigung der Neuregelungen in 8§ 6a Absatz 7 und Absatz 8 zu Minderung oder Wegfall des Kin-
derzuschlags fuhren, vereinfacht sich das Verfahren zusatzlich. Nach dem geltenden Recht muss die laufende
Leistung bei rechtlich erheblichen Anderungen weitergezahlt werden, bis der Bescheid, aus dem sich der An-
spruch ergibt, nach Anhérung des Betroffenen aufgehoben worden ist. Insoweit treten zwangslaufig von den Leis-
tungsempfangerinnen und -empfangern zu erstattende Uberzahlungen ein. Um den damit verbundenen Aufwand
fur die Betroffenen und die Verwaltung zu vermindern, sollen die Familienkassen die Mdglichkeit erhalten, die
Zahlung von laufenden Leistungen bereits vor dem Wirksamwerden des Aufhebungsbescheides vorlaufig einzu-
stellen.

Zu Nummer 6 (§ 19)

Wird der Kinderzuschlag vor dem 1. Juli 2019 bewilligt, so sind die Regelungen des BKGG nach dem ersten
Halbsatz des Absatzes 3 grundsatzlich in der bis zum 30. Juni 2019 geltenden Fassung anzuwenden. Somit ist in
diesen Fallen beispielsweise die riickwirkende Uberprifung von vorliufigen Entscheidungen nach § 11 Absatz 5
in der bisherigen Fassung weiterhin mdglich.

Im zweiten Halbsatz ist eine Ausnahme fir den Hochstbetrag des Kinderzuschlags vorgesehen. Die Regelung
gemal § 20 Absatz 2, in der vorgesehen ist, dass der Hochstbetrag ab 1. Juli 2019 185 Euro betragt, ist somit in
allen Fallen unmittelbar nach ihrem Inkrafttreten anzuwenden.

Zu Nummer 7 (8 20)
Zu Buchstabe a

Der Hochstbetrag des Kinderzuschlags wird in einem ersten Schritt fiir einen Ubergangszeitraum vom 1. Juli 2019
bis zum 31. Dezember 2020 einheitlich auf 185 Euro erhoht. Ab 1. Januar 2021 gilt die Neuregelung in § 6a
Absatz 2.

Nach den Feststellungen des 12. Existenzminimumberichts betragt das steuerfrei zu stellende séchliche Existenz-
minimum eines Kindes im Jahr 2019 jéhrlich 4 896 Euro beziehungsweise monatlich 408 Euro (vergleiche Bun-
destagsdrucksache 19/5400). Unter Beriicksichtigung des Betrages fiir Bildung und Teilhabe in Héhe von 19 Euro
im Monat und des Kindergeldes in Héhe von voraussichtlich 204 Euro ab 1. Juli 2019 ergibt sich danach ein
Betrag von 185 Euro. Dieser Betrag wird bis Ende 2020 festgeschrieben. Hintergrund fiir diese Ubergangsrege-
lung ist unter anderem, dass das monatliche Kindergeld zunéchst ab 1. Juli 2019 um 10 Euro und ab 1. Januar
2021 um weitere 15 Euro deutlich erhéht werden soll. Zugleich wird bis einschliel3lich des Jahres 2021 eine mo-
derate Entwicklung des steuerfrei zu stellenden sachlichen Existenzminimums eines Kindes unterstellt.

Zu Buchstabe b

Zum 1. Juli 2019 und vor allem zum 1. Januar 2020 kdnnen viele Eltern, die bisher keinen Anspruch auf Kinder-
zuschlag hatten, diesen erstmals beanspruchen. Auch wenn die Verwaltung sich rechtzeitig auf den kunftigen
Arbeitsanfall vorbereitet, kann sie im Monat Juli 2019 beziehungsweise Januar 2020 nicht alle Neuantrage bear-
beiten. Es ist auch trotz der vorgesehenen Information der Betroffenen ungewiss, ob die notwendigen Nachweise
rechtzeitig vorgelegt werden. Es kommt hinzu, dass kiinftig in all diesen Féllen jeweils zum 1. Juli und 1. Januar
eines jeden Jahres Uber Folgeantrdge zu entscheiden wére, wahrend in den (ibrigen Monaten wenige Antrage und
Folgeantrdge zu bearbeiten wéren. Um zu verhindern, dass Berechtigte schon nach Ablauf von weniger als sechs
Monaten einen Folgeantrag stellen missen und zur Verstetigung der Verwaltungsablaufe wird von der Regel des
sechsmonatigen Bewilligungszeitraumes einmalig abgewichen, wenn der Verwaltungsakt nicht spétestens am
Ende des ersten Monats des Bewilligungszeitraums bekanntgegeben ist. In den Féllen, in denen der Bescheid iber
die Bewilligung ab 1. Juli 2019 spétestens am 28. Juli 2019 zur Post gegeben wurde, bleibt es beispielsweise bei
dem gesetzlich vorgesehenen Bewilligungszeitraum von sechs Monaten bis zum 31. Dezember 2019. Wird der
Bescheid beispielsweise zwischen dem 29. Juli und 28. August 2019 zur Post gegeben, endet der Bewilligungs-
zeitraum erst am 31. Januar 2020.

Die Vorschrift dient der Entlastung der Verwaltung und der Verstetigung der Bewilligungsverfahren.

Zu Buchstabe ¢
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Die Regelungen in den Satzen 1 bis 4 des Absatzes 5 sind durch Zeitablauf gegenstandslos geworden und werden
deshalb aufgehoben.

Zu Buchstabe d

Die Regelungen in den Abséatzen 7 und 8 sind durch Zeitablauf gegenstandslos geworden und werden deshalb
aufgehoben.

Zu Nummer 8 (§ 22)

Die Wirkungen des Kinderzuschlags kénnen vorab nur angenommen werden. Der Bericht der Bundesregierung
zum 31. Juli 2022 soll es dem Deutschen Bundestag ermdglichen, die Neugestaltung der Vorschrift zu bewerten
und tber die Notwendigkeit eines weiteren Ausbaus zu entscheiden.

Zu Artikel 2 (Weitere Anderung des Bundeskindergeldgesetzes)
Zu Nummer 1 (8 5)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgednderung.

Zu Nummer 2 (§ 6a)

Zu Buchstabe a

Zu Buchstabe aa

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgednderung.

Zu Buchstabe bb

Es wird die bisherige Nummer 3 des Absatzes 1 gestrichen und damit die individuelle Hochsteinkommensgrenze
abgeschafft. Nach derzeitiger Rechtslage besteht ein Anspruch auf Kinderzuschlag nur, wenn das Einkommen
und Vermdgen des Berechtigten im Sinne der 88 11 bis 12 SGB Il den gesamten Bedarf der Eltern nach Absatz
4 Satz 1 der geltenden Rechtslage hochstens um den Gesamtkinderzuschlag ubersteigt. Der Gesamtbedarf der
Eltern entspricht dabei der Summe der Bedarfe der Eltern fur die Berechnung der Grundsicherung fur Arbeitsu-
chende und ihres prozentualen Anteils an den Wohnkosten. Erwerbseinkommen wird bisher zu 50 Prozent ange-
rechnet. Eine bereits geringe Erhohung der monatlichen Einnahmen kann sich stark negativ auswirken. Bei Errei-
chen der individuellen Hochsteinkommensgrenze entféllt der Kinderzuschlag in der Regel in einer Hohe von 85
Euro pro Kind. Dies verhindert einen kontinuierlichen Einkommensanstieg bei steigendem Bruttoeinkommen und
widerspricht eindeutig dem Grundsatz: ,,Leistung muss sich lohnen®. Wenn ein Elternteil eine Erwerbstétigkeit
aufnimmt oder die Erwerbstatigkeit auch nur geringfligig ausweitet, muss der Verlust des Kinderzuschlags in
betrachtlicher Hohe befiirchtet werden. Die Familien haben trotz Erhéhung der eigenen monatlichen Einnahmen
bei Uberschreiten der Grenze erheblich weniger Geld zur Verfiigung.

Durch die Abschaffung der individuellen Hochsteinkommensgrenze wird der Kinderzuschlag uber die bisherige
Einkommensgrenze hinaus flieRend gemindert. Der schlagartige Einkommensverlust wird durch ein kontinuier-
liches Auslaufen der Leistung bis auf O Euro ersetzt, um den Verlauf wie in anderen Rechtsbereichen leistungs-
gerecht zu gestalten. Damit wird der bisherige negative Arbeitsanreiz der Hochsteinkommensgrenze tiberwunden
und der Kinderzuschlag erreicht deutlich mehr Familien.

Zu Buchstabe cc
Die bisherige Nummer 4 des Absatzes 1 wird in gednderter Ausgestaltung zu Nummer 3.

Durch die geénderte Ausgestaltung wird die obere Einkommensgrenze abgeschafft, die sich aus dem bisherigen
Tatbestandsmerkmal der Vermeidung der Hilfebedirftigkeit ergibt.

Derzeit setzt der Kinderzuschlag voraus, dass Hilfebedirftigkeit vorliegt, die durch den Kinderzuschlag aber be-
seitigt werden kann.

Fir Familien im Kinderzuschlag, die zusatzliches eigenes Einkommen erwirtschaften und dadurch Hilfebedrf-
tigkeit auch ohne den Kinderzuschlag knapp vermeiden kénnen, entfallt bisher der Kinderzuschlag — wie auch bei
Uberschreiten der Hochsteinkommensgrenze — vollstdndig. Diese erwerbsorientierten Familien im unteren Ein-
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kommensbereich erfahren dadurch haufig erhebliche Einkommensverluste, wenn sie ihre Erwerbstatigkeit aus-
dehnen. Durch die Aufhebung beider oberen Einkommensgrenzen, also der Hochsteinkommensgrenze und der
Grenze Vermeidung von Hilfebedirftigkeit, entfallt die Abbruchkante des Kinderzuschlags und es werden durch-
gehende Erwerbsanreize fir Familien mit kleinen Einkommen gesetzt.

Nach der Neuregelung kann kiinftig auch Kinderzuschlag bezogen werden, wenn ohne Kinderzuschlag der Bedarf
der Familie gedeckt werden kann; in diesen Féllen steht nur ein je nach Einzelfall deutlich abgeschmolzener
Betrag zu.

Die Prufung, ob mit Kinderzuschlag keine Hilfebedirftigkeit (mehr) besteht, erfolgt entsprechend Absatz 8 Satz
5 immer zu Beginn des Bewilligungszeitraums. Nachtragliche Anderungen wahrend des laufenden Bewilligungs-
zeitraumes beispielsweise beim Einkommen und bei den Kosten der Unterkunft fiihren nach der neuen Regelung
in Absatz 7 Satz 3 nicht zu einer Neuberechnung. Es wird auch nach der Neuregelung weiterhin VVoraussetzung
sein, dass bei Bezug von Kinderzuschlag keine Hilfebedirftigkeit besteht, also dass die Familie mit dem Kinder-
zuschlag und ihrem tibrigen Einkommen fiir ihr Auskommen sorgen kann. Ein paralleler Anspruch auf Leistungen
nach dem SGB 11 bleibt damit in der Regel ausgeschlossen.

Es ist jedoch zu berticksichtigen, dass, auch wenn geméaR § 6a Absatz 1 Nummer 1 keine Hilfebedirftigkeit be-
steht, trotzdem Hilfebedurftigkeit nach 8 9 SGB Il vorliegen kann. Hintergrund sind die unterschiedlichen Be-
messungszeitrdume, anhand derer die HilfebedUrftigkeit geprift wird. Wenn sich im Laufe des Bewilligungszeit-
raums ergibt, dass Hilfebedrftigkeit — entgegen der anhand des durchschnittlichen Einkommens im Bemessungs-
zeitraum von sechs Monaten vor dem Bewilligungszeitraum getroffenen Annahme — doch eintritt, kbnnen fur den
verbleibenden Teil des Bewilligungszeitraums Leistungen nach dem SGB Il unter Anrechnung des Kinderzu-
schlags gezahlt werden. Nach Ende des Bewilligungszeitraums kann dann Kinderzuschlag nur weiter gezahlt
werden, wenn nach den dann aktuelleren Bedarfs- und Einkommenswerten bei Bezug des Kinderzuschlags keine
Hilfebedrftigkeit (mehr) besteht.

Durch die Streichung der beiden oberen Einkommensgrenzen beim Kinderzuschlag kann auch die partnerschaft-
liche Vereinbarkeit gestarkt werden. Denn bei Aufnahme oder der Ausweitung einer zweiten Erwerbstétigkeit
sind keine Verluste beim verfligbaren Einkommen mehr zu befiirchten. Durch die Abschaffung wird die Leistung
S0 ausgestaltet, dass die Familien sicher sein kdnnen, dass sich ihr zusatzlich erwirtschaftetes Einkommen lohnt
beziehungsweise nicht zu einer Verringerung des verfligbaren Einkommens fuhrt. Sind beide Eltern erwerbstétig,
werden bei der Ermittlung des nach 88 11 bis 12 SGB 11 zu berlcksichtigenden Einkommens und Vermdgens fir
beide Erwerbstétigenfreibetrége berticksichtigt. So ist spiirbar, dass sich gerade die Aufnahme einer zweiten Er-
werbstétigkeit lohnt.

Zu Buchstabe b

Der neu angefligte Absatz 1a eroffnet eine erweiterte Zugangsmoglichkeit zum Kinderzuschlag fiir Personen mit
Erwerbseinkommen. Mit der Anderung wird zugleich das Wahlrecht fiir Personen mit bestimmten Mehrbedarfen
in der bisherigen Nummer 4 Satz 3 ersetzt. Berechtigte, die bisher kein Arbeitslosengeld 11 beziehen und auch
keinen Antrag auf Arbeitslosengeld Il gestellt haben, kénnen den Kinderzuschlag auch dann erhalten, wenn mit
ihrem nach Absatz 5 Satz 1 in Verbindung mit Absatz 8 Satz 1 ermittelten Einkommen, dem Kinderzuschlag und
gegebenenfalls dem Wohngeld hochstens ein Betrag von 100 Euro fehlt, um Hilfebedurftigkeit nach dem SGB I
zu vermeiden kénnen.

Die Gewéhrung von Kinderzuschlag soll in diesen Fallen nur erfolgen, wenn nicht bereits Leistungen nach dem
SGB |1 bezogen werden oder beantragt wurden. Die Regelung richtet sich damit an Familien aus der verdeckten
Armut.

Die Berechtigten sind darauf hinzuweisen, dass sie gegebenenfalls zu einem spéteren Zeitpunkt auch wéhrend des
laufenden Bewilligungszeitraums fiir den Kinderzuschlag noch ergénzend Leistungen nach dem SGB Il beziehen
kdénnen.

Denn die Prifung im Kinderzuschlag besagt nicht, wie hoch ein Anspruch auf Leistungen nach dem SGB Il ist.
Der Anspruch auf Leistungen nach dem SGB Il wird anhand der Vorgaben des SGB Il unter anderem mit einer
Prognose des Einkommens geprift und nicht anhand der fiir die Ermittlung des Kinderzuschlags in § 6a Absatz 8
geregelten — in der Vergangenheit liegenden — Bemessungszeitraume.
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Die erweiterte Zugangsmdglichkeit besteht nur, wenn die gesamte Bedarfsgemeinschaft zu Beginn des Bewilli-
gungszeitraums (dem maBgeblichen Zeitraum fur die Priifung des Anspruchs) keine Leistungen nach dem SGB |1
oder SGB XII erhélt oder beantragt hat. Gegebenenfalls kann bei entsprechenden Anhaltspunkten im Einzelfall
ein Antrag auf Kinderzuschlag, der wahrend eines noch laufenden SGB 11-Bezugs gestellt wird, so ausgelegt wer-
den, dass Kinderzuschlag erst fur den Zeitpunkt nach Ablauf des SGB 11-Bewilligungszeitraums beantragt wird.

Das bisher geregelte Wahlrecht, welches vorsah, dass bei der Priifung der Hilfebedirftigkeit auf die Beriicksich-
tigung einzelner Mehrbedarfe verzichtet werden kann, wird durch den erweiterten Zugang ersetzt. Familien mit
Erwerbseinkommen, die von dem bisherigen Wahlrecht Gebrauch gemacht haben, kénnen nun in der Regel die
erweiterte Zugangsmoglichkeit nutzen.

Durch die Regelung werden mehr Familien im Niedrigeinkommensbereich von staatlichen Unterstiitzungsleis-
tungen erreicht. Berechtigte sollen auch dann den Kinderzuschlag erhalten kdnnen, wenn sie bisher kein Arbeits-
losengeld 11 beziehen oder beantragt haben und ihnen mit ihrem Erwerbseinkommen, dem Kinderzuschlag und
gegebenenfalls dem Wohngeld héchstens 100 Euro fehlen, damit keine Hilfsbedirftigkeit nach dem SGB 11 be-
steht. Der erweiterte Zugang ermdglicht Berechtigten, die keine Leistungen nach dem SGB Il in Anspruch neh-
men und deshalb in verdeckter Armut leben, den Kinderzuschlag in Anspruch zu nehmen, auch wenn dieser in
ihrem Fall nicht vollstandig ausreicht, um Hilfebedurftigkeit im Sinne von § 9 SGB Il zu verhindern. Dabei kann
hingenommen werden, dass eine Leistung unterhalb des Niveaus des Arbeitslosengeldes Il angeboten wird. Ers-
tens kann in diesen Fallen das séchliche Existenzminimum der Familie hinsichtlich der Positionen Regelbedarfe,
Kosten der Unterkunft und Heizkosten trotzdem gedeckt werden. Bei der Ermittlung des zu berticksichtigenden
Einkommens aus Erwerbstétigkeit werden gemal § 11b Absatz 2 und 3 SGB Il Absetz- und Freibetrdge beriick-
sichtigt, wodurch Einkommen verschont wird und ein finanzieller Spielraum — eine Art Einkommenspuffer —
entsteht. Kann Hilfebedirftigkeit nur knapp nicht vermieden werden, soll die Familie nunmehr die Mdglichkeit
erhalten, diesen finanziellen Spielraum zu einem bestimmten Teil zu nutzen. Angemessen erscheint dabei ein
Einsatz von bis zu 100 Euro. Damit ist sichergestellt, dass der finanzielle Spielraum nur teilweise fiir den erwei-
terten Zugang zum Kinderzuschlag eingesetzt wird. Soweit dartberhinausgehende Freibetrdge im Einzelfall zu-
stehen, besteht weiterhin ein entsprechender finanzieller Spielraum. Zweitens stellen sich die betroffenen Fami-
lien, die die Mdglichkeit des erweiterten Zugangs zum Kinderzuschlag nutzen und sonst gar keine Leistungen in
Anspruch ndhmen, tatsachlich wesentlich besser. Dartber hinaus werden durch die Einflhrung dieser Zugangs-
erleichterung zusétzliche Erwerbsanreize gesetzt.

Der neue Absatz 1a regelt also die erweiterte Zugangsmaglichkeit, wenn der Familie nach Nummer 1 héchstens
100 Euro fehlen, um Hilfebedirftigkeit zu vermeiden, wenn sich nach Nummer 2 bei der Ermittlung des Elter-
neinkommens nach dem SGB Il Absetzbetrage in Hohe von mindestens 100 Euro ergeben und wenn nach Num-
mer 3 kein Mitglied der Bedarfsgemeinschaft Leistungen nach dem SGB Il oder XII erhalt oder beantragt hat.

Die Berechtigten sind sachgerecht und ausfuhrlich ber ihren Anspruch auf Kinderzuschlag zu beraten und —auch
im Bescheid — auf die Mdglichkeit hinzuweisen, gegebenenfalls hohere Geldleistungen nach dem SGB Il oder
flankierende Leistungen wie beispielsweise die Befreiung vom Rundfunkbeitrag oder andere Kostenbefreiungen
in Anspruch nehmen zu kénnen. Zwar ergeben sich hier unweigerlich fur die Berechtigten Entscheidungsschwie-
rigkeiten, zumal es im Einzelfall nicht leicht zu Gberblicken sein wird, in welcher Hohe zum Beispiel Vorteile
durch Kostenbefreiungen entfallen, wenn statt Leistungen nach dem SGB Il oder SGB XII Kinderzuschlag ge-
wahlt wird. Diese Schwierigkeiten sind im Hinblick darauf, dass es sich bei der Mdglichkeit, statt Leistungen
nach dem SGB Il oder SGB XII Kinderzuschlag zu beziehen, um ein zusatzliches Angebot handelt, um gerade
auch Familien aus der sogenannten verdeckten Armut zu erreichen, hinzunehmen. Die getroffene Entscheidung
kann fir die Zukunft jederzeit wieder geéndert werden.

Die Regelung bezweckt und ermdglicht Familien mit Einkommensschwankungen einen kontinuierlicheren Bezug
der Leistung Kinderzuschlag.

Dieser erweiterte Zugang zum Kinderzuschlag wird gemal der neuen Regelung in 8 20 Absatz 2 auf drei Jahre
bis zum 31. Dezember 2022 befristet eingefihrt. In § 22 Satz 2 ist vorgesehen, dass dem Bundestag bis zum 31.
Juli 2022 auch tber die Auswirkungen dieser Regelung ein Bericht vorgelegt wird.

Zu Buchstabe ¢
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Die Anderung in dem neuen Absatz 6 Satz 3 sieht vor, dass zusétzliches zu beriicksichtigendes Einkommen der
Eltern den Gesamtkinderzuschlag nur noch zu 45 Prozent, statt wie bisher zu 50 Prozent, mindert.

Damit wird gewdhrleistet, dass ein durchgehender Erwerbsanreiz durch einen kontinuierlich ansteigenden bezie-
hungsweise nicht abfallenden Einkommensverlauf besteht. Zusétzliches Bruttoeinkommen wirkt sich flr die Be-
rechtigten zukunftig auch nach Abzug von Steuern und Sozialabgaben und unter gleichzeitiger Beriicksichtigung
von verminderten Sozialleistungen wie Kinderzuschlag und Wohngeld nicht negativ aus. Die bisherige Ab-
schmelzrate von 50 Prozent im Bereich des Kinderzuschlags fiihrt insbesondere unter Beriicksichtigung des in
der Regel parallel bestehenden Anspruchs auf Wohngeld zu unbefriedigenden Verldufen des verfugbaren Ein-
kommens. Denn auch das Wohngeld vermindert sich fiir Familien bei steigendem wohngeldrechtlichem Gesamt-
einkommen, und zwar in der Regel mit Raten von 25 bis 55 Prozent. Im Ergebnis lohnt sich zusétzliche Erwerbs-
tatigkeit bisher hdufig nicht. Diese Fehlanreize sind aufzuheben. Mit der moderat verminderten Abschmelzrate
wird gewdbhrleistet, dass steigende Bruttoeinkommen auch zu steigenden verfligbaren Einkommen fuhren oder
sich jedenfalls nicht nachteilig auswirken. Zugleich werden Anreize zur Steigerung des eigenen Einkommens
gesetzt.

Durch die Abschaffung der oberen Einkommensgrenzen und die malivollere Abschmelzung werden kiinftig viel
mehr Familien verl&sslich Kinderzuschlag beziehen, ohne finanzielle Einbufen flirchten zu mussen.

Zu Nummer 3 (8 19)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folge&dnderung.
Zu Nummer 4 (8§ 20)

Zu Buchstabe a

Die Regelung sieht vor, dass die mit 8 6a Absatz 1 Nummer 3 Satz 3 eingefiihrte erweiterte Zugangsmaglichkeit
nach dem 31. Dezember 2022 nicht mehr anzuwenden ist. Die Regelung soll also auf drei Jahre befristet eingefuihrt
werden, um in dieser Zeit zu prifen, ob die damit erhoffte Wirkung — Familien, die in verdeckter Armut leben,
durch staatliche Unterstiitzungsleistungen zu erreichen — erzielt werden kann. Die Inanspruchnahme soll beobach-
tet und Erfahrungen bei der Anwendung der Regelung gesammelt werden. Falls die beabsichtigten Auswirkungen
nicht eintreten, entfallt die Mdglichkeit der erweiterten Zugangsmadglichkeit kraft Gesetzes; anderenfalls ist die
Befristung gesetzlich aufzuheben.

Zu Buchstabe b
Es handelt sich um redaktionelle Folge&dnderungen.
Zu Nummer 5 (8 22)

Die Wirkungen der neu eingefiihrten erweiterten Zugangsmaoglichkeit sollen bis zum 31. Juli 2022 evaluiert wer-
den. Es soll insbesondere evaluiert werden, ob und in welchem Umfang die Moglichkeit in Anspruch genommen
wird.

Zu Artikel 3 (Anderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch)
Zu Nummer 1 (8 21)

Es handelt sich um eine redaktionell versdumte Folge&dnderung zu der mit Wirkung vom 1. Januar 2018 durch das
Bundesteilhabegesetz erfolgten Neufassung des § 49 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch.

Zu Nummer 2 (8§ 28)
Zu Buchstabe a

Der Koalitionsvertrag vom 7. Februar 2018 sieht vor, die Geldleistung fur die Ausstattung mit persénlichem
Schulbedarf (sogenanntes Schulbedarfspaket als Teil des sogenannten Bildungspakets) aufzustocken. Dies wird
in zwei Schritten umgesetzt, namlich durch eine einmalige Erhdéhung des Schulbedarfspakets auf insgesamt 150
Euro pro Schuljahr und durch eine Fortschreibung ab dem Jahr 2021. Da die Fortschreibung des Schulbedarfspa-
kets zusammen mit der Fortschreibung der Regelbedarfsstufen nach § 28 SGB X erfolgen soll, wird die Regelung
zukunftig origindr im Rahmen des Zwolften Buches Sozialgesetzbuch getroffen; § 28 Abs. 3 SGB Il verweist im
Wesentlichen auf diese Regelung. Aus Griinden der Verwaltungspraktikabilitat verbleibt es im SGB Il jedoch
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dabei, dass der Schulbedarf grundsétzlich zum 1. August und 1. Februar eines jeden Jahres berticksichtigt wird
(insoweit Ausnahme von der Verweisung auf 88 34 Absatz 3 Satz 1, 34a SGB XII). Daraus folgen flir den Regel-
fall feste Auszahlungstermine zum 1. August und 1. Februar (zu den Ausnahmen vergleiche § 28 Absatz 3 Satz 1
in Verbindung mit § 34 Absatz 3 Satz 2 SGB XII). Unabhdngig vom Monat des ersten Schultages eines Schul-
jahres oder des Monats, in dem das zweite Schulhalbjahr beginnt, ergibt sich die Héhe des anzuerkennenden
Bedarfs fur das jeweilige Schulhalbjahr aus der insoweit entsprechenden Anwendung der 88 34 Absatz 3 Satz 1,
34a SGB XII (100 Euro fir das erste Schulhalbjahr bzw. 50 Euro fur das zweite Schulhalbjahr, gegebenenfalls
fortgeschrieben).

Zusétzlich wird die bisher bereits bestehende, stichtagsunabhangige Ausnahmeregelung fiir die erstmalige oder
erneute Aufnahme eines Kindes in die Schule an die neue Bedarfsberechnung angepasst. Insgesamt wird zur
Begrundung auf Artikel 4 Nummer 2 Buchstabe a und b sowie Artikel 4 Nummer 3 und 4 verwiesen.

Zu Buchstabe b

Uber das sogenannte Bildungspaket werden nunmehr selbst dann die gesamten Aufwendungen fiir eine Schiiler-
beférderung tibernommen, wenn die Schilerfahrkarte auch zu anderen Fahrten als nur fiir den Schulweg berech-
tigt. Eine Anrechnung dieses im Regelbedarf bereits berticksichtigten ,,privaten” Fahranteils in Héhe von regel-
maRig funf Euro pro Monat (vergleiche 8 28 Absatz 4 a. F. in Verbindung mit § 9 Absatz 2 des Regelbedarfs-
Ermittlungsgesetzes (RBEG)) entféllt. Durch die Verbesserung dieser Bildungsleistung wird die Vereinbarung
aus dem Koalitionsvertrag vom 7. Februar 2018 umgesetzt. Die Kinder brauchen beim Erwerb einer auch ,,privat*
nutzbaren Schulerfahrkarte keinen Anteil mehr aus ihrem sonstigen Einkommen (wie zum Beispiel Arbeitslosen-
geld Il und Sozialgeld) beizusteuern. Ihnen steht ein dementsprechend héherer Geldbetrag pro Monat zur Verfi-
gung. Es wird zudem verhindert, dass Eltern fur ihre Kinder allein wegen des Eigenanteils auf die Schiilerbefor-
derung verzichten. Die Streichung des Eigenanteils erleichtert hilfebedurftigen Kindern somit die Teilnahme an
einer Ublichen Rahmenhandlung im Zusammenhang mit der Teilnahme am Schulunterricht.

Zu Buchstabe ¢

Bei Schilerinnen und Schiilern wird eine schulische Angebote erganzende angemessene Lernférderung beriick-
sichtigt, soweit diese geeignet und zusatzlich erforderlich ist, um die nach den schulrechtlichen Bestimmungen
festgelegten wesentlichen Lernziele zu erreichen (vergleiche § 28 Absatz 5). Nach der Gesetzesbegriindung ist
wesentliches Lernziel in der jeweiligen Klassenstufe regelméRig die Versetzung in die néchste Klassenstufe be-
ziehungsweise ein ausreichendes Leistungsniveau (vergleiche Bundestags-Drucksache 17/3404 vom 26. Oktober
2010). Dieser Hinweis auf die Versetzung in die néchste Klassenstufe wurde vielfach so verstanden, dass Lern-
forderung nur in Betracht komme, wenn die Versetzung schon konkret und unmittelbar bevorstehend gefahrdet
sei. Dementsprechend wurde der Bedarf an Lernforderung oftmals erst im zweiten Schulhalbjahr auf Basis des
Halbjahreszeugnisses geprift und gegebenenfalls erst zum Schuljahresende hin gewéhrt. Der neue Satz 2 stellt
nunmehr klar, dass die Versetzung in die ndchste Klassenstufe zwar nach den schulrechtlichen Bestimmungen ein
wesentliches Lernziel sein kann, der Bedarf an Lernférderung aber nicht von einer unmittelbaren Versetzungsge-
fahrdung abhéngt. Es genligt ein im Verhaltnis zu den wesentlichen Lernzielen nicht ausreichendes Leistungsni-
veau. Dies kann zum Beispiel aus dem bisherigen Leistungsbild des vergangenen und gegenwaértigen Schuljahres
oder aufgrund einer padagogischen Einschatzung ersichtlich sein. MaRgeblich ist, dass die in den einzelnen Un-
terrichtsfachern im jeweiligen Schuljahr verfolgten Lernziele erreicht werden (zum Beispiel im Mathematikun-
terricht die Erlangung der verlangten Rechen-, im Deutschunterricht der verlangten Lese- und Schreibkompeten-
zen).

Zu Buchstabe d

Uber das sogenannte Bildungspaket werden nunmehr die gesamten Aufwendungen des Kindes fiir das gemein-
schaftliche Mittagessen in der Schule, Kita und Kindertagespflege tbernommen. Der bisher aus anderen Einnah-
men (zum Beispiel dem Arbeitslosengeld Il oder Sozialgeld) zu leistende Eigenanteil von 1 Euro pro Essen (ver-
gleiche § 5a Arbeitslosengeld I1/Sozialgeld-Verordnung a. F. in Verbindung mit § 9 Absatz 1 RBEG a. F.) entfallt.
Durch die Verbesserung dieser Bildungsleistung wird die Vereinbarung aus dem Koalitionsvertrag vom 7. Februar
2018 umgesetzt. Den Kindern steht ein dementsprechend héherer Geldbetrag pro Monat zur Verfiigung. Zudem
entfallt die aufwendige Abrechnung dieses Eigenanteils zwischen dem Essensanbieter und dem Kind beziehungs-
weise dessen Eltern. Damit kann es auch nicht mehr zu der Situation kommen, dass der Essensvertrag oder even-
tuell sogar der gesamte Betreuungsvertrag allein wegen eines relativ kleinen, im Regelfall nicht eintreibbaren
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Betrags gekundigt wird. Der Verzicht auf den Eigenanteil erleichtert hilfebedurftigen Kindern daher die Teil-
nahme am gemeinschaftlichen Mittagessen in der Schule, Kita und Kindertagespflege.

Zu Nummer 3 (§ 29)
Zu Buchstabe a

Der Absatz wird auf Grund der umfassenden Uberarbeitung komplett neu gefasst. In Satz 1 wird die Méglichkeit
der Erbringung der Leistungen durch Geldleistungen neu aufgenommen. Damit wird dem Einwand Rechnung
getragen, dass die Erbringungswege Sachleistungen sowie Direktzahlungen mit hohem Aufwand verbunden sein
kénnen. Wie bisher werden die Leistungen zur Deckung der Bedarfe nach § 28 Absatz 3 und 4 ausschlieBlich
durch Geldleistungen erbracht. Flr die Ubrigen Leistungen gilt wie bisher, dass die kommunalen Trager ber die
Form der Leistungserbringung entscheiden. Fir die Leistungen nach § 28 Absatz 2 und 5 bis 7 steht nunmehr
auch der Erbringungsweg Geldleistungen offen. Ebenfalls weiterhin besteht die Mdglichkeit fir die kommunalen
Tréager, mit Anbietern pauschal abzurechnen.

Zu Buchstabe b

Mit Absatz 4 wird die Erbringung der Leistungen fur Bedarfe nach § 28 Absatz 2 und 5 bis 7 durch Geldleistungen
geregelt. Diese Bedarfe kénnen — je nach Vorliegen der VVoraussetzungen — entweder abschlie3end oder vorldufig
nach § 41a bewilligt werden. Bei einer Bewilligung im Voraus nach Nummer 1 erfolgt die Bewilligung an Hand
der voraussichtlich im Bewilligungszeittraum bestehenden Bedarfe. Die Regelung ermdglicht eine Bewilligung
der Geldleistungen zu Beginn des Bewilligungszeittraums fiir den gesamten Bewilligungszeitraum. Nummer 2
regelt den Fall einer nachtraglichen Erstattung verauslagter Betrdge, insbesondere auf Wunsch Leistungsberech-
tigter. Beispiel ware eine Online-Bestellung von Schulmittagessen mit entsprechender Zahlung des Leistungsbe-
rechtigten an den Anbieter, wobei die gezahlten Betrdge nachtréglich gegeniiber dem kommunalen Trager ange-
geben werden. Mdglich ist auch — inshesondere bei erstmaliger Antragstellung — eine Kombination aus beiden
Madglichkeiten. Erst im Laufe des Bewilligungszeitraums werden erforderliche Angaben zu Leistungen gemacht,
so dass es zu einer Erstattung verauslagter Betrage und fur den restlichen Bewilligungszeitraum zu einer laufenden
Bewilligung kommt.

Zu Buchstabe c
Folgednderung zur Einfiigung eines neuen Absatzes 4.
Zu Buchstabe d

Die Einflgung des Absatzes 6 dient dazu, die Erbringung von Leistungen fiir Schulausfliige zu vereinfachen.
Insoweit erhalten die zustdndigen kommunalen Tréger die Mdoglichkeit, diese Leistungen uber einen weiteren
Weg zu erbringen. Damit wird eine entsprechende Vereinbarung aus dem Koalitionsvertrag umgesetzt.

Die mit Schulausfliigen verbundenen Kosten variieren stark. In vielen Fallen werden die Kosten von den Schiile-
rinnen und Schillern durch die Lehrkraft eingesammelt. Gerade bei kleineren Betrégen ist der Aufwand fiir leis-
tungsberechtigte Schilerinnen und Schiiler, Trager und Schule hoch, jeweils Einzelantrage fur die Leistungen zu
veranlassen. In jedem Fall miussen Schiilerinnen und Schiiler bereits heute gegeniber der Lehrkraft darauf hin-
weisen, dass sie hilfebedurftig sind und insoweit der zustandige Tréger Leistungen erbringen muss.

Der neue Erbringungsweg lasst es zu, dass eine Schule mit dem fur ihren Bezirk zustdndigen kommunalen Tréger
hinsichtlich der Schulausfliige kooperiert. Deshalb wird der neue Erbringungsweg nur auf Antrag der Schule zu-
gelassen. Grundsétzlich missen die Kosten von der Schule verauslagt werden, weil erst eine spatere Sammelab-
rechnung mit dem kommunalen Tréager erfolgt. Da davon auszugehen ist, dass dafiir vielfach keine Geldmittel
vorhanden sind, kann der kommunale Trager mit der Schule auch Abschlagszahlungen vereinbaren. Werden die
Leistungen fur die Schulausfliige Gber Sammelantrédge abgerechnet und die Leistungen fiir die Leistungsberech-
tigten an die Schule ausgezahlt, ist es erforderlich, dass die Leistungsberechtigung bereits nachgewiesen ist. Dies
kann durch Vorlage des Bewilligungsbescheides fiir Arbeitslosengeld I1/Sozialgeld seitens der Schilerinnen und
Schiler bei der Lehrkraft erfolgen.

Zu Nummer 4 (8§ 30)
Folgeédnderung zu den Anderungen in § 29 Absatz 1.
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Falle der ,,berechtigten Selbsthilfe* kommen kinftig nur noch bei den Leistungen nach § 28 Absatz 2 Satz 1
Nummer 2 und Absatz 5 in Betracht.

Zu Nummer 5 (8§ 36)

Der neue Absatz 3 regelt die Zusténdigkeit im Fall der Erbringung der Leistungen fiir Schulausfliige nach § 29
Absatz 6.

Werden Leistungen fiir Schulausfliige gesammelt auf Antrag einer Schule erbracht, ist der Trager zustandig, in
dessen Gebiet die Schule liegt. Die Schule soll jeweils nur mit einem kommunalen Trager abrechnen missen. Das
gilt auch dann, wenn fir einzelne Schilerinnen und Schiler ein anderer kommunaler Tréger ortlich zustédndig
waére, weil die Schillerinnen und Schiler in dessen Gebiet wohnen. Die gednderte Zustandigkeit ist moglich, weil
die Leistungsberechtigung bereits gegeniiber der Schule nachgewiesen worden ist.

Zu Nummer 6 (8 37)
Zu Buchstabe a

Die Anderung greift die Empfehlung 7 der ,,Evaluation der bundesweiten Inanspruchnahme und Umsetzung der
Leistungen fur Bildung und Teilhabe* im Auftrag des Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales (BMAS) auf.
Sie fiihrt dazu, dass kunftig aus dem Bildungs- und Teilhabepaket nur noch Leistungen fur Klassenfahrten im
Rahmen der schulrechtlichen Bestimmungen sowie fiir Lernférderung gesondert zu beantragen sind. Zur Reali-
sierung von Ansprichen ist bislang — zusatzlich zum Antrag auf Grundsicherungsleistungen nach dem SGB Il —
ein weiterer Antrag auf Leistungen fur Bildung und Teilhabe erforderlich. Dies wird von nahezu allen befragten
Akteuren der oben genannten Evaluation als ein besonders gravierendes Hemmnis fiir eine Inanspruchnahme und
den Aufbau einfacher Verwaltungsverfahren wahrgenommen: Leistungsberechtigte versdumen die Antragstel-
lung, verwirken ihre Rechte oder verzichten auf Leistungen, weil sie Uber die Verfahrensanforderungen nicht im
Bilde sind, weil sie Fristen versaumen, weil sie Wege und Aufwande scheuen, weil sie sich von einem weiteren
Antrag Uberfordert fuhlen oder nicht immer wieder als Bittsteller vorsprechen wollen.

Die Leistungen Schulausfliige, Schilerbeférderung, Aufwendungen fiir gemeinschaftliche Mittagsverpflegung
sowie Teilhabeleistungen nach 8§ 28 Absatz 7 SGB Il sind deshalb kiinftig grundsétzlich von dem Antrag auf
Leistungen zum Lebensunterhalt umfasst. Damit wird erreicht, dass die Inanspruchnahme dieser Leistungen nicht
mehr an einem fehlenden Antrag scheitert. Durch die erganzende Anderung des § 41 wird sichergestellt, dass im
Rahmen des Bescheides tber die Bewilligung von Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts (Arbeitslosen-
geld I1/Sozialgeld) gegebenenfalls auf die mit beantragten Leistungen fiir Bildung und Teilhabe hingewiesen
wird. Durch die integrierte Antragstellung werden die kommunalen Trager zudem in die Lage versetzt, Leistungen
fur Bildung und Teilhabe unburokratisch tber die in § 29 vorgesehenen Wege zu erbringen.

Zur Unterstutzung einer moglichst birokratiearmen Leistungsgewéhrung durch die integrierte Antragstellung
wird die Bundesregierung auf die beteiligten Akteure (insbesondere L&nder und kommunale Spitzenverbénde)
zugehen, um einen einheitlichen Formularsatz zur Erhebung der fiir die Leistungserbringung erforderlichen Daten
zu entwickeln und diesen den Kommunen zur freiwilligen Nutzung anzubieten. In diesen Prozess werden die
Vorgaben des Onlinezugangsgesetzes mit einbezogen.

Zu Buchstabe b
Zu Buchstabe aa

Die Erganzung des Satzes 2 dient der Klarstellung. Der Antrag auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunter-
haltes wirkt bereits nach bisherigem Recht auf den Ersten des Monats zuriick. Dies gilt kiinftig auch fiir alle in
diesem Antrag enthaltenen Bildungs- und Teilhabeleistungen.

Zu Buchstabe bb

Durch die Anderung in der Antragstellung in § 37 Absatz 1 ist eine gesonderte Riickwirkungsregel fiir den Antrag
auf Leistungen nach § 28 Absatz 7 nicht mehr erforderlich. Satz 3 wird daher aufgehoben.

Zu Nummer 7 (8§ 41)

Mit dem Antrag auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts werden kiinftig auch die Leistungen nach §
28 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und Absatz 3, 4, 6 und 7 mit beantragt. Wird auf diesen Antrag tber die Bewilligung
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von Arbeitslosengeld 11 und Sozialgeld entschieden, werden in der Regel gleichzeitig auch Leistungen nach § 28
Absatz 3 mit bewilligt. Die tbrigen mit beantragten Leistungen werden gesondert bewilligt. Dazu ist es hdufig
erforderlich, zunéchst weitere Daten zu erheben. Eine Verwaltungsentscheidung tber diese Teile des Antrages
wird zunéchst nicht getroffen.

Die Anderung verpflichtet die Trager der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende deshalb, indem Arbeitslosengeld
I1-Bewilligungsbescheid darauf hinzuweisen, dass die Entscheidung ber diese Leistungen gesondert erfolgt (das
ist dann der Fall, wenn in dem Antrag bereits Angaben enthalten waren) beziehungsweise darauf hinzuweisen,
dass die mit beantragten Leistungen noch (durch initiative ergdnzende Angaben) geltend gemacht werden kénnen.
Reagieren Leistungsberechtigte auf den Hinweis, dass weitere Leistungen noch geltend gemacht werden kénnen,
nicht, ist — wie bei anderen nicht geltend gemachten Bestandteilen der Leistungen zur Sicherung des Lebensun-
terhalts (wie zum Beispiel bei Mehrbedarfen) — keine weitere Verwaltungsentscheidung erforderlich.

Zu Artikel 4 (Anderung des Zwolften Buches Sozialgesetzbuch)
Zu Nummer 1 (Inhaltsverzeichnis)
Folgednderung zur Anfiigung der Anlage zu 34 durch Artikel 4 Nummer 4.
Zu Nummer 2 (§ 34)

Mit den Neuregelungen in § 34 werden die Leistungen zur Deckung der Bedarfe fur Bildung und Teilhabe fir
Schlerinnen und Schiiler verbessert.

Zu Buchstabe a

Der Koalitionsvertrag vom 7. Februar 2018 sieht vor, die Geldleistung fir die Ausstattung mit persénlichem
Schulbedarf (sogenanntes Schulbedarfspaket als Teil des sogenannten Bildungspakets) aufzustocken. Bisher
wurde pro Schuljahr ein personlicher Schulbedarf von insgesamt 100 Euro berticksichtigt. Nunmehr wird nach
8 34 Absatz 3 Satz lein Bedarf von insgesamt 150 Euro pro Schuljahr anerkannt, und zwar fir den Monat, in den
der erste Schultag des jeweiligen Schuljahres féllt, 100 Euro statt bisher 70 Euro und fuir den Monat, in dem das
jeweilige zweite Schulhalbjahr beginnt, 50 Euro statt bisher 30 Euro. Damit wird kurzfristig eine spiirbare Ent-
lastung der Familien erreicht.

Der Erh6hungsbetrag orientiert sich dabei an der Entwicklung der Regelbedarfe seit deren Systemumstellung in
den Jahren 2010/2011 sowie zeitgemafien schulischen Anforderungen. Der Regelbedarf hat demnach eine Stei-
gerung um rund 16 bis 18 Prozent erfahren. Aufgerundet ergibt sich somit beim Regelbedarf eine Steigerungsrate
von 20 Prozent. Hieran angelehnt folgt daraus eine Erhéhung des bisherigen Schulbedarfsbetrags von 100 Euro
auf 120 Euro pro Schuljahr. Zudem sollen auch neue oder gednderte schulische Rahmenbedingungen Beriicksich-
tigung finden. Beispiel hierflr ist die zunehmende Bedeutung der digitalen Welt auch im schulischen Kontext,
die eine digitale Bildungsoffensive erfordert. Alle Schiilerinnen und Schiler sollen am modernen Lernen in der
Schule teilhaben kénnen. Um auch neuen oder geénderten schulischen Anforderungen gerecht werden zu kénnen,
wird der Betrag von 120 Euro daher um einen Betrag von 30 Euro erganzt. Der Gesamtbetrag von 150 Euro wird
auf die beiden Schulhalbjahre aufgeteilt, indem zum Ersten des Monats eines jeden Jahres, in dem der Schultag
liegt — also entweder im August oder im September - 100 Euro (erstmalig zum 1. August oder 1. September 2019)
und zum ersten des Monats eines jeden Jahres, in dem das zweite Schulhabjahr beginnt (in der Regel zum 1.
Februar) 50 Euro (erstmalig in der Regel zum 1. Februar 2020) als Bedarf ber(icksichtigt werden. Damit wird wie
bisher am Schuljahresbeginn der héhere Betrag ausgezahlt, da gerade zu diesem Zeitpunkt viele Anschaffungen
fur den personlichen Schulbedarf getétigt werden missen.

Satz 2 regelt erstmals Falle, in denen leistungsberechtigte Schilerinnen und Schiler zu dem Zeitpunkt, zu dem
die Bedarfe anzuerkennen sind - Monat des ersten Schultages beziehungsweise Monat, in dem das zweite Schul-
halbjahr beginnt - noch nicht in eine Schule aufgenommen sind oder nach einer Unterbrechung wieder in die
Schule aufgenommen werden. Grunde hierfiir kdnnen beispielsweise sein, dass erst wahrend des laufenden Schul-
jahres eine Schulbesuchspflicht eintritt, Ausnahmen von der Schulbesuchspflicht enden oder das Schulbesuchs-
recht wahrgenommen wird. Mit der Regelung in Satz 2 wird fur diese Félle der Zeitpunkt, in dem der Bedarf
anzuerkennen und durch Leistung zu decken ist, abweichend geregelt. Da bei den hiervon betroffenen Schiilerin-
nen und Schilern der entsprechende Bedarf zu einem spateren Zeitpunkt, jedoch regelméRig in gleicher Hohe
auftritt, werden bei ihnen im ersten Schulhalbjahr der hierfiir anzuerkennende Bedarf nach Nummer 1 (100 Euro),
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bei erstmaliger Aufnahme innerhalb des Schuljahres im zweiten Schulhalbjahr, aber nach dem Monat, in dem
dieses begonnen hat, nach Nummer 2 (150 Euro) und bei Wiederaufnahme in die Schule nach dem Monat des
Beginns des zweiten Schulhalbjahres, wenn die Schule im Monat des Beginns des Schuljahres besucht wurde,
nach Nummer 3 (50 Euro) berticksichtigt.

Zu Buchstabe b

Da der Bedarf fiir die Ausstattung mit personlichem Schulbedarf grundsétzlich ebenso Preissteigerungen wie an-
dere Ge- und Verbrauchsguter des taglichen Bedarfs unterliegt, sieht die Neuregelung in Absatz 3a eine jahrliche
Fortschreibung des sogenannten Schuldbedarfspakets vor. Hierfiir ist es sachgerecht die Fortschreibungsrate fiir
die jéhrliche Fortschreibung der Regelbedarfsstufen nach § 28a oder die gesetzliche Neuermittlung nach § 28 auf
die Bedarfe fiir den personlichen Schulbedarf entsprechend anzuwenden. Die so dynamisierten Werte sind erst-
mals in 2020 fur das Jahr 2021 (vgl. Artikel [...] Absatz 2) jahrlich in der Regelbedarfsstufen-Fortschreibungs-
verordnung (RBSFV) nach 8§ 40 zum 1. Januar des Folgejahres zu ermitteln (vgl. Artikel [...] Nummer 3) und in
der Anlage zu § 34 zu verdffentlichen (vgl. Artikel [...] Nummer 3 und Nummer 4), sofern nicht in 2020 kraft
Gesetzes zu 2021 die Regelbedarfsstufen gesetzlich neu ermittelt werden. Aufgrund der Verweise in 8 28 Absatz
3 SGB I, § 3 Absatz 3 AsylbLG, [...] gelten die jahrlich angepassten Bedarfe in den entsprechenden Gesetzen
entsprechend.

Die Dynamisierung erfolgt rechnerisch in zwei Schritten. Nach Satz 1 ist allein der (hdhere) Teilbetrag, der der
Deckung des Bedarfs im ersten Schulhalbjahr dient, fortzuschreiben. Die Fortschreibung erfolgt entsprechend der
in einer Regelbedarfsstufen-Fortschreibungsverordnung enthaltenen Veranderungsrate, der sich daraus ergebende
Betrag ist bis unter 0,50 Euro auf volle Euro abzurunden und ab 0,50 Euro auf volle Euro aufzurunden. In einem
zweiten Schritt ist nach Satz 2, zweiter Halbsatz der (geringere) Teilbetrag fir das zweite Schulhalbjahr zu ermit-
teln, er betragt fur das selbe Kalenderjahr stets die Hélfte des flr dieses Kalenderjahr fortgeschriebenen und ge-
rundeten Teilbetrags fur das erste Schulhalbjahr. Mit diesem Vorgehen ist sichergestellt, dass die Teilbetrdge fur
beide Schuljahre aufgrund unterschiedlich zu rundender, einzeln fortgeschriebener Werte nicht dauerhaft ausei-
nanderdriften.

Nach Satz 3 ist flr diejenigen Jahre, in denen keine Fortschreibung der Regelbedarfsstufen mittels Regelbedarfs-
stufen-Fortschreibungsverordnung erfolgt, sondern nach 8§ 28 eine gesetzliche Neuermittlung der Regelbedarfe
zu erfolgen hat, eine gesetzliche Neufestsetzung des Bedarfs fur die Ausstattung mit personlichem Schulbedarf
im ersten Schulhalbjahr erforderlich. Hierzu ist die prozentuale Veranderung der sich fiir das Jahr des Inkrafttre-
tens der neu ermittelten Regelbedarfsstufen gegeniiber den fiir das Vorjahr geltenden Regelbedarfsstufen zu ver-
wenden. Der sich ergebende Betrag ist ebenso wie bei der Fortschreibung auf volle Eurobetrége zu runden. Der
Teilbetrag fiir das zweite Schulhalbjahr wird aus dem neu festgesetzten Betrag fiir das erste Schulhalbjahr nach
Satz 4 ebenso bestimmt, wie in Jahren, in denen eine Fortschreibung entsprechend der Veranderungsrate in einer
Regelbedarfsstufen-Fortschreibungsverordnung erfolgt: Der Betrag ergibt sich aus der Halfte des Betrags flr das
erste Schulhalbjahr. Die Rundungsregelung aus der Fortschreibungsregelung wird fiir die gesetzliche Festsetzung
tbernommen, hinzu kommt die Ergédnzung der Anlage zu § 34.

Zu Buchstabe ¢

Mit der Anderung in § 34 Absatz 4 entfallt der Eigenanteil, den Schiilerinnen und Schuler bislang fur die Schu-
lerbeférderung zu tragen haben entsprechend der in Art 3 Nummer 2b enthaltener Anderung des § 28 Absatz 4
SGB 1.

Zu Buchstabe d

Mit der in 8 34 Absatz 5 vorgenommenen Ergdnzung wird entsprechend der in Artikel 3 Nummer 2c enthaltenen
Anderung des § 28 Absatz 5 SGB Il sichergestellt, dass ein Bedarf fiir angemessene Lernférderung bereits dann
anzuerkennen ist, wenn nach den wesentlichen Lernzielen ein unzureichendes Leistungsniveau festzustellen ist.
Ausdriicklich kommt es auf eine zuvor festgestellte VVersetzungsgefahrdung zur Anerkennung des Bedarfs nicht
an.

Zu Buchstabe e

Mit Streichung des Begriffs Mehraufwendungen sowie der hiermit korrespondierenden Regelung zur Bestim-
mung des von Schilerinnen und Schiilern zu tragenden Eigenanteils fur schulische Mittagsverpflegung in § 9
RBEG (Artikel 5 Nummer 2), wird entsprechend der in Artikel 3 Nummer 2d vorgenommenen Streichung in 8
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28 Absatz 6 SGB Il sichergestellt, dass Schilerinnen und Schiler kiinftig keinen Eigenanteil bei Inanspruch-
nahme schulischer Mittagsverpflegung zu tragen haben.

Zu Nummer 3 (§ 34a)
Zu Buchstabe a

Der Absatz 2 wird auf Grund der umfassenden Uberarbeitung komplett neu gefasst. In Satz 1 wird die Moglichkeit
der Erbringung der Leistungen durch Geldleistungen neu aufgenommen. Damit wird dem Einwand Rechnung
getragen, dass die Erbringungswege Sachleistungen sowie Direktzahlungen mit hohem Aufwand verbunden sein
kénnen. Wie bisher werden die Leistungen zur Deckung der Bedarfe nach § 34 Absatz 3 und 4 ausschlieRlich
durch Geldleistungen erbracht. Fir die tbrigen Leistungen gilt ebenfalls wie bisher, dass die zustandigen Trager
nach dem SGB XII (ber die Form der Leistungserbringung entscheiden. Fiir die Leistungen nach § 34 Absatz 2
und 5 bis 7 steht nunmehr auch der Erbringungsweg Geldleistungen offen. Ebenfalls weiterhin besteht die Még-
lichkeit fiir die zustandigen Tréger nach dem SGB XII, mit Anbietern pauschal abzurechnen.

Zu Buchstabe b

Mit dem neu in 8 34a einzufligenden Absatz 5 wird die Erbringung der Leistungen fiir Bedarfe nach § 34 Absatz
2 und 5 bis 7 durch Geldleistungen geregelt. Diese Bedarfe kdnnen — je nach Vorliegen der VVoraussetzungen nach
Nummer 1 im Voraus nach an Hand der voraussichtlich im Bewilligungszeittraum bestehenden Bedarfe bewilligt
werden. Die Regelung ermdglicht damit eine Bewilligung der Geldleistungen zu Beginn des Bewilligungszeit-
traums fir den gesamten Bewilligungszeitraum. Nummer 2 regelt den Fall einer nachtraglichen Erstattung ver-
auslagter Betréage, insbesondere auf Wunsch Leistungsberechtigter. Beispiel ware eine Online-Bestellung von
Schulmittagessen mit entsprechender Zahlung des Leistungsberechtigten an den Anbieter, wobei die gezahlten
Betrdge nachtraglich gegenuiber dem zustandigen Tréger nach dem SGB XII angegeben werden. Mdglich ist auch
— insbesondere bei erstmaliger Antragstellung — eine Kombination aus beiden Méglichkeiten. Erst im Laufe des
Bewilligungszeitraums werden erforderliche Angaben zu Leistungen gemacht, so dass es zum einen zu einer Er-
stattung verauslagter Betrdge und flr den restlichen Bewilligungszeitraum zu einer laufenden Bewilligung
kommt.

Zu Buchstabe ¢
Folgednderung zur Einfiigung eines neuen Absatzes 5.
Zu Buchstabe d

Die Anfugung eines Absatzes 7 an § 34a dient dazu, die Erbringung von Leistungen fur Schulausfliige zu verein-
fachen. Insoweit erhalten die zustandigen Tréger nach dem SGB XII die Mdglichkeit, diese Leistungen (iber einen
weiteren Weg zu erbringen. Damit wird eine entsprechende Vereinbarung aus dem Koalitionsvertrag umgesetzt.

Die mit Schulausfliigen verbundenen Kosten variieren stark. In vielen Fallen werden die Kosten von den Schile-
rinnen und Schillern durch die Lehrkraft eingesammelt. Gerade bei kleineren Betrégen ist der Aufwand fiir leis-
tungsberechtigte Schilerinnen und Schiiler, SGB XII-Tréger und Schule hoch, jeweils Einzelantrage fur die Leis-
tungen zu veranlassen. In jedem Fall missen Schilerinnen und Schiler bereits heute gegentber der Lehrkraft
darauf hinweisen, dass sie hilfebedirftig sind und insoweit der zustdndige SGB XII-Trager Leistungen erbringen
muss.

Der neue Erbringungsweg l&sst es zu, dass eine Schule mit dem fir ihren Bezirk zustdndigen Trager nach dem
SGB XII hinsichtlich der Schulausfliige kooperiert. Deshalb wird der neue Erbringungsweg nur auf Antrag der
Schule zugelassen. Grundsatzlich miissen die Kosten von der Schule verauslagt werden, weil erst eine spatere
Sammelabrechnung mit dem zustandigen Trager nach dem SGB XI| erfolgt. Da davon auszugehen ist, dass viel-
fach dafir keine Geldmittel vorhanden sind, kann der zustandige Tréger nach dem SGB XII mit der Schule auch
Abschlagszahlungen vereinbaren. Werden die Leistungen fiir die Schulausfliige Uber Sammelantrége abgerechnet
und die Leistungen fur die Leistungsberechtigten an die Schule ausgezahlt, ist es erforderlich, dass die Leistungs-
berechtigung bereits nachgewiesen ist. Dies kann durch Vorlage des Bewilligungsbescheides fiir Hilfe zum Le-
bensunterhalt oder auch Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung durch Schilerinnen und Schler bei
der Lehrkraft erfolgen.

Zu Nummer 4 (8 40)
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Die Neuregelung in § 40 erméchtigt das BMAS erstmals ab 1. Juli 2020 (vgl. Art. [...] Absatz 2) mit der Fort-
schreibung der Regelbedarfsstufen entsprechend der in § 28a geregelten Verdnderungsrate auch den Teilbetrag
des Bedarfs zur Ausstattung mit personlichem Schulbedarf fiir das erste Schulhalbjahr jahrlich fortzuschreiben.
Der sich aus Anwendung der Veranderungsrate und Rundung nach § 34 Absatz 3a ergebende Wert ist zusammen
mit dem sich daraus ergebenden Teilbetrag fiir das zweite Schulhalbjahr in der Anlage zu § 34 zu verdffentlichen.

Zu Nummer 5 (§ 42b)

Mit der Neufassung des § 42b SGB XII soll der Abschaffung des Eigenanteils fiir Kinder, Schilerinnen und
Schiiler bei gemeinschaftlichen Mittagessen in Schulen, Kitas und Einrichtungen der Kindertagespflege Rech-
nung getragen werden. Die Einfiihrung des Mehrbedarfs flir Mittagessen in Werkstétten fr behinderte Menschen
orientiert sich an der Zielrichtung an den insofern vergleichbaren Bedarfen fiir Mittagessen im Rahmen des Bil-
dungs- und Teilhabepakets (vergleiche Bundestagsdrucksache 18/9522, Seite 327). Entfallt zum 1. August 2019
die Eigenbeteiligung fiir Mittagessen in Schulen, Kitas und Einrichtungen der Kindertagespflege, so entfallt zu-
gleich die Begriindung dafiir, dass Menschen mit Behinderungen, die in Werkstétten fiir behinderte Menschen an
der Mittagsverpflegung teilnehmen, einen Anteil des Mittagessens aus dem Regelbedarf zu finanzieren haben.

Die Neufassung des § 42b des Zwdlften Buches Sozialgesetzbuch enthélt in Absatz 2 keine Eigenbeteiligung
mehr fiir das Mittagessen in Werkstatten flir behinderte Menschen.

Zu Nummer 6 (8§ 46b)

Folgeanderung zur Anderung des § 98 (Nummer 7). Die Erganzung der Zustandigkeitsregelung fiir die Trager
nach dem SGB XII in 8§ 98 muss auch fur die Leistungen nach dem Vierten Kapitel des SGB XII gelten, wenn sie
auch fur erwachsene Leistungsberechtigte nach diesem Kapitel die Leistungen fiir Schulausfliige nach dem neuen
§ 34a Absatz 7 ausfihren.

Zu Nummer 7 (8§ 98)

Durch die Einfligung eines Absatzes 1a in § 98 wird die Zustandigkeit im Fall der Erbringung der Leistungen fiir
Schulausfliige nach dem neuen § 34 Absatz 7 bestimmt. Werden Leistungen fur Schulausfliige gesammelt auf
Antrag einer Schule erbracht, ist der SGB XII-Tréger zustandig, in dessen Gebiet die Schule liegt. Die Schule soll
jeweils nur mit einem zustandigen Trager nach dem SGB XII abrechnen missen. Das gilt auch dann, wenn fir
einzelne Schiilerinnen und Schiiler ein anderer Trager nach dem SGB Xl 6rtlich zustidndig ware, weil die Schi-
lerinnen und Schiller in dessen Gebiet wohnen. Die gednderte Zusténdigkeit ist mdglich, weil die Leistungsbe-
rechtigung bereits gegeniiber der Schule nachgewiesen worden ist.

Zu Nummer 8 (Anlage)

Die neu anzufiigende Anlage zu 8 34 enthélt die aktuellen Werte der Bedarfe zur Ausstattung mit personlichem
Schulbedarf. Die Anlage ist mit jeder Fortschreibung oder gesetzlichen Neufestsetzung nach § 34 Absatz 3a zu
aktualisieren und gibt so die im jeweiligen Kalenderjahr geltende Hohe der anzuerkennenden Bedarfe je Schul-
halbjahr wider.

Zu Artikel 5 (Anderung des Regelbedarfs-Ermittlungsgesetzes)
Zu Nummer 1 (Inhaltsiibersicht)

Es handelt sich um eine Folgeénderung zur Streichung des § 9 RBEG, mit dem die Hohe der Eigenanteile bei
Schiilerbeférderung sowie beim gemeinschaftlichen Mittagessen in Schule, Kita und Kindertagespflege geregelt
werden.

Zu Nummer 2 (8 9)

Es handelt sich um Folgednderungen zur Streichung der Beriicksichtigung von Eigenanteilen bei der Bemessung
der Leistungen fur gemeinschaftliche Mittagessen in Schule, Kita und Einrichtungen der Kindertagespflege sowie
der der Leistungen zur Schiilerbeférderung. Da diese Bedarfe kiinftig ohne Berlicksichtigung von Eigenanteilen
in der nach 8 9 RBEG bestimmten Hohe anzuerkennen sind, bedarf es nicht mehr der gesetzlichen Bestimmung
der regelbedarfsrelevanten Verbrauchsausgaben, die auf Mittagessen und Schiilerbeforderung entfallen.

Zu Artikel 6 (Anderung des Gesetzes zur Ermittlung von Regelbedarfen und zur Anderung des Zweiten
und Zwdlften Buches Sozialgesetzbuch)
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Es handelt sich um eine Folgeanderung zur Streichung des Eigenanteils fiir die ab dem 1. Januar 2020 nach § 42b
SGB XII anzuerkennenden Mehrbedarfe fur Mittagessen in Werkstatten fiir behinderte Menschen in Artikel 7.
Sind fir den Mehrbedarf nach § 42b Absatz 2 SGB XII in der ab dem 1. Januar 2020 geltenden Fassung keine
Eigenanteile in Hohe der hierfiir im Regelbedarf enthaltenen Ausgaben zu tragen, so bedarf es der hierzu der in
Aurtikel 13 Nummer 16 enthaltenen Bemessung des Eigenanteils nicht mehr.

Zu Artikel 7 (Anderung des Bundesteilhabegesetzes)
Folgednderung zur Einfugung des § 42b SGB XII durch Artikel 4 Nummer 5.
Zu Artikel 8 (Anderung der Arbeitslosengeld 11/Sozialgeld-Verordnung)

Es handelt sich um Folgednderungen zur Streichung der Eigenanteile beim gemeinschaftlichen Mittagessen in
Schule, Kita und Kindertagespflege (vergleiche Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe d).

Zu Artikel 9 (Inkrafttreten)
Das Gesetz tritt vorbehaltlich der Regelungen in Artikel 9 Absatz 2 bis 5 am 1. Juli 2019 in Kraft.

Die Anderungen zur Aufhebung der oberen Einkommensgrenzen, zur Anrechnung des Einkommens der Eltern
und zur erweiterten Zugangsmaglichkeit zum Kinderzuschlag treten zum 1. Januar 2020 in Kraft (Absatz 2).

Artikel 3 Nummer 1 [8 21 Absatz 4 Satz 1 SGB I1] betrifft eine redaktionelle Klarstellung und tritt deshalb am
Tag nach der Verkiindung dieses Gesetzes in Kraft (Absatz 3).

Die insbesondere mit den Anderungen beim Bildungs- und Teilhabepaket verbundenen Anderungen treten ein-
heitlich am 1. August 2019 in Kraft. Eine Umsetzung zum 1. Juli 2019 wiirde in Landern, in denen der letzte
Schultag des Schuljahres im Juli 2019 liegt, eine verwaltungsaufwindige Anderung des Abrechnungsverfahrens
fur den letzten Monat des Schuljahres zur Folge haben (Absatz 4).

Absatz 5 betrifft das spatere Inkrafttreten der Regelung zur Fortschreibung und gesetzlichen Neufestsetzung (Ar-
tikel 4 Nummer 2 Buchstabe b: § 34 Absatz 3b SGB XII) sowie zur Ergénzung der hiermit in Zusammenhang
stehenden Verordnungserméchtigung in § 40 SGB XII (Artikel 4 Nummer 3 und 4). Die erstmalige Fortschrei-
bung oder gesetzliche Neufestsetzung der Bedarfe zur Ausstattung mit persénlichem Schulbedarf soll zum 1.
Januar 2021 erfolgen. Hierftr muss fir den Fall, dass die Ergebnisse einer bundesweiten EVS im Jahr 2020 noch
nicht vorliegen, die ergénzte Verordnungsermdchtigung so rechtzeitig in Kraft treten, dass es dem BMAS recht-
zeitig in 2020 erlaubt ist, zusammen mit einer dann notwendigen Regelbedarfsstufen-Fortschreibungsverordnung
den Teilbetrag fur das erste Schulhalbjahr und den sich daraus ableitenden Teilbetrag fiir das zweite Schulhalbjahr
fiir das Jahr 2021 mittels Verordnung festzusetzen. Die Vorschrift sieht deshalb ein Inkrafttreten zum 1. Juli 2020
vor.
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Anlage 2

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. 8 6 Absatz 1 NKRG

Entwurf eines Gesetzentwurfs zur zielgenauen Starkung von Familien und ihren Kindern
durch die Neugestaltung des Kinderzuschlages und die Verbesserung der Leistungen fir
Bildung und Teilhabe (NKR-Nr. 4651, BMFSFJ, BMAS)

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des oben genannten Regelungsvorhabens ge-
pruft.

l. Zusammenfassung

Burgerinnen und Burger

Jahrliche Entlastung im Einzelfall (Kinderzuschlag -KiZ): -1h 30 min (-37,50 Euro)
Jahrliche Entlastung im Einzelfall (Bildungspaket - BuT): -31 min (12,92 Euro)
Jahrliche Belastung ab 2020 im Saldo: 127.000 Stunden (3,2 Mio. Euro)

(davon 14,3 Mio. Euro durch Kiz,
-11,1 Mio. Euro durch BuT)

Wirtschaft
Jahrliche Entlastung: -14,8 Mio. Euro
davon aus Informationspflichten: -14,8 Mio. Euro
Verwaltung
Bund
Jahrlicher Erflllungsaufwand: 72,5 Mio. Euro
Einmaliger Erfullungsaufwand: 2,9 Mio. Euro

Einmaliger Erfullungsaufwand aus OZG-

Konkretisierung (Digitalisierung Kinderzuschlag): 15 Mio. Euro
Lander
Jahrlicher Erfullungsaufwand (Entlastung): -13,6 Mio. Euro
‘One in one out’-Regel Im Sinne der ,One in one out'-Re-

gel der Bundesregierung stellt der
jahrliche Erfullungsaufwand der
Wirtschaft in diesem Regelungs-
vorhaben ein ,Out* von 14,8 Mio.
Euro dar.




Drucksache 19/7504 —-54 - Deutscher Bundestag — 19. Wahlperiode

Evaluierung Die Regelungen werden bis zum
31. Juli 2022 evaluiert.

Ziele: | Prifen, ob Familien und besonders
Kinder, die in verdeckter Armut le-
ben, durch den erweiterten KiZ-Be-
zug gezielt erreicht werden und
dauerhaft aus dem SGB Il-Bezug
herausgehalten werden kdnnen.

Kriterien/Indikatoren: | Zugangszahlen von Berechtigten
und deren Kindern in den KiZ-Be-
zug aus der Gruppe der SGB Il Be-
zugsberechtigten, Dauer des KizZ-
Bezugs

Datengrundlage: | Die Kiz-Statistik der BA/Familien-
kasse wird geringfigig erweitert,
um die Kriterien zu erfassen.

Die Ressorts BMFSFJ und BMAS haben den Erfullungsaufwand plausibel dargestellt.
Der Nationale Normenkontrollrat erhebt im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags keine
Einwande gegen die Darstellung der Gesetzesfolgen in dem vorliegenden Regelungsent-
wurf. Bezogen auf den Einzelfall enthalt der Gesetzentwurf sinnvolle Entbirokratisierun-
gen. Der zuséatzliche Aufwand entsteht alleinig durch den prognostizierten Anstieg der
Anzahl an Bezugsberechtigten beim Kinderzuschlag (Kiz).

1. Im Einzelnen

Im Koalitionsvertrag wurde ein Malinahmenpaket zur Bekdmpfung der Kinderarmut vereinbart,
durch das geringverdienende Familien besser erreicht werden kénnen und welches die finanzi-
elle Planungssicherheit in dieser Einkommensgruppe verbessert. Zudem sollte die Beantragung
des Kinderzuschlags entburokratisiert werden. Verbesserungen sieht der Koalitionsvertrag auch
fur die Leistungen fur Bildung und Teilhabe (BuT) vor. Neben Leistungsverbesserungen steht
eine Verringerung des unverhaltnisméafRigen hohen burokratischen Aufwands im Mittelpunkt, der
die Inanspruchnahme durch die Zielgruppe behindert! und damit Kinder aus einkommensschwa-

chen Familien benachteiligt.

1 Zweiter Zwischenbericht: Evaluation der bundesweiten Evaluation Inanspruchnahme und Umsetzung der Leistungen fur Bildung und
Teilhabe, Juli 2015
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Im Detail beinhaltet der Gesetzentwurf folgende Regelungen, die zum 1. Juli 2019 (bzw. 1. Ja-

nuar 2020) in Kraft treten sollen:

Kinderzuschlag

Der Kinderzuschlag (KizZ) soll der Hohe nach so bemessen sein, dass er zusammen mit dem Kin-
dergeld und dem anteiligen Wohngeld eines Kindes den durchschnittlichen Gesamtbedarf eines
Kindes deckt. Die Bewilligung setzt eine Bedarfsprifung voraus, die sich nach dem Einkom-

mensbegriff des SGB Il richtet.

1. Der Kinderzuschlag wird von derzeit 170 Euro auf 185 Euro monatlich angehoben, so
dass er zusammen mit dem Kindergeld das steuerfrei zu stellende Existenzminimum ab-
deckt.

2. Der Bewilligungszeitraum fir den Kinderzuschlag wird auf 6 Monate vereinheitlicht.
Ebenso wird der Bemessungszeitraum auf 6 Monate vor dem Antragszeitpunkt festge-
setzt und die Nachweiserbringung fur die Bedarfsprufung (insbesondere beim Einkom-
men und den Kosten der Unterkunft) erheblich vereinfacht. Das bringt Birokratieentlas-
tungen fur Familien und die Familienkassen.

3. Zusatzliches Einkommen von Kindern ab einer Einkommensgrenze von 100 Euro mindert
ab Januar 2020 den Gesamtkinderzuschlag nur noch um 45 Prozent (derzeit: 100 Pro-
zent), wenn dadurch nicht mehr als 100 Euro unberticksichtigt bleiben. Kindesvermégen
wird erst ab dem doppelten Grundfreibetrag beriicksichtigt.

4. Zusatzliches Einkommen von Eltern ab einer Einkommensgrenze von 100 Euro mindert
den Kinderzuschlag nur um 45 Prozent (derzeit: 50 Prozent).

5. Um zu vermeiden, dass der Kinderzuschlag bei Eltern schlagartig entfallt, wenn ihr Ver-
dienst eine Einkommensobergrenze Ubersteigt, wird die obere Einkommensgrenze ab
dem 1. Januar 2020 abgeschafft. Der Wegfall dieser ,,Abbruchkante” sorgt fir mehr Konti-
nuitat in der Leistungsgewahrung, verbessert die finanzielle Planungssicherheit fir ein-
kommensschwache Familien und bringt in Verbindung mit dem Wegfall der riickwirkender
Prifungen und Leistungsrickforderungen auch spirbare Blrokratieentlastungen fir Fa-
milien und die Familienkassen.

6. Fur Geringverdiener, deren Einkommen bis zu 100 Euro unter der SGB Il-Einkommens-
schwelle liegt, wird ein erweiterter Zugang zum Kinderzuschlag geschaffen. Damit sollen
Familien, die in verdeckter Armut leben, gezielt erreicht und nachhaltiger unterstitzt wer-
den. Die Wirksamkeit dieser bis zum 31.12.2022 befristeten Regelung wird bis
31.07.2022 evaluiert.
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7. Des Weiteren vereinfacht das Ressort die Formulare fir den neuen KiZ-Antrag, pruft ihn

auf Verstandlichkeit und setzt den Antrag fir die neue Leistung digital um.

Bildungspaket

8. Die Eigenbeteiligung einkommensschwacher Familien am gemeinschaftlichen Mittages-
sen ihrer Kinder in Schule, Kindergarten sowie Einrichtungen der Kindertagespflege und
bei der Schilerbeférderung wird gestrichen. Damit entféllt die Rechtsgrundlage fiir die Ei-
genbeteiligung an den Kosten der Mittagsverpflegung in Werkstétten fur behinderte Men-
schen aus dem Regelbedarf. Diese Malinahmen sorgen flr eine Burokratieentlastung.

9. Hiurden zur Inanspruchnahme von BuT-Leistungen (insbesondere Mittagsverpflegung,
Ausfliige, Teilhabe) werden beseitigt, indem all jenen Haushalten die Leistungsgewah-
rung antraglos gewahrt wird, die eine der anspruchsauslésenden Leistungen beziehen?.
Zudem kénnen Schulen kiinftig die Kosten von Schulausfliigen fur leistungsberechtigte
Kinder gesammelt mit dem Trager abrechnen.

10. Hinsichtlich der Lernférderung stellt der Entwurf klar, dass eine bevorstehende Verset-
zungsgefahrdung nicht mehr die Voraussetzung fur Gewahrung der Lernférderung ist. Die
Lernférderung kann daher zu einem friilheren Zeitpunkt ansetzen.

11. Das ,Schulstarterpaket wird von 100 Euro auf 150 Euro aufgestockt.

II.1. Erfullungsaufwand

Birgerinnen und Burger

Fur Burgerinnen und Birger ergibt sich ab dem Jahr 2020 ein jahrlicher Erfallungsaufwand
von 127.000 Stunden im Saldo (3,2 Mio. Euro). Darin enthalten ist eine Entlastung von ca.
113.000 Stunden (2,8 Mio. Euro) jahrlich durch den Wegfall der Abrechnung fiir den Eigenanteil
der Mittagesverpflegung fiir Kinder. Durch das Entfallen gesonderter formaler Antragstellung auf
eine BuT-Leistung kommen weitere 330.000 Stunden (8,3 Mio. Euro) an Entlastung hinzu. Beim
Kinderzuschlag ergibt sich allein aufgrund der stark steigenden Fallzahl (+190.000 Falle) eine
Belastung von 570.000 Stunden (14,3 Mio. Euro). Im Einzelfall werden KiZ-Antragsteller um je-
weils 1,5 Stunden entlastet.

2 Empfehlung Nr. 7 in: Schlussbericht: Evaluation der bundesweiten Inanspruchnahme und Umsetzung der Leistungen fiir Bildung und
Teilhabe. Kurzfassung mit Empfehlungen, Mai 2016.
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Wirtschaft

Die Wirtschaft wird um insgesamt 14,8 Mio. Euro entlastet.

Davon entfallen 9,1 Mio. Euro auf den Wegfall des Abrechnungs- und Dokumentationsaufwands
im Zusammenhang mit den Eigenanteilen bei der Schiilerbeférderung und dem gemeinschattli-
chen Mittagessen (530.000 Falle, Zeitaufwand 44 min pro Einzelfall, Lohnsatz

22,62 Euro/Stunde, zzgl. Sachkosten von 0,60 Euro pro Einzelfall).

Hinzu kommt die Umsetzung von Empfehlung Nr. 7 der Evaluation der BuT-Leistungen. Ange-
regt wurde, die Inanspruchnahme der BuT-Leistungen ohne gesonderte Beantragung all jenen
Haushalten zu ermdglichen, die eine der anspruchsauslésenden Sozialleistungen beziehen und
die Einfiihrung von Sammelabrechnungsmaglichkeiten fir Schulen. Zukiinftig sollen nur noch fir
Leistungen fir Klassenfahrten und fir die Lernférderung Antrage notwendig sein. Der teilweise
Wegfall von Gutscheinverfahren fiir die Mittagsverpflegung (141.000 Falle jahrlich, Zeitaufwand
50 min pro Einzelfall, 22,62 Euro/Stunde, zzgl. Sachkosten von 0,65 Euro pro Einzelfall) und an-
dere Teilhabeleistungen nach § 28 7 SGB Il (67.000 Félle jahrlich, 32,30 Euro/Stunde, zzgl.

Sachkosten von 5 Euro pro Einzelfall) fiUhren zu einer Entlastung von 5,7 Mio. Euro.

Verwaltung

Bund

Der einmalige Erfillungsaufwand der Bundesagentur fir Arbeit (BA) liegt bei 2,9 Mio. Euro.
Davon entfallen ca. 2,5 Mio. Euro auf die Kosten zur Qualifizierung, Einarbeitung und Rekrutie-
rung zuséatzlichen Personals. Dies ist notwendig, um die Bearbeitung der zusatzlichen KiZ-An-
trdge und das Fallmanagement leisten zu kénnen. Weitere 200.000 Euro entfallen auf die opera-
tive und administrative Umsetzung der Rechtséanderungen in der Familienkasse. Darunter fallen
Kosten fur den Veranderungsaufwand in den Service-Centern sowie die Anpassung von Verfah-
rungshilfen, Verfahrensweisen (einschl. Berechnungshilfen), der fachlichen Prifung und Anpas-
sung von Gesprachsleitfaden, Merkblattern und Bescheiden sowie Kosten fir die Planung und
Abstimmung der erforderlichen Anderungen im IT-Fachverfahren auf der administrativen Seite.
Die IT-Weiterentwicklung verursacht weitere 185.000 Euro. SchliefZlich entfallen 24.000 Euro auf

die Anpassungen der Bestandsstatistik und des Berichtswesens:
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geschatzte
Kostentrager Aufgabe Kostenhbdhe
Anpassungen KIWI-Berechnungshilfe 100.000,00 €
. ) Anpassung Vordrucke
IT-Weiterentwicklung
sowie Anpassung der 185.500 00 € Druck Antragsvordrucke (extra Version & hohere Auflage)
Vqrdrucke und Merk- ’ Anpassung Merkblatt 85.500,00 €
blatter p 9
Druck Merkblatt (extra Version & héhere Auflage)
Anpassung Bescheide
24.000,00 € | Anpassung Bestandsstatistik 24.000,00 €
fachliche Prufung der Gespréchsleitfaden, Arbeitshilfen, FAQ 6.500,00 €
Anpassung Intranet/Internet 24.500,00 €
Verfahrensweisungen (WH Anpassung KIWI-Berechnungshilfe)
administrative/opera-
tive Umsetzung der Verfahrensweisungen (Anpassung AAV inkl. Abstimmung)
Rechtsanderung; .
Veranderungsauf- 199.000,00 € |-Anpassung DA-KiZ
wand in den Service- i
Centern: Binnen. |nformgnonsformate/\NH/FAQ 168.000,00 €
K "k ti Rechtliche Zulieferung, Betreuung und Abnahme von KIWI,
ommunikation Vordrucke, Merkblatt, Bescheide, GPM, Intranet, Internet,
Qualifizierung
Anpassung GPM (Planung, Umsetzung, Abstimmung)
Anpassung GPM (Qualitatssicherung Zentrale)
Qualifizierungen 600.000,00 €
Erfahrungsaustausch Teamleiter KiZ 25.000,00 €
Qualifizierung/
Personal 2.520.000,00 € | purchfiihrung der Auswahlverfahren 466.000,00 €
Einstellungsaktivitdten 29.000,00 €
Einarbeitungsarbeiten zusatzlicher Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter 1.400.000,00 €
Gesamtkosten: 2.928.500,00 €

Anlasslich der beim Kinderzuschlag vorgenommenen Verwaltungsvereinfachungen und der Digi-
talisierung der durch den vorliegenden Gesetzentwurf vereinfachten Antragstellung hat das
BMFSFJ auch den einmaligen Erfullungsaufwand flr diese Digitalisierung ermittelt und darge-
stellt. Der digitale Antrag auf den Kinderzuschlag ist im OZG-Umsetzungskatalog (Lebenslage
Geburt) enthalten. Das Onlinezugangsgesetz (OZG) ist die Rechtsgrundlage fur das Digitalisie-
rungsprogramm, aus dem die Mittel fir die Umsetzung bereitgestellt werden. Die Darstellung des
dazugehdérigen Erfullungsaufwands ist im OZG 2017 nicht quantifiziert worden. Damit stellt die
Darstellung des Erflillungsaufwands in diesem Verfahren eine Konkretisierung des Erfiillungsauf-
wands des OZG dar:
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Digitalisierung des Kinderzuschlags

Entwicklungskosten

Entwicklungsposition Kostensatz* Personentage Kosten
Online-Antragstrecke (sdmtliche Antragsanliegen) 3.600 4.500.000 €
Neue Schnittstelle zu KIWI zur Vorblendung der 2000 2 500.000 €
Kundendaten ' U
Querschnittsfunktionen (Responsive Design,

Mehrsprachenféhigkeit, Barrierefreiheit etc. 2.000 2:500.000 €
Self-Service-Funktionen (z.B. Bearbeitungsstands- oder 1.250¢€ 720 900.000 €
Zahlungsinformationen) '
Onlme;-Begchadgrteﬂqu, inlne-Kundenablage, 2000 2 500.000 €
Fall-Historie, Anliegenubersicht

Bearbeitungsassistent, automatisierte Verarbeitung 1.680 2.100.000 €
Summen 12.000 15.000.000 €

Zudem werden mit diesem Entwurf die langfristigen Entlastungen, die sich aus der Digitalisierung
des Kinderzuschlag und der in diesem Fachgesetz geregelten Vereinfachungen insgesamt erge-

ben, quantifiziert und dargestellt.

Der jahrliche Erfullungsaufwand der Verwaltung des Bundes liegt ab 2021 (nach vollzogener
Systemumstellung) bei 72,5 Mio. Euro durch den neuen Kinderzuschlag, der eine deutlich gro-
Bere Anzahl von Familien erreicht. Der Erfullungsaufwand des Bundes erhéht sich durch die stei-
gende Anzahl der Leistungsberechtigten aufgrund des Wegfalls der oberen Einkommensgrenze
und der erweiterten Zugangsmaglichkeit im unteren Einkommensbereich. Der Annahme des
Ressorts liegt zugrunde, dass durch die Anderungen ab Juli 2019 zunéchst ca. 69.000 Kinder
bzw. ab Januar 2021 (nachdem samtliche Altfalle abgearbeitet sind und die Digitalisierung voll-
standig abgeschlossen ist) Familien von ca. 453.000 Kindern jahrlich zusatzlich durch den Kin-
derzuschlag erreicht werden. Bei einer aufwandsdeckenden Fallpauschale von 160 Euro pro
Kind und Jahr ergibt sich ein jahrlicher Erfullungsaufwand von 72,5 Mio. Euro beim Kinderzu-
schlag.

Wahrend die Neugestaltung des Kinderzuschlags durch den Anstieg im Leistungsbezug in der
Summe zu einem deutlich héheren Erfullungsaufwand fuhrt, vereinfacht sich die Beantragung
und Leistungsgewahrung im Einzelfall. Diese Vereinfachungen in der Verwaltungspraxis der Fa-

milienkasse sind ein groRer Schritt nach vorn.
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Durch die Ankniipfung an Einkommen und Kosten der Unterkunft, die zum Zeitpunkt der Ent-
scheidung bereits endgultig feststehen, wird die Nachweisfiihrung aus Blrokratiekostenperspek-
tive erleichtert. Zudem vermeidet die Leistungsbewilligung auf der Grundlage des durchschnittli-
chen Einkommens innerhalb der letzten 6 Monate vor Antragstellung in Verbindung mit dem
Wegfall der oberen Einkommensgrenze die verwaltungsaufwandige Praxis vorlaufiger Entschei-
dungen und eine Vielzahl riickwirkender Prifungen sowie damit verbundener Leistungsrickfor-
derungen. Dies entlastet das Fallmanagement und die Antragstellung und verlagert den Fokus
der Leistung auf die eigentliche Funktion des Kinderzuschlags als eine zielgerichtete Unterstiit-

zungsleistung einkommensschwacher Familien.

Das quantitative Ausmalfd der Entlastungswirkung dieser Neuregelungen beim Kinderzuschlag in
Verbindung mit der Digitalisierung des Antragsverfahrens zeigt sich in der Einzelfallbetrachtung:
Diese Verwaltungsvereinfachungen beim Kinderzuschlag senken den jahrlichen Bearbeitungs-
aufwand fir die Verwaltung von 243 Euro pro Fall im Jahr 2019 um rund 26 Prozent auf ca.

180 Euro pro Fall. Bei erfolgreicher Live-Schaltung des Online-Antrags ergibt sich im Verwal-
tungsvollzug bei den digitalen Neuantragen ab 2020/21 (ca. 160 Euro pro Fall jahrlich) eine Ein-

sparung von 34 Prozent im Vergleich zum alten analogen KizZ-Antrag®.

Verwaltung (Lander)

Die Entlastungen fiir die Verwaltung der Lander ergeben sich aus den Anderungen am Bil-

dungspaket und belaufen sich auf 13,6 Mio. Euro jahrlich.

Darin enthalten sind Einsparungen von 12,9 Mio. Euro aus dem teilweisen Wegfall von Gut-
schein-Verfahren im Bereich der Mittagsverpflegung (141.000 Falle), bei Ausfliigen (180.000
Falle) und Teilhabe-Leistungen (67.000 Falle). Das Ressort rechnet damit, dass es jeweils in ei-

nem Drittel der jeweiligen Leistungsart zu folgenden Entlastungen kommt:

o Auf Ausflige entfallen Entlastungen von 5,6 Mio. Euro (davon 4,5 Mio. Euro Personalkos-
ten; 1,1 Mio. Euro Sachkosten).

¢ Bei der Mittagsverpflegung belaufen sich die Entlastungen auf 5,4 Mio. Euro.

e Bei den Ubrigen Teilhabe-Leistungen ergeben sich Entlastungen von 1,8 Mio. Euro (da-

von 1,3 Mio. Euro Personalkosten, 0,5 Mio. Euro Sachkosten).

% Die vom Ressort geschatzten Aufwandsdifferenzen sind abgeleitet aus den fortgeschriebenen Werten der Organisationsuntersuchung
von Capgemini Consulting und den fortgerechneten vereinbarten Fallpauschalen.
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Des Weiteren sind Einsparungen aus der Abrechnung des Eigenanteils zur Schilerbeférderung
von 750.000 Euro enthalten. Dieser setzt sich zusammen aus einer Personaleinsparung von
448.000 Euro (94.800 Falle im Rechtskreis SGB Il, Einzelfall 9 min, Stundensatz 31,50 Euro) und
einer Sachkosteneinsparung von 148.000 Euro (1,56 Euro im Einzelfall). Analog fur den Rechts-
kreis BKGG betragt der Aufwand 150.000 Euro (Schatzung basierend auf Erfahrungswerten: 25

Prozent des Aufwands des Rechtskreises SGB II).

I1.3. ,0Onein one Out‘-Regel

Im Sinne der ,One in one out'-Regel der Bundesregierung stellt der jahrliche Erfullungsaufwand

der Wirtschaft in diesem Regelungsvorhaben ein ,,Out“ von 14,8 Mio. Euro dar.

I1.4. Evaluierung
Das Regelungsvorhaben soll zum 31. Juli 2022 evaluiert werden. Damit soll geprift werden, ob

die angestrebte Wirkung — Familien und besonders Kinder, die in verdeckter Armut leben, durch

staatliche Unterstitzungsleistungen zu erreichen — erzielt werden kann.

I1l. Ergebnis

Die Ressorts BMFSFJ und BMAS haben den Erfullungsaufwand plausibel dargestellt. Der Natio-
nale Normenkontrollrat erhebt im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags keine Einwande gegen
die Darstellung der Gesetzesfolgen in dem vorliegenden Regelungsentwurf. Bezogen auf den
Einzelfall enthalt der Gesetzentwurf sinnvolle Entbirokratisierungen. Der zusatzliche Aufwand
entsteht alleinig durch den prognostizierten Anstieg der Anzahl an Bezugsberechtigten beim Kin-

derzuschlag (Kiz).

Prof. Dr. Kuhlmann Dr. Dickert

Stellvertretende Vorsitzende Berichterstatterin



	Verbesserungen der Bildungs- und Teilhabeleistungen (sogenanntes Bildungspaket)
	Neugestaltung des Kinderzuschlags
	Verbesserungen der Bildungs- und Teilhabeleistungen (sogenanntes Bildungspaket)
	4.1. Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger
	4.2. Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft
	4.3. Erfüllungsaufwand der Verwaltung

	Zu Artikel 4 (Änderung des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch)
	Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Absatz 1 NKRG
	Entwurf eines Gesetzentwurfs zur zielgenauen Stärkung von Familien und ihren Kindern durch die Neugestaltung des Kinderzuschlages und die Verbesserung der Leistungen für Bildung und Teilhabe (NKR-Nr. 4651, BMFSFJ, BMAS)
	I. Zusammenfassung
	II. Im Einzelnen
	II.1.  Erfüllungsaufwand
	Bürgerinnen und Bürger
	Wirtschaft
	Verwaltung

	II.3. ‚One in one Out‘-Regel
	II.4. Evaluierung
	III. Ergebnis





